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Fünf Jahre nach dem Ende der NATO-
Intervention und dem Rückzug des ser-
bischen Militärs und der serbischen „Si-
cherheitskräfte“ aus dem Kosovo ist die
Zukunft der formalrechtlich immer
noch serbischen Provinz, faktisch je-
doch eines UN-Protektorates, ungewis-
ser denn je. Die Frage, wie es denn wei-
tergehen soll mit diesem Gebiet auf
dem Westbalkan, das man zwar von
der Unterdrückung des Milosevic-Regi-
mes befreit und vor der geplanten
„Endlösung“ qua Vertreibung und Völ-
kermord gerettet hat, das aber nun im-
mer weiter in einem Sumpf aus sozia-
ler Misere und Kriminalität versinkt,
bleibt unbeantwortet. Man könnte sich
auf den Standpunkt stellen, dass man
erst einmal nichts überstürzen sollte,
dass sich mit der Zeit unter der schüt-
zenden „Käseglocke“ einer KFOR-ver-
bürgten Sicherheit und einer UN-ver-
walteten Alltäglichkeit schon noch
irgendwann wünschenswerte Zustände
herausbilden werden, wie das Leben
aus der Ursuppe. Diese Sicht der Dinge
ist aber einfach nicht akzeptabel, denn
weder kann die KFOR wirklich die Si-
cherheit garantieren, wie die Unruhen
des vergangenen März so überaus dra-
matisch bewiesen, noch ist die UNMIK-

garantierte Alltäglichkeit eine wün-
schenswerte.

Obwohl die Arbeitslosigkeit im Kosovo
auch nach offiziellen Angaben fast bei
60% liegt, was schon katastrophal ge-
nug wäre, legen unabhängige Erhe-
bungen eher eine Zahl von über 70%
nahe; Tendenz steigend. Im Steigen be-
griffen ist auch die Kindersterblichkeit,
ein sicherer Indikator für fortschrei-
tende Verarmung: Mit 55 Promille Kin-
dersterblichkeit während der ersten 
sechs Tage liegt das Kosovo weit an der
europäischen Spitze. Kein Wunder,
wenn man die sich rapide vollziehen-
de Abnahme von trinkbarem Wasser
bedenkt, die überall aufbrechende Um-
weltvergiftung und den Mangel an me-
dizinischem Personal. Bildungsexper-
ten der Universität Prishtina weisen
noch auf eine andere Entwicklung mit
kaum abschätzbaren Spätfolgen hin:
die wachsende Zahl von Schulabbre-
chern und der damit verbundene An-
stieg des Analphabetismus. Bereits jetzt
sind etliche der ohnehin nur wenigen
Investitionsvorhaben deshalb wieder
zurückgenommen worden, weil den In-
vestoren Zweifel an der mittel- und
langfristigen Verfügbarkeit ausreichend

Editorial:
Kosovo Ð Zur schwierigen Suche
nach der vernŸnftigen Option

Klaus Lange
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qualifizierter Arbeitskräfte gekommen
waren.

Man könnte die Liste der Indikatoren
des allseitigen Niederganges beliebig
fortsetzen, von der ubiquitären Straßen-
räuberei über den sich ausweitenden
Menschenhandel bis zu den so typi-
schen Stromausfällen. Eines kann auf
keinen Fall bestritten werden: Die Be-
dingungen unter dem UN-Protektorat
sind nicht nur eine Zumutung für die
Menschen, die das Pech haben, im Ko-
sovo leben zu müssen, sondern sie stel-
len auch ein zunehmendes Sicher-
heitsrisiko dar, weil Verzweiflung auf
Grund von Verelendung jederzeit von
Extremisten und der fest etablierten Po-
lit-OK für ihre sinistren Zwecke instru-
mentalisiert werden kann: Die März-
Unruhen mit 19 Toten, Hunderten von
Verletzten und noch gar nicht über-
schaubarem Sachschaden waren ein
alarmierendes Beispiel dafür, wie leicht
im Kosovo die Emotionen frustrierter
Massen von Politgangstern missbraucht
werden können.

Bei jedem, der mit offenen Augen das
Kosovo besucht, verfestigt sich vor al-
lem der eine Gedanke: So wie es ist,
darf es nicht bleiben! Nach kürzester
Zeit verflüchtigt sich für den, der die
allgemeine Perspektivlosigkeit nicht
durch die Scheiben weißgestrichener
UNMIK-Fahrzeuge betrachtet, das Lü-
gengebäude der Protektoratsbürokratie
von „Stabilität“ und „auf dem Weg zur
Normalisierung“-Sein, und man ver-
steht die Kosovaren sehr gut, wenn sie
diese UNMIK nicht mehr als Teil der
Lösung, sondern als Teil des Problems
beschreiben.

Wie kann es weitergehen? Eines ist auf
jeden Fall ausgeschlossen: die Wieder-

eingliederung des Kosovo, unter wel-
chen Vorzeichen auch immer und mit
welchem Maß an Autonomie auch im-
mer, in den serbischen Staat. Kein ko-
sovoalbanischer Politiker würde auch
nur die zarteste Andeutung von Kon-
zession in diese Richtung politisch 
überleben. Auch die vom serbischen
Ministerpräsidenten Kostunica seit ei-
niger Zeit vorgetragene Idee einer „Kan-
tonisierung“ des Kosovo, sprich der
Herstellung einer umfassenden Auto-
nomie für die serbischen Enklaven, hat
keine Zukunft, vor allem dann nicht,
wenn – wie vorgeschlagen – diese auto-
nomen Enklaven durch Korridore ver-
bunden werden sollen, in denen die
Regierung in Prishtina ebenfalls fak-
tisch nichts zu sagen hätte. Abgesehen
von der unüberwindlichen emotiona-
len Hürde, die sich diesem Vorschlag
entgegenstellt, würde dieser ein so kras-
ses Missverhältnis von de facto ausge-
gliederter Fläche zu darin wohnender
Bevölkerung implizieren, dass die oh-
nehin aus guten Gründen bezweifelte
ökonomische Lebensfähigkeit des Ge-
samtkosovo dann mit Sicherheit nicht
mehr gegeben wäre.

Dann also staatliche Unabhängigkeit?
Die Befürworter – und das sind aus-
nahmslos alle albanischen Parteien im
Kosovo – argumentieren, dass die Un-
abhängigkeit eine Unsicherheit besei-
tigen würde, die vor allem die Ursache
bisher ausbleibender Investitionen sei.
Man müsse endlich damit beginnen,
entscheidende Kompetenzen, von der
Regelung der bisher stagnierenden Pri-
vatisierung bis zur Gestaltung der
Außenbeziehungen, von der UNMIK
auf die kosovarischen Institutionen 
zu übertragen. Gegen diese Zielsetzung
spricht vor allem die Qualität der poli-
tischen Klasse im Kosovo, ihre weit ge-
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hende (Ausnahmen bestätigen die Re-
gel!) Unerfahrenheit und Naivität auf
der einen Seite und das Ausmaß des
Einflusses, den die Polit-OK in der ko-
sovarischen Politik tatsächlich besitzt.

Wer sich die Mühe macht, sich syste-
matisch über die seit 1999 verübten po-
litischen Morde ein Bild zu machen,
kann nur entsetzt sein. Wer sich über
das in den Parteien herrschende auto-
ritäre Klientele-System informiert, wird
die Realisten in der zuständigen Abtei-
lung des State Department verstehen,
die entgegen dem Druck der kosovo-
albanischen Lobby in den USA das The-
ma der Unabhängigkeit bisher immer
mit großen Fragezeichen versehen
haben. Wer glaubt, dass man zum Auf-
bau einer Demokratie nicht zuletzt De-
mokraten braucht, kann heute nicht
guten Gewissens einer baldigen Un-
abhängigkeit des Kosovo das Wort re-
den.

Die Kosovoalbaner haben eine „Rück-
kehr nach Serbien“ auf keinen Fall ver-
dient, sie haben aber auch nicht die
Herrschaft brutaler Clanführer in der
Verkleidung normaler politischer Füh-
rer verdient, die auf der einen Seite von
„Demokratie“, „Weg nach Europa“ und
„allgemeiner Prosperität“ reden, die 
aber auf der anderen Seite Ansätze zu
eben jener Prosperität durch ihr krimi-
nelles Parasitentum liquidieren, eben-
so wie sie physisch diejenigen beseiti-
gen, die sich ihrem ungebrochenem
Machtstreben als hinderlich erweisen.
Auf keinen Fall aber auch haben die
Kosovaren die Fortführung eines Pro-
tektorates auf UNMIK-Art verdient, un-
ter dessen inkompetenter Entmündi-
gungspolitik alles stagniert, nur nicht
die Mutation des Kosovo zu einer eu-
ropäischen „no-go-area“.

Was erforderlich wäre, wäre ein „intel-
ligentes Protektorat“, das jenseits der
heute bestimmenden bürokratischen
Arroganz den Kosovaren ermöglicht,
zunehmende Erfahrungen mit dem po-
litischen Geschäft zu sammeln, das der
Polit-OK mit entschlossenem Handeln
den Schneid abkauft und der interna-
tionalen Gemeinschaft den Gedanken
zu verkaufen vermag, dass die Verant-
wortung für das Kosovo nicht mit dem
Ende der Bombardierung vor fünf Jah-
ren verschwunden ist.

Ein Gedanke noch, der den Fall Koso-
vo als Hinweis auf eine inzwischen glo-
bale Problematik erscheinen lässt: Im
Zeitalter der Globalisierung muss der
„fall out“, den das Scheitern von Staa-
ten freisetzt, Kriminalität, Seuchen, 
Migration, Terrorismus und vieles 
Negative mehr als Problem einer „Welt-
innenpolitik“ perzipiert werden. Das-
selbe galt und gilt für die Konkursmas-
se des alten Jugoslawien, zu der auch
das Kosovo gehört. Die Welt ist zu klein
geworden, als dass man den giftigen
„Rauch“, der aus zahlreichen regiona-
len Kollapsen aufsteigt, nicht mit 
einatmen müsste. Von daher gesehen
haben Interventionen aller Art fast 
eine Notwehr-Legitimation, so proble-
matisch das im Einzelfall auch sein
mag. Das Problem in diesem Zusam-
menhang besteht aber vor allem darin,
dass Intervention zwar machbar ist,
auch erfolgreich wie Afghanistan, Irak
und auch das Kosovo zeigen, dass aber
der Aufbau einer akzeptablen Neu-
ordnung nicht gelingen kann, wenn
auf naive Art versucht wird, Ord-
nungstypen zu exportieren und auf 
Gesellschaften aufzupfropfen, denen 
sie nicht angemessen sind. Für den
Glauben an die universale Gültigkeit
und Verwendbarkeit westlicher Politik-
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und Gesellschaftsmodelle müssen zu-
nehmend Rechnungen beglichen wer-
den, die seriös nicht mehr abzudecken
sind.

So gesehen sollte man damit aufhören,
es sich im Gedanken an das Fukuya-
masche „end of history“ gemütlich ma-
chen zu wollen, sondern lieber damit

beginnen, über die Kosten von „mirror
imaging“ zu reflektieren. So gesehen
stößt uns die traurige Geschichte der
letzten fünf Jahre einer kleinen west-
balkanischen Region namens Kosovo
auf ein Problem, von dessen richtiger
Behandlung weit mehr abhängt als die
Erreichung eines serbisch-albanischen
Ausgleichs.



Politische Studien: Das Solidaritäts-
und das Subsidiaritätsprinzip stehen als
Grundnormen des gesellschaftlichen
Lebens im Zentrum der Katholischen
Soziallehre. Steuert die Entwicklung un-
serer Gesellschaft in eine Richtung, die
an diesen Grundfesten rüttelt?

Karl Lehmann: Die Prinzipien der ka-
tholischen Soziallehre – Subsidiarität,

Solidarität, Personalität, auch Nach-
haltigkeit – haben weiterhin Gültigkeit
in unserer Gesellschaft und werden von
den Menschen auch geschätzt. Mit
Blick auf die gegenwärtige Situation
muss man allerdings feststellen, dass
diese Grundsätze im politischen und
individuellen Handeln vielfach nicht
mehr zur Anwendung gelangen. Dro-
hen nicht die Wirtschafts- und Sozial-

Die Herausforderungen der
Katholischen Soziallehre heute

Politische Studien-ZeitgesprŠch
mit dem Vorsitzenden der

Deutschen Bischofskonferenz,
Kardinal Prof. Dr. Dr. Karl

Lehmann

Karl Lehmann wurde am 16. Mai 1936 in Sigmaringen geboren.
Zwischen 1956 und 1964 studierte er Philosophie und Theologie
in Freiburg und Rom und wurde am 10. Oktober 1963 in Rom von
Julius Kardinal Döpfner zum Priester geweiht. 1962 und 1967 er-
warb sich Karl Lehmann die Doktorentitel in Philosophie und
Theologie. Als Assistent von Karl Rahner zwischen 1964 und 1967
arbeitete er an den Universitäten von München und Münster, er-
lebte aber auch das Zweite Vatikanische Konzil in Rom aus nächs-
ter Nähe mit. Im Alter von 32 Jahren wurde er auf den Lehrstuhl
für Katholische Dogmatik und Theologische Propädeutik in Mainz
berufen; drei Jahre später übernahm er in Freiburg/Breisgau die
Professur für Dogmatik und Ökumenische Theologie. 1983 wur-
de Prof. Dr. Dr. Karl Lehmann zum Bischof von Mainz gewählt
und ernannt und empfing die Bischofsweihe im Mainzer Dom.
Seit 1987 wirkt er als Vorsitzender der Deutschen Bischofskonfe-
renz. Am 28. Januar 2001 hat Papst Johannes Paul II. Bischof Leh-
mann zum Kardinal ernannt.
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politik an dem Anspruch zu scheitern,
der Wohlfahrt aller und den Entfal-
tungsmöglichkeiten der Menschen zu-
gute zu kommen? Trägt nicht auch
manchmal der Sozialstaat selbst dazu
bei, Solidaritätsformen zu schwächen
und subsidiäres Tun zu blockieren?
Und schließlich: Müssen wir nicht fest-
stellen, dass sich nicht mehr nur Ein-
zelne – möglicherweise aufgrund falsch
gesetzter Anreize – der Solidarität ent-
ziehen? Diese Entwicklungen betrach-
te ich mit Sorge. Vielleicht steht hinter
der beobachtbaren Nichtbefolgung der
bewährten Prinzipien der katholischen
Soziallehre aber auch eine unerledigte
Aufgabe für die Wissenschaft und die
Kirche: Wir müssen neu darüber nach-
denken, was die Prinzipien unter den
veränderten Zeitumständen bedeuten,
wie sie heute verstanden werden müs-
sen.

Politische Studien: Wo liegen die drän-
gendsten Herausforderungen unserer
Zeit, deren Bewältigung Maßstab für die
Zukunftsfähigkeit unseres Landes ist?

Karl Lehmann: Es sind dies sicher drei
grundlegende Herausforderungen, für
die ein geeigneter Lösungsweg gefun-
den und deren Lösung entschlossen
und stetig voran gebracht werden
muss: Da ist die strukturelle Massenar-
beitslosigkeit, deren Verfestigung in den
letzten Jahren dazu geführt hat, dass
immer mehr Menschen von der Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben aus-
geschlossen sind. Besonders schwierig
ist die Situation auf dem Arbeitsmarkt
für die geringer Qualifizierten, die so-
wohl aufgrund ihrer unzureichenden
Kenntnisse und Fertigkeiten als auch
aufgrund der bestehenden Lohnstruk-
tur kaum eine Chance auf Rückkehr ins
Erwerbsleben haben. Weiterhin spüren

wir zunehmend die Auswirkungen der
Erosion alter Solidaritätsformen, insbe-
sondere von Ehe und Familie. Deshalb
wird es eine zentrale Aufgabe sein, die
Familie als primären Ort des Heran-
wachsens von Kindern und damit als
Garant nachwachsender Generationen
zu stärken und die Bereitschaft für neue
Formen solidarischer sozialer Sicherung
zu aktivieren. Das führt zum dritten
zentralen Problem, dem demografi-
schen Wandel. Dieser wird in absehba-
rer Zeit zu dramatischen Ergebnissen
führen, nicht nur für die Finanzierung
des heutigen Sozialstaates, sondern
auch für die wirtschaftliche Gesamt-
nachfrage und die Innovationskraft un-
serer Gesellschaft. Nur die Stärkung der
Familien, auch der Ehe als Bindung auf
Lebenszeit, wird nach meiner Über-
zeugung einem weiteren demografi-
schen Rückgang der Bevölkerung ent-
gegen wirken können.

Politische Studien: Zu keinem Zeit-
punkt war in unserer Gesellschaft leb-
hafter und heftiger von der Notwen-
digkeit von Reformen die Rede. Nahezu
täglich bringt das politische Tagesge-
schäft Reformvorschläge und Gegen-
vorschläge hervor. Der „große Wurf“ ei-
nes zumindest in Ansätzen konsens-
fähigen Reformvorhabens ist aber bis-
lang ausgeblieben. Wo liegen die Defi-
zite der gegenwärtigen Reformdiskus-
sion?

Karl Lehmann: Die Politik leidet unter
der systematischen Bevorzugung von
Partikular- und Gegenwartsinteressen.
Die gut organisierten Interessen sind
wirkmächtiger als die kaum oder nicht
organisierten, und die kurzfristigen In-
teressen sind dominant gegenüber den
langfristigen. Ich erblicke darin eine 
eklatante Ungerechtigkeit gegenüber



denen, die sich kein Gehör verschaffen
können wie z.B. den Familien oder den
kommenden Generationen. Eine wei-
tere Überlegung kommt hinzu: Beob-
achtet man das politische Geschehen,
entsteht bald der Eindruck, dass es
kaum realisierbar scheint, ein politi-
sches Ziel zu verfolgen, welches über
die Grenzen des Wahlzyklus hinaus
reicht. Dies spiegelt sich in einer poli-
tischen Rhetorik wider, die grundle-
gende Reformen ankündigt, während
das politische Handeln erkennbar von
kurzsichtigen, rein pragmatischen In-
teressen und Kompromissen lebt und
zu wenig das Gemeinwohl und die Ge-
rechtigkeit im Blick hat. Das Reden 
über Reformen ersetzt nicht das „In-An-
griff-Nehmen“ der grundlegenden Re-
formen. Das Reden über soziale Ge-
rechtigkeit ersetzt nicht das handfeste
Ringen um die soziale Gerechtigkeit.
Darüber droht das notwendige Ver-
trauen in die Politik verloren zu gehen.

Politische Studien: Die Krise des Sozi-
alstaates ist nicht so neu, wie tagesak-
tuelle Schlagzeilen Glauben machen
wollen. Probleme wie die demografi-
sche Entwicklung zeichnen sich bereits

seit vielen Jahren ab. Liegt es in der Na-
tur des Menschen, erst dann zu han-
deln, wenn der Leidensdruck unaus-
weichlich scheint?

Karl Lehmann: Auf den ersten Blick
scheint es fast so. Doch darf nicht 
übersehen werden, dass die Menschen
schon über einen langen Zeitraum z.B.
von der „Krise des Sozialstaats“ hören,
zugleich aber die angekündigten Re-
formmaßnahmen entweder ganz aus-
geblieben oder aber nur kleinste Schrit-
te unternommen worden sind. Einsicht
in die Notwendigkeit zu grundlegender
Veränderung kann so nicht entstehen.
Darüber hinaus sind wir hier auch mit
den Folgen eines Strukturproblems un-
seres politischen Systems konfrontiert.
Fachleute beschreiben für die Bundes-
republik Deutschland einen fortlau-
fenden Prozess, der das hoch ent-
wickelte System korporatistischer und
föderaler Verflechtung mehr und mehr
in eine Lage gebracht hat, die mit dem
Begriff Selbstblockade umschrieben
werden kann. Ich nenne hier nur die
zunehmende Übertragung von Gesetz-
gebungskompetenzen auf den Bund bei
gleichzeitigem Zuwachs von Veto-Mög-
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Einen Lšsungsweg fŸr
die Krise des Sozial-
staats zeigt Kardinal
Prof. Dr. Dr. Karl Leh-
mann im GesprŠch
mit Dr. Susanne Lut-
her, Referentin der
Hanns-Seidel-Stiftung,
auf. (Foto: privat)
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lichkeiten des Bundesrates. Wenn die
Mehrheitsverhältnisse dort von denen
im Bundestag abweichen, was sehr oft
der Fall war, sind grundlegende Verän-
derungen nur schwer durchsetzbar.

Politische Studien: Auf große Zustim-
mung ist der im Dezember 2003 von
der Kommission für gesellschaftliche
und soziale Fragen der Deutschen Bi-
schofskonferenz veröffentlichte Text
„Das Soziale neu denken“ gestoßen. 
Alois Glück, Präsident des Bayerischen
Landtags und Vorsitzender der CSU-
Grundsatzkommission, lobte dieses Plä-
doyer „Für eine langfristig angelegte Re-
formpolitik“ als „das bedeutendste
sozialpolitische Papier der letzten Jahr-
zehnte“. Dieses Papier geht mit dem So-
zialstaat in seiner gegenwärtigen Aus-
gestaltung schonungslos ins Gericht.
Untergräbt der Sozialstaat in seiner
heutigen Form die Bereitschaft der
Menschen zu Solidarität?

Karl Lehmann: Er trägt ganz eindeutig
dazu bei. Um diese These an einem
konkreten Beispiel zu verdeutlichen, 
erinnere ich an die gesetzliche Renten-
versicherung. Das seit 1957 bestehen-
de Umlageverfahren erschwert die Bil-
dung von Sachkapital und führt zur
Reduktion der Kinderzahl, weil Renten-
ansprüche überwiegend von Beiträgen
aus erzieltem Einkommen abhängen
und in keinem Zusammenhang mit
dem Vorhandensein von Nachkommen
stehen. Das Motiv, zur Absicherung des
Alters selbst Kinder zu bekommen, ent-
fällt, weil eine Verbindung zwischen 
eigenem Nachwuchs und Alterssiche-
rung nicht mehr gesehen wird. Hier
untergräbt der Sozialstaat in seiner heu-
te bestehenden Form die Solidarität.
Dies klar zu benennen, macht die Ana-
lyse in der Tat schonungslos, was aber

auch nötig ist. Denn ebenso wie die 
klare Sicht Voraussetzung für das vor-
ausschauende Autofahren ist, so ist die
klare Analyse Voraussetzung für die
notwendigen Veränderungen in einer
langfristigen Perspektive. Wir wollen ei-
nen Beitrag leisten, die Politik hierzu
zu befähigen.Nicht der Sozialstaat an
sich ist schlecht, aber so, wie er sich ge-
genwärtig präsentiert, schafft er neue
Probleme, die mit seinen eigenen In-
strumenten nicht zu lösen sind. Das ist
auch manchen Kritikern deutlich zu sa-
gen.

Politische Studien: Ist unser politisches
System in seiner derzeitigen Verfassung
überhaupt zu einer Reform des Sozial-
staats in der Lage? Welche Hindernisse
müssen auf dem Weg zu einer „lang-
fristig angelegten Reformpolitik“ zur
Seite geräumt werden?

Karl Lehmann: Da ist an erster Stelle
die Dominanz partikularer Interessen,
zu der die stark korporatistische Prä-
gung des politischen Systems der Bun-
desrepublik, aber auch Fehlentwick-
lungen unseres Föderalismus beige-
tragen haben, zu nennen. Der Sozial-
staat leidet zudem unter einer Veren-
gung des Verständnisses von Sozialpo-
litik auf Verteilungspolitik. Dadurch
wird ausgeblendet, dass vor allem Fa-
milien-, aber auch Bildungs- und Be-
rufsbildungspolitik zukunftsorientierte
Bereiche der Gesellschaftspolitik sind.
Die bestehenden Institutionen, allen
voran der Bundestag, müssen sich von
diesen Verengungen, Beschränkungen
und Blockaden frei machen und stär-
ker den Blick auf das Ganze und auf ei-
ne nachhaltige, zukunftsorientierte Po-
litik richten. Es sind hier aber auch
neue institutionelle Verabredungen er-
forderlich, wie wir sie mit den Vor-



schlägen eines „Subsidiaritäts-Checks“
oder eines „Sozialstaats-TÜVs” ins Ge-
spräch gebracht haben. Der Vorrang
des Bestehenden vor dem Künftigen
und der Vorrang der Interessen von
heute vor den Interessen von morgen
müssen durchbrochen werden. Politik
muss vom Menschen, besonders auch
von den Nichtbeteiligten, her denken
– mit Blick auf das Ganze. Sie muss die
Dominanz partikularer Interessen auf-
brechen und die Wahrnehmung, Dar-
stellung und Bewertung in umfassende
Zusammenhänge stellen. 

Politische Studien: Viele Selbstver-
ständlichkeiten und Grundannahmen,
auf denen das System der sozialen Si-
cherung einst aufgebaut wurde, haben
in unserer Gesellschaft an Gültigkeit
eingebüßt. Das erkennt auch die ka-
tholische Kirche an und benennt ex-
plizit Vollbeschäftigung, kontinuierli-
che Erwerbsarbeit, stabile Sozialbe-
ziehungen, geschlechtsspezifische Rol-
lenzuschreibungen, demografische Sta-
bilität und anhaltendes Wachstum.
Hinzu kommt ein immer stärkeres Aus-
differenzieren mannigfacher Einzelin-
teressen. Lässt sich in einer Situation
wie dieser Gemeinwohl überhaupt
noch definieren, geschweige denn ein-
fordern?

Karl Lehmann: Es ist eine Lebenser-
fahrung, dass unter sich wandelnden
Bedingungen über das Bestehende im-
mer wieder neu nachzudenken ist. Dies
gilt auch im Hinblick auf das am Ge-
meinwohl orientierte Handeln des Staa-
tes. Gemeinwohl ist ja nichts Statisches.
Eine Gesellschaft muss sich vielmehr
vergewissern, was hier und heute den
Erfordernissen des Gemeinwohls ent-
spricht. Welchen Beitrag der Staat je
konkret dazu leisten kann, bedarf der

kontinuierlichen situationsbezogenen
Überprüfung, der dauerhaften Beob-
achtung der staatlichen Aktivitäten und
der permanenten Bereitschaft zur Ver-
änderung. Gültig erscheint mir indes
ein Begriff vom Gemeinwohl, dem das
Bild eines Gemeinwesens zugrunde
liegt, das allen Bürgerinnen und Bür-
gern hilft oder ermöglicht, durch ihr ei-
genes Handeln ihr Wohl zu erreichen.
Dies erfordert im Hinblick auf den So-
zialstaat ein umfassenderes Verständnis
von Sozialpolitik, welches die Veren-
gung auf den Aspekt der Verteilung auf-
bricht und auf die Verbesserung der Be-
teiligungschancen der Menschen zielt.
Hierzu ist erforderlich, alle jene Poli-
tikfelder zur Sozialpolitik in Beziehung
zu setzen, die für die soziale Entwick-
lung von wesentlicher Bedeutung sind,
insbesondere die Familienpolitik und
die Bildungspolitik.

Politische Studien: Die Aufforderung
der katholischen Bischöfe, das Soziale
neu zu denken, beschränkt sich nicht
auf die Darstellung des Ist-Zustands
und auf moralisierende Appelle, son-
dern schlägt ganz konkrete Hand-
lungsschritte vor. Werden Wartungs-
und Kontrollmaßnahmen wie der „Sub-
sidiaritäts-Check“, der „Solidaritäts-
Check“ oder der „Sozialstaats-TÜV“ den
Sozialstaats-Motor wieder zum Laufen
bringen?

Karl Lehmann: Mit dem Impulstext
„Das Soziale neu denken“ bringt sich
die Kirche in der bewährten Weise ein:
Sie legt den Finger in die Wunden kon-
kreter Ungerechtigkeit und nimmt zu
grundsätzlichen Fragen der Gesellschaft
Stellung. Unsere gemeinsame Zukunfts-
aufgabe ist es, den Sozialstaat für die
Schwächsten in unserer Gesellschaft,
die auf ihn angewiesen sind, zu be-
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wahren. Ein konkreter Bezugspunkt für
das Weiterdenken hierüber ist der von
uns vorgeschlagene „Sozialstaats-TÜV“.
Er soll zur gerechten Fortentwicklung
des Sozialstaats beitragen, indem er ei-
ne Politikfelder übergreifende Analyse
vornimmt, Wechselwirkungen zwi-
schen verschiedenen Politikbereichen
beobachtet sowie Lebenslagen und Le-
benschancen unterschiedlicher Bevöl-
kerungsgruppen zusammenfassend dar-
stellt. Darauf gründend soll er die Dis-
kussion fundiert auf Alternativen zu-
spitzen und die so gewonnenen Ergeb-
nisse in politische Entscheidungspro-
zesse einspeisen. Damit würden auch
die Interessen derjenigen, die sich selbst
nicht artikulieren können, beispiels-
weise der Familien, der Arbeitslosen
und der zukünftigen Generationen, in
die öffentliche Diskussion eingebracht,
und es würde der Dominanz der gut or-
ganisierten Interessengruppen entge-
gengewirkt. Die notwendigen Refor-
men insbesondere der Systeme sozialer
Sicherung würden so eine langfristige
Perspektive erhalten und auf das Ge-
meinwohl ausgerichtet werden kön-
nen. Im Sinne eines „Subsidiaritäts-
Checks“ müsste der Sozialstaat darauf
hin durchgesehen werden, wo dieser
den Einzelnen befähigt und Freiheit er-
möglicht, ebenso aber kenntlich ma-
chen, wo seine Instrumente dem Men-
schen nicht dienen, sondern Schaden
zufügen. Es gibt recht klare Erwartun-
gen an die hier benannten Instrumen-
te, allerdings muss über deren konkre-
te Ausgestaltung weiter nachgedacht
werden. Dazu möchte ich an dieser
Stelle ermutigen.

Politische Studien: Dieses Papier wur-
de als „Impulstext“ vorgelegt. Somit
liegt die Annahme nahe, dass es den
Autoren darum geht, einen längerfris-
tigen Prozess in Gang zu setzen. Wie
sieht die weitere Agenda diesbezüglich
aus?

Karl Lehmann: Die Veröffentlichung
eines Impulstextes stellt ganz gewiss
nicht den Endpunkt der Auseinander-
setzung mit einem Problem dar, son-
dern eine Einladung, das Soziale neu zu
denken. Wir richten eine Einladung an
alle gesellschaftlichen Gruppen, über
die Wege nachzudenken, wie wir unter
den Bedingungen der Zeit den Sozial-
staat für diejenigen dauerhaft sichern
können, die seiner Hilfe wirklich be-
dürfen. Hierzu sind Reformen notwen-
dig. Aber sie müssen langfristig ange-
legt und auf das Gemeinwohl aus-
gerichtet sein. Wir haben einige kon-
kretisierende Impulse gegeben, wie un-
ser politisches System dazu befähigt
werden kann, ich nenne nochmals den
„Sozialstaats-TÜV“, eine Reform des Fö-
deralismus und die Inpflichtnahme be-
stehender staatlicher Institutionen. Den
begonnenen Dialog mit den politisch
Verantwortlichen werden wir fortset-
zen. Darüber hinaus werden die ge-
nannten Aspekte auch innerkirchlich,
u.a. in Foren auf Ebene einzelner Diö-
zesen, in den Katholischen Akademien
und auch auf allen Ebenen sozialer und
politischer Bildung diskutiert. 

Politische Studien: Eminenz, verehr-
ter Herr Kardinal, wir danken Ihnen für
dieses Gespräch.

Die Fragen stellte Dr. Susanne Luther, Referentin für Grundsatzfragen und
Auswärtige Beziehungen, Akademie für Politik und Zeitgeschehen der Hanns-
Seidel-Stiftung e.V., München.
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Schwerpunktthema

Familienfšrderung Ð 
Herausforderung fŸr Politik,
Wi r tschaft und Gesellschaft



Dass sich die demografische Entwick-
lung einmal zu einem der drängend-
sten Probleme der Bundesrepublik
Deutschland entwickeln wird, hätte
noch vor einigen Jahren niemand zu
prognostizieren gewagt. Der von Bun-
deskanzler Konrad Adenauer im Jahr
1957 verkündete Ausspruch „Kinder
kriegen die Leute immer!“ hallte noch
etliche Jahre nach, sowohl in den Oh-
ren der Meinungsführer in Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft als auch bei
vielen betroffenen Bürgerinnen und
Bürgern. Und auch noch als das tradi-
tionelle Gesellschaftsmodell der bür-
gerlichen Familie (vollerwerbstätiger
Mann als Ernährer plus nichterwerbs-
tätige Frau, die sich dem Haushalt und
der Kindererziehung widmet) allmäh-
lich erste Risse zeigte, wurde mit dem
alten Adenauer-Zitat so mancher weit-
sichtige Mahner eingebremst.

Heute hat sich ein anderes Zitat einen
festen Platz in unseren aktuellen Dis-
kussionen über die Zukunft der Fami-
lie in Deutschland erobert: „Jede Kin-
dergeneration ist um ein Drittel kleiner
als ihre Elterngeneration.“ Dieser Satz,
der keine persönliche Einschätzung,
sondern ein empirisch messbares Fak-
tum wiedergibt, hinterlässt nicht selten
Ratlosigkeit. Vermag sich doch jeder

selbst auszurechnen, wohin dieser Ne-
gativtrend führen kann und wird, so-
fern es nicht gelingt gegenzusteuern.

Die Akademie für Politik und Zeitge-
schehen widmet derzeit dem Thema
Familienpolitik verstärkte Aufmerk-
samkeit. Gemäß dem Ausspruch des
Rostocker Soziologen und Familiende-
mografen, Prof. Dr. Wolfgang Walter,
wonach niedrige Geburtenraten kein
Schicksal seien, suchten anlässlich 
eines Werkstattgesprächs zum Thema
Familienförderung Experten aus Wis-
senschaft, Politik und Verbänden nach
Handlungsansätzen, um diese „He-
rausforderung für Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft“ zu bewältigen. Eine
kleine Auswahl der bei dieser Tagung
am 8. März 2004 vorgestellten Thesen-
papiere wird im Folgenden präsentiert:
Die vier Autorinnen und Autoren, die
sich aus jeweils unterschiedlicher Fach-
perspektive der Problematik nähern,
entlarven eine ganze Reihe von ver-
meintlichen Fehleinschätzungen, die
unsere tägliche Auseinandersetzung mit
dieser schwierigen Thematik prägen. So
schärft Wolfgang Walter den Blick für
die Differenzierung zwischen der „Fa-
milienpolitik“ und der „Bevölkerungs-
politik“ oder „pronatalistischen Poli-
tik“: „Während Familienpolitik die

EinfŸhrung

Susanne Luther

Politische Studien, Heft 396, 55. Jahrgang, Juli/August 2004



Susanne Luther18

Aufgabe hat, das Wohlbefinden von Fa-
milien zu sichern, zielt die pronatalis-
tische Politik umfassend darauf ab, den
Wunsch nach Kindern bei potenziellen
Eltern zu unterstützen.“

Walter rückt die Entwicklung der Ferti-
litätsraten in Europa in den Mittel-
punkt seines Beitrags und bestätigt hier
einen interessanten Trend, wonach sich
Frauenerwerbstätigkeit und Fertilität
nicht ausschließen: „Länder mit höhe-
rer Frauenerwerbstätigkeit haben auch
eine höhere Fertilität.“ Den dennoch
bestehenden Gesamttrend zurückge-
hender Fertilität in Europa schreibt der
Soziologe einer von Land zu Land un-
terschiedlich stark ausgeprägten Trans-
formation des Familienlebens in Euro-
pa zu: weniger Eheschließungen, mehr
Ehescheidungen, weniger Geburten,
Geburten zu einem späteren Zeitpunkt,
mehr nicht eheliche Lebensgemein-
schaften, mehr Alleinerziehende, mehr
nicht eheliche Geburten, mehr Allein-
lebende.

Aufbauend auf seiner zentralen For-
derung, wonach Eltern zwei Dinge
bräuchten, nämlich „Zeit“ und „Geld“,
entwickelt Walter ein interessantes Ko-
ordinatensystem für das Setzen von
staatlichen Rahmenbedingungen. Die
Zuordnung der einzelnen europäischen
Staaten und deren familienpolitischer
bzw. bevölkerungspolitischer Instru-
mentarien in dieses Koordinatensystem
scheint seiner These Recht zu geben,
wonach das Umsteuern der bisherigen
Geburtenentwicklung ein anspruchs-
volles, aber realistisches Ziel sei.

Auch die Referentin für Frauen- und Fa-
milienpolitik der Konrad-Adenauer-Stif-
tung, Christine Henry-Huthmacher,
entwickelt aus einem kritischen Blick

auf andere europäische Länder Ansatz-
punkte für eine Lösung des deutschen
Bevölkerungsproblems. Ihr Aufsatz 
über „Politik für Familien im europäi-
schen Vergleich“ widmet sich deskrip-
tiv einigen, aus deutscher Sicht beson-
ders betrachtenswerten europäischen
Positivbeispielen, die sie sodann ver-
schiedenen Ländermodellen oder Län-
dergruppen-Modellen zuordnet (z.B. 
skandinavisches Modell, französisches
Modell etc.). Während öffentliche Dis-
kussionen oft der Versuchung erliegen,
Länder mit höheren Geburtenziffern
wie z.B. Schweden oder Frankreich
durch die „rosa Brille“ zu betrachten,
und unreflektiert ein Übertragen dieser
Modelle auf unsere Gesellschaft for-
dern, nähert sich Henry-Huthmacher
den Errungenschaften der Schweden 
oder Franzosen anerkennend, aber den-
noch kritisch. So erfährt man von ihr
auch negative Seiten wie die schwin-
dende ordnungspolitische Funktion der
Institution Ehe (55% der Geburten im
Jahr 2000 waren nicht ehelich) oder die
überraschend hohen Kosten für Vor-
schulen in Schweden. Einen „roten Fa-
den“, der sich als Erfolgsfaktor durch
alle europäischen Länder mit höherer
Geburtenziffer zieht, hat Henry-Huth-
macher ausfindig gemacht: die Lösung
der Vereinbarkeit von Kindern und Be-
ruf: „Wenn die Organisation des All-
tagslebens mit Kindern zu schwierig ist,
verzichten Frauen auf Kinder und
wählen den Beruf.“

Die Situation im eigenen Land steht im
Mittelpunkt der beiden darauf folgen-
den Aufsätze. Dass die Bayerische
Staatsministerin für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen, Christa
Stewens, MdL, in ihren „Vier Thesen
für den Handlungsrahmen in der Fa-
milienpolitik“ eine Reihe der Forde-
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rungen des Wissenschaftlers Wolfgang
Walter aufgreift und bestätigt, gibt gu-
ten Grund für Optimismus. Der Hand-
lungsrahmen, den zu setzen die Politik
zuvor aufgefordert wurde, wird von ihr
als nicht nur notwendig erkannt. Sie
bestätigt auch die Forderung, wonach
die Politik auch die Bedürfnisse und Zu-
kunftsängste potenzieller Eltern im
Blick haben müsse. Zu den bereits ge-
nannten drei wichtigen Agendapunk-
ten für eine erfolgreiche Familienpoli-
tik, nämlich

• stärkere Ausrichtung auf die Realisie-
rung vorhandener Kinderwünsche,

• echte Wahlfreiheit bei der Vereinba-
rung von Familie und Beruf gewähren
und

• wirtschaftliche Risiken von Eltern 
über monetäre Familienleistungen
(Geld) und Kinderbetreuungsangebo-
te (Zeit) abfedern,

fügte die Staatsministerin noch einen
wichtigen Punkt hinzu:

• die gesellschaftliche Anerkennung
von Eltern fördern.

Gerade weil es ihm um die Sache ernst
ist, geht der Berliner Publizist Dr. 
Warnfried Dettling mit der aktuellen
Familienpolitik in der Bundesrepublik
Deutschland besonders kritisch um.
Sein Urteil über 50 Jahre bundesdeut-
sche Familienpolitik ist schonungslos
und provokant. Der Autor wird somit
seinem Ziel gerecht, eine Diskussion 

über einen aus seiner Sicht dringend
notwendigen Perspektivenwechsel in
Gang zu bringen. Dettling vermisst bei
der Familienpolitik, die er als „sehr
transferlastig“ brandmarkt, konkrete
Ziele. In seiner Forderung eines Para-
digmenwechsels weg von der „Sozial-
politik“ hin zu einer „sozialen Politik“
und von einer undefiniten „Familien-
politik“ hin zu einer „Politik für Fami-
lien“ ist Dettling trotz heftiger Kritik
durchaus auf der Linie der anderen Au-
torinnen und Autoren. Dies gilt auch
für seinen Appell, das Spektrum der Fa-
milienpolitik nicht einzuengen: „Vie-
les von dem, was Familien und Kinder
brauchen, kann nicht aus dem Gehege
der traditionellen Familienpolitik kom-
men, sondern aus einer anders organi-
sierten Arbeitswelt, aus einer zu Fami-
lien hin offenen Nachbarschaft und
überhaupt einer sozial aktiven Bürger-
gesellschaft und nicht zuletzt aus fa-
miliensensiblen Kommunen.“

Ohne den Wert Familie und die hohe
kulturelle Leistung der traditionellen
„bürgerlichen“ Familie schmälern zu
wollen, möchte Dettling dennoch dafür
sensibilisieren, der Tatsache ins Auge zu
sehen, dass die kulturellen und ökono-
mischen Fundamente dieser Lebens-
form bröckeln. Ob die Zeit allerdings
bereits reif ist, für den vom Autor ein-
geforderten „Kulturwandel in Wirt-
schaft und Gesellschaft“, ist noch nicht
ausdiskutiert. Die Akademie für Politik
und Zeitgeschehen wird diese wichtige
Entwicklung im Auge behalten.



1. Wozu Bevšlkerungspolitik? 
FŸnf Thesen

Die Notwendigkeit, Familien zu för-
dern, ist in unserer Gesellschaft aner-
kannt. Auch wenn sich in manchen Be-
reichen der Familienpolitik noch Hand-
lungsbedarf erkennen lässt, so  existiert
nicht nur ein breiter Konsens, sondern
auch das aktive Bemühen, die Bela-
stungen, die mit dem Aufziehen von
Kindern verbunden sind, zu mildern
und die Leistungen anzuerkennen. Die-
se Bemühungen haben auch zum Teil
beachtliche und im internationalen
Vergleich herausragende Ergebnisse er-
bracht, vor allem bei der finanziellen
Förderung von Familien.1

Anders sieht es mit der Bevölkerungs-
politik aus. Zweifelsohne hat der dra-
matische Geburtenrückgang der letzten
Jahrzehnte in der Öffentlichkeit die Be-
reitschaft erhöht, dass eine Politik der
Geburtenförderung sinnvoll und not-
wendig ist. Aber einerseits besteht die-
se Debatte im überwiegenden Maße
darin, das Problem zu benennen, an-

statt Lösungen aufzuzeigen.2 Und an-
dererseits hat die Debatte um den Ge-
burtenrückgang und die teilweise me-
diale Skandalisierung der Bevölkerungs-
schrumpfung nicht zu einem Einstieg
in die Bevölkerungspolitik als einem ei-
genständigen Politikbereich geführt.

Mit Bevölkerungspolitik ist hier eine
Politik gemeint, die aktiv die Erhöhung
von Geburtenzahlen anstrebt oder um
es mit dem Fachbegriff zu sagen: pro-
natalistische Politik. Dazu nachfolgend
fünf Thesen:

These 1: Jede Bevölkerungspolitik
muss die demographischen Bedin-
gungen entwickelter Gesellschaften
beachten.

Entwickelte Gesellschaften sind Nied-
rig-Fertilität-Gesellschaften. Eltern su-
chen in Kindern vor allem einen soz-
ial-emotionalen Nutzen. Daher werden
kleinere Familien angestrebt, und es
wird in die Qualität der Kinder inves-
tiert. Auch die Arbeitsteilung der Ge-

Familienpolitik und FertilitŠt im
europŠischen Vergleich

Wolfgang Walter

Politische Studien, Heft 396, 55. Jahrgang, Juli/August 2004
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schlechter hat sich so entwickelt, dass
eine Übernahme von Familienpflich-
ten nicht mehr selbstverständlich vor-
ausgesetzt werden kann.

These 2: Ausgangspunkt der prona-
talistischen Politik sind die wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen
Folgen des Geburtenrückgangs.

Obwohl zu Beginn einer Phase des Ge-
burtenrückgangs dieser eher wirtschaft-
liche Vorteile bringt, führt ein dauer-
hafter Fertilitätsrückgang und damit
einhergehend die Alterung einer Ge-
sellschaft zu gravierenden Problemen.
Geburtenrückgang erzeugt eine Reihe
von Ungleichgewichten, so zwischen
den Generationen (die unterschiedli-
chen Jahrgangsstärken führen zu Mehr-
belastungen und ungleichen Chancen)
oder den Regionen (ein Bevölkerungs-
rückgang führt zum Niedergang dünn
besiedelter Gebiete, was in Deutschland
vor allem ländliche Regionen sowie
weite Teile der Neuen Bundesländer be-
treffen wird).3

These 3: Pronatalistische Politik ist
eine eigenständige Form der Gesell-
schaftspolitik.

Während Familienpolitik die Aufgabe
hat, das Wohlbefinden von Familien zu
sichern, zielt die pronatalistische Poli-
tik umfassend darauf, den Wunsch
nach Kindern bei potenziellen Eltern
zu unterstützen. Eine langfristige Pla-
nungssicherheit gehört hier ebenso zu
den Anforderungen an eine solche Po-
litik wie ein umfassender Ansatz, der
nicht nur die klassischen Felder der Fa-
milienpolitik, materielle Förderung und
Kinderbetreuung, berücksichtigt.

These 4: Das Ziel der Geburtenförde-
rung setzt an den vorhandenen Kin-
derwünschen an, deren Realisierung
gefördert wird.

Negativ gesprochen zielt pronatalisti-
sche Politik nicht auf einseitige öko-
nomisch bestimmte Ziele („Kinder für
die Rente“) oder auf Zwangspolitik, die
Erhöhung von Geburtenzahlen gegen
den Widerstand oder den nicht vor-
handenen Kinderwunsch von Paaren,
sondern eine Begleitung von Men-
schen, die sich prinzipiell für ein Leben
mit Kindern entschieden haben.

These 5: Die Mittel pronatalistischer
Politik konzentrieren sich auf Unter-
stützungsleistungen für potenzielle
Eltern.

Da das vorhandene Geburtendefizit auf
das Bestehen von Hindernissen bei der
menschlichen Reproduktion hindeutet,
die über das medizinische Maß hin-
ausgehen, geht es vor allem darum,
Paare unter schwierigen Bedingungen,
z.B. im jungen Erwachsenenalter, in
Ausbildung und in Berufseinmüdungs-
prozessen, zu unterstützen.

2. EuropŠische FertilitŠtsmuster

2.1 Gesellschaftliche Alterung und
Bevölkerungsschrumpfung

Alle Gesellschaften altern. Dazu tragen
sowohl der Geburtenrückgang als auch
die Verlängerung der Lebenserwartung
bei. Während dies für manche Schwel-
lenländer Vorteile bringt, da Ressour-
cen und Arbeitskraft freigesetzt werden,
die ansonsten durch die Versorgung der
Kindergeneration gebunden wäre, er-
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geben sich für die entwickelten Welt-
regionen dadurch eher Probleme. Das
Arbeitskräftepotenzial sinkt, ein größe-
rer Teil des Volkseinkommens muss für
die Versorgung der älteren Generation
aufgebracht werden und die Ungleich-
gewichte in der regionalen Entwicklung
und zwischen den Generationen sind
gravierend. Die sogenannte „Alterspy-
ramide“ hat sich in den letzten Jahren
zunehmend zu Gunsten der höheren
Altersjahrgänge verschoben. Das heißt,
der Anteil der Älteren nimmt zu, der-
jenige der Jüngeren ab. In den eu-
ropäischen Ländern kommt hinzu, dass
gegenwärtig geburtenstarke Jahrgänge
in das siebte Lebensjahrzehnt eintreten
und so den Anteil der älteren Bevölke-
rung erhöhen.

Ein guter Indikator für die Alterung ei-
ner Bevölkerung liegt im Anteil junger
Menschen unter 20 Jahren, der im Jahr
2000 für die EU, d.h. 15 Länder der EU
vor dem 1.5.044, 23% betrug. Die in
diesem Sinne jüngsten Länder sind 
Irland mit fast 31% sowie Frankreich,
das Vereinigte Königreich und Finnland
mit je etwa 25%. Deutschland liegt mit
21% an zweitletzter Stelle vor Italien
mit ca. 20%.5 Der Anteil der jungen
Menschen ist vor allem deshalb ein
guter Indikator für die gesellschaftliche
Alterung, weil er auch das Ergebnis des
Geburtengeschehens ist. In Ländern, in
denen wenige Kinder geboren werden,
ist auch der Anteil junger Menschen 
eher gering.

Die gesellschaftliche Alterung geht
einher mit der Bevölkerungsschrump-
fung. Zwar erwartet das statistische
Büro der Europäischen Union, EU-
ROSTAT, in seiner jüngsten Schätzung
noch bis 2022 ein Bevölkerungswachs-
tum, aber in allen Ländern gehen die

Wachstumsraten zurück.6 Bis 2050 ver-
mindert sich damit die Bevölkerung der
EU-15 von 376 Mio. auf 354 Mio. Ein-
wohner.7

Der Alterungsprozess wird sich wei-
ter fortsetzen. Wie die Bevölkerungs-
schrumpfung hat er eine Eigendyna-
mik, die sich aus dem Zusammenwir-
ken mehrerer Faktoren auf der Aggre-
gatebene ergibt. Da ist zum einen die
weiter steigende Lebenserwartung.
Zum anderen führt eine Geburtenrate 
unterhalb des Bestandsniveaus der Be-
völkerung in einer Generation dazu,
dass die nachfolgende Kindergenera-
tion wiederum kleiner ist und ein wei-
terer Rückgang zu verzeichnen wäre,
selbst wenn die durchschnittliche Zahl
der Geburten pro Frau ansteigen wür-
de.8

Dies ist insbesondere für Deutschland
der Fall. Seit den 1980er-Jahren liegt die
durchschnittliche Kinderzahl pro Frau
unter 1,5, sodass jede Generation um
ein Viertel, gegenwärtig sogar um ein
Drittel kleiner ist als die vorangegan-
gene. Das Statistische Bundesamt geht
daher in seinen Bevölkerungsvoraus-
berechnungen9 davon aus, dass sich die
Zahl der Frauen im gebärfähigen Alter
stark verringern werden: von ca. 20
Mio. in 2000 auf 14 Mio. im Jahr 2050.
Je nachdem welche Annahmen über
Einwanderungen und die Entwicklung
der Lebenserwartung zu Grunde gelegt
werden, kommt die 10. Koordinierte
Bevölkerungsvorausberechnung zu ei-
ner geschätzten Bevölkerungsgröße im
Jahr 2050 zwischen 67 und 81 Mio.
Menschen. Auf Grund der Tatsache,
dass das Statistische Bundesamt von ei-
ner relativ konstanten Geburtenrate
von 1,4 Kindern pro Frau ausgeht, die 
sich mittelfristig auch in den Neuen
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Bundesländern einstellen soll, erge-
ben sich Bevölkerungszugewinne in
diesen Schätzmodellen vor allem durch
die mehr oder weniger starke Einwan-
derung, nicht durch mehr Geburten.
Die differenzierten Berechnungen von
Birg10, der in seinen Modellen auch 
unterschiedliche Geburtenraten zu
Grunde legt, zeigen auch bei einer un-
terstellten Erhöhung der Geburtenrate
auf das Bestandsniveau (2,1) keine we-
sentliche Veränderung. Die Bevölke-
rungszahl wäre um ca. 3 Mio. Men-
schen höher als bei einer konstanten
Geburtenrate von 1,4 Kindern pro
Frau.11

2.2 Familienentwicklung und die po-
litische Geographie der Fertilität

Trotz dieser Ergebnisse: Niedrige Ge-
burtenraten sind kein Schicksal. Wie
der internationale Vergleich zeigt, gibt

es auch in den entwickelten Gesell-
schaften eine große Bandbreite im Ni-
veau der Fertilität. Dazu tragen viele
Faktoren bei. In religiös konservativen
und in agrarisch geprägten Ländern so-
wie in Ländern mit einer niedrigeren
Erwerbsbeteiligung von Frauen war 
traditionell die Geburtenrate eher hoch.
Hinsichtlich der Erwerbsbeteiligung hat
sich dieser Zusammenhang in den letz-
ten Jahren umgekehrt: Länder mit
höherer Frauenerwerbstätigkeit haben
auch eine höhere Fertilität. Der Grad
der Bildungsbeteiligung von Frauen, die
Frage, wie die gleichzeitige Familien-
und Erwerbstätigkeit gefördert wird, 
oder das allgemeine gesellschaftliche
Klima tragen ebenso zum Geburten-
niveau bei.

Um einen Überblick über die Fertili-
tätsunterschiede zu gewinnen, sind 
in der folgenden Abbildung 1 für 
die meisten westeuropäischen Länder

Abbildung 1: Durchschnittliche Geburtenzahl pro Frau in westeuropäischen Län-
dern, 1980er- und 1990er-Jahre

Legende: Durchschnitte der jährlichen Zusammengefassten Geburtenziffern der Frauen für die
Jahre 1981-1990 und 1991-2000.12
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Durchschnittswerte der Zusammenge-
fassten Geburtenziffer der Jahre 1981
bis 1990 und 1991 bis 2000 zusam-
mengestellt. Die Zusammengefasste
Geburtenziffer drückt aus, wie viele
Kinder eine Frau bekommen würde,
wenn sich die Verhältnisse in einem
Kalenderjahr auf das Geburtengesche-
hen im gesamten gebärfähigen Alter
hochrechnen ließe. Sie ist somit eine
geeignete Schätzung für die Gebur-
tenintensität. Um zu vermeiden, dass
Werte aus einzelnen Jahren das Ergeb-
nis des Vergleichs verzerren, wurden für
zwei Jahrzehnte, die Achtziger- und
Neunzigerjahre des vorigen Jahrhun-
derts, Durchschnittswerte ermittelt. 
Die Daten wurden absteigend nach den
Werten der Neunzigerjahre geordnet,
sodass die Unterschiede im Fertilitäts-
niveau nach den neueren Daten er-
kennbar sind.

Vergröbernd lässt sich in dieser Über-
sicht ein Nord-Süd-Gefälle der euro-
päischen Fertilität erkennen. Die nor-
dischen Länder, also Norwegen, Finn-
land, Dänemark und Schweden liegen
im oberen Drittel, die südeuropäischen
Länder, Portugal, Griechenland, Italien
und Spanien, im unteren. Während
Frankreich, Großbritannien, Luxem-
burg, Belgien, Niederlande und die
Schweiz nicht nur geographisch, son-
dern auch hinsichtlich ihrer Gebur-
tenintensität die Mitte bilden, gibt es
Abweichungen zwischen geographi-
scher Position und Indikatorwert vor
allem nach unten: Deutschland und 
Österreich zeigen gegenüber ihrer Lage
in Europa sehr niedrige Geburtenwer-
te. In gewisser Weise existieren diese
Abweichungen auch für Island, Irland
und Nord-Irland, die eine deutlich
höhere Fertilität als die skandinavi-
schen Länder aufweisen.

In zwei Dritteln aller Länder sinkt die
Fertilität von den Achtziger- zu den
Neunzigerjahren. Besonders deutlich 
ist dies für diejenigen Länder, die im
erstgenannten Zeitraum eine besonders
hohe Fertilität aufwiesen, Nordirland
und Irland, die südeuropäischen Län-
der und DDR/Neue Bundesländer. Da
in allen europäischen Ländern die 
Geburtenintensität tendenziell sinkt,
verweisen diese Unterschiede auf die 
Pfade der europäischen Fertilitätsent-
wicklung.13

Zwischen 1965 und 1975 startete in
den Ländern Nord- und Westeuropas
der jüngste Geburtenrückgang. Island
und Irland sind Ausnahmen des nord-
europäischen Musters, da diese Länder
ihre sehr hohen Werte von mehr als
vier Kindern pro Frau zwar mehr als
halbierten, aber damit immer noch fast
auf Bestandsniveau blieben. Während
sich für westeuropäische Länder wie
Deutschland, Österreich oder die
Schweiz die Werte auf niedrigem Ni-
veau (um 1,4 bis 1,5) einpendelten,
stiegen die Geburtenzahlen für die
nordeuropäischen Länder seit 1985
wieder an. Neben anderen wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Faktoren
führten Maßnahmen einer gezielten Fa-
milienpolitik, z.B. zur Förderung eines
kurzen Geburtenabstands, zu positiven
Effekten, allerdings ohne dauerhafte
Wirkung. In Südeuropa dagegen verlief
der Geburtenrückgang allmählicher
und kam erst in den 1990er-Jahren
zum Stillstand. Aus dem bisher Ge-
sagten ergibt sich auch die Sonderstel-
lung Frankreichs mit seiner langjähri-
gen Tradition pronatalistischer Gesell-
schaftspolitik.

Diese Varianten eines Gesamttrends
zurückgehender Fertilität vollziehen
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sich, je nach Land mehr oder weniger
ausgeprägt, in einem Umfeld einer
größer angelegten Transformation des
Familienlebens in Europa, die sich
schlagwortartig folgendermaßen be-
schreiben lässt: weniger Eheschließun-
gen und mehr Ehescheidungen, weni-
ger Kinder und zu einem späteren
Zeitpunkt, mehr nicht-eheliche Le-
bensgemeinschaften und mehr Allein-
erziehende, mehr nicht-eheliche Ge-
burten, mehr Alleinlebende.14

Kennzeichnend für die deutsche Ent-
wicklung sind dabei zwei Gesichts-
punkte. Zum einen ist dies die deutli-
che Divergenz zwischen den Alten und
den Neuen Bundesländern. Während
die Erstgenannten dem zuvor beschrie-
benen Muster folgten und somit seit
den 1980er-Jahren eine konstant nied-
rige Fertilität aufweisen, waren in der
früheren DDR auf Grund der Bevölke-
rungspolitik die Geburtenzahlen höher
und sanken mit der Vereinigung dras-
tisch ab. Gegenwärtig verzeichnen wir
einen Wiederanstieg, von dem vermu-
tet wird, dass er zu einem Geburtenni-
veau entsprechend dem Westdeutsch-
lands führen wird. Zum anderen ist die
Besonderheit der westdeutschen im
Vergleich zur westeuropäischen Ent-
wicklung durch eine besonders ausge-
prägte Kinderlosigkeit der jüngeren
Frauenjahrgänge gekennzeichnet. Von
diesen werden, so wird geschätzt, etwa
ein Drittel dauerhaft kinderlos bleiben,
von den höhergebildeten jungen Frau-
en mehr als 40%.15 Demgegenüber ist
in anderen Niedrigstfertilitätsländern,
z.B. in Südeuropa, der Geburtenrück-
gang stärker mit der Zunahme von Ein-
kindfamilien verbunden.

Was lässt sich aus dieser Zusammen-
stellung ableiten? Gesellschaftliche 

Alterung und niedrige Fertilität sind 
zu einer Tradition in entwickelten 
Gesellschaften geworden. Auch wenn
Umfang und Tempo des Geburten-
rückgangs variieren, weist in allen 
europäischen Ländern der Trend nach 
unten. Das bedeutet aber nicht, dass
das gravierende Geburtendefizit in
Deutschland ein unabwendbares
Schicksal ist. Vielmehr existiert für die
durchschnittliche Geburtenzahl pro
Frau von etwa 1,4 ein Spielraum nach
oben. Gemessen an den anderen west-
europäischen Ländern bis zu 1,6, ge-
messen an Frankreich und den nordi-
schen Ländern bis zu 1,8 Geburten pro
Frau. Dies wäre noch nicht das Be-
standsniveau, das unter verschiedenen
Gesichtspunkten wünschenswert wäre,
aber eine substanzielle Verbesserung 
des bestehenden demographischen Un-
gleichgewichts.

3. Familienpolitikstile und
Geburtenfšrderung

3.1 Das Modell

Wie lassen sich diese Befunde vor dem
Hintergrund der politischen Rahmen-
bedingungen verstehen? Eine solche
Frage ist theoretisch und methodisch
anspruchsvoll und kann hier nur in ei-
ner ersten Näherung beantwortet wer-
den. Aus der Analyse der Fertilitätsent-
wicklung lassen sich bestimmte Län-
dergruppen erkennen: die nordischen,
die westeuropäischen und die südeu-
ropäischen Länder. Einzelne Länder ha-
ben gegenüber ihrer geographischen
Einordnung eine Sonderstellung: Is-
land, Irland und Frankreich mit einem
sehr hohen Geburtenniveau, Österreich
und Deutschland mit einem sehr nied-
rigen.
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Nur teilweise lassen sich diese Befunde
in die klassischen wohlfahrtsstaatlichen
Muster einordnen, die beim Vergleich
der Sozialpolitiksysteme identifiziert
wurden.16 Daher sind die Ländergrup-
pen des Geburtenniveaus hier auf Fa-
milienpolitikstile bezogen. Familien-
politik ist ein zentraler Bestandteil einer
pronatalistischen Gesellschaftspolitik,
auch wenn sie nicht darin aufgeht.
Zwar ist ihre zentrale Aufgabe die För-
derung des Wohlbefindens von Famili-
en; damit schafft sie jedoch auch Vor-
aussetzungen des Geburtenverhaltens.
Sofern Paare diese Bedingungen als
Möglichkeiten (oder Einschränkungen)
wahrnehmen, führt dies im Rahmen
ihrer Fertilitätsentscheidungen zu mehr
oder weniger Geburten.

Das führt zu der Frage, was Familien
brauchen, d.h. welche familienpoli-
tischen Voraussetzungen von potenzi-
ellen Eltern nachgefragt werden. Kurz
gesagt brauchen Familien Geld und
Zeit. Ohne eine ausreichende materiel-
le Ausstattung ist kein menschenwür-
diges Familienleben möglich. Ohne
zeitliche Spielräume wird keine ausrei-
chende Qualität des Familienlebens er-
reicht. Erst wenn Eltern genügend Zeit
haben, sich um ihre Kinder zu küm-
mern und eine ihren Vorstellungen

entsprechende häusliche Atmosphäre
zu schaffen, ist für sie das Familienle-
ben ein effektiver positiver Wert.17 Aus
diesen Überlegungen heraus wird auch
der Geburtenrückgang erklärlich. Ers-
tens macht der Übergang zur Indus-
triegesellschaft das Familienleben teu-
rer: Kinder bringen nicht mehr einen
ökonomischen Nutzen, verbrauchen 
aber materielle Ressourcen der Familie.
Mit dem Übergang zur Dienstleistungs-
gesellschaft wird zweitens der zeitliche
Spielraum geringer: Mehr Arbeitskraft
(vor allem der Frauen) wird durch Er-
werbsarbeit gebunden, steht also nicht
mehr der Familie zur Verfügung.

Staatliche Politik kann nur Rahmenbe-
dingungen setzen; sie kann die Bedürf-
nisse von Familien nicht direkt befrie-
digen. Dennoch gibt es – gemessen an
den zuvor beschriebenen Geburten-
zahlen – offenbar Unterschiede, wie
weit es gelingt, diese Rahmenbedin-
gungen zu schaffen. Im Folgenden wer-
den europäische Länder, für die ge-
eignete Daten vorliegen, danach klas-
sifiziert, ob sie eher an den materiellen
oder den zeitlichen Engpässen anset-
zen und wie gut sie den einen oder an-
deren Ansatz ausgebaut haben. Das 
Ergebnis dieser Klassifikation zeigt Ta-
belle 1.
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Die materielle Unterstützung von Fa-
milien wird an den durchschnittlichen
Einkommenstransfers pro Kind gemes-
sen, die Betreuungszeitspielräume am
Umfang von Kinderbetreuungsplätzen
gemessen an der Zahl der Kinder in den
Altersjahrgängen. Die Unterteilung in
schwach-stark bzw. weniger-mehr er-
folgt im Vergleich der OECD-Länder,
sodass ein Feld (schwache materielle
Unterstützung, mehr Betreuungszeit-
spielräume) unbesetzt bleibt, das von
außereuropäischen Ländern (u.a. den
USA) gebildet wird. Nach dieser Klassi-
fikation kann Familienpolitik untätig
sein, wenn sowohl die materielle als
auch die zeitliche Ausstattung unter-
durchschnittlich sind, ökonomisch 
orientiert, wenn der Schwerpunkt auf
einer gut ausgebauten materiellen Un-
terstützung liegt, und kombiniert,
wenn beide Bereiche in überdurch-
schnittlicher Weise angeboten werden.
Der Charme dieser Klassifikation liegt
darin, dass scheinbar geographisch ent-
fernte Länder zu homogenen Länder-
gruppen zusammengefasst werden kön-
nen, wenn sie die gleichen familien-

politischen Voraussetzungen aufweisen.
Ein Nachteil soll jedoch nicht ver-
schwiegen werden: Nur wenn systema-
tische Daten für den Zwanzig-Jahres-
Zeitraum vorliegen, lässt sich die Ein-
ordnung vornehmen; eine Reihe der in
Abbildung 1 genannten Länder konn-
te daher nicht aufgenommen werden.

3.2 Die Regel

Verknüpft man die Daten zur Ferti-
litätsentwicklung und zu den Familien-
politikstilen, so erhält man die folgen-
de Tabelle 2.

Erneut sind die Länder absteigend nach
der Geburtenzahl der 1990er-Jahre ge-
ordnet. Es wurden nur Länder aufge-
nommen, für die Informationen über
die Familienpolitik vorlagen, die zudem
die eindeutige Zuordnung in eine 
der drei Ländergruppen ermöglichten.
Außerdem wurde die Entwicklungs-
richtung des Geburtenniveaus vom 
ersten zum zweiten Zeitraum einbezo-
gen.

Materielle Unterstützung schwach stark
Betreuungszeitspielräume

untätig: ökonomisch:
Spanien, Italien,  (West-)Deutschland

weniger Griechenland, Österreich
Portugal, Irland

kombiniert:
mehr – – – Frankreich,  

Schweden, Dänemark, 
Finnland, Norwegen

Tabelle 1: Familienpolitikstile in Europa

Legende: Klassifizierung der Einkommenstransfers (Materielle Unterstützung) und des Kinder-
betreuungsangebots (Betreuungszeitspielräume) als im OECD-Vergleich über- oder unterdurch-
schnittlich18
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Die Übersicht bestätigt den gewählten
Ansatz weitgehend. In der Regel gehen
Familienpolitikstile und Fertilitätsni-
veau eine enge Verbindung ein. Länder,
die ausgebaute Leistungen sowohl in
materieller als auch in Betreuungshin-
sicht bereitstellen, haben als Gruppe
die höchste Geburtenintensität. Über-
wiegend weisen sie auch – gegen den
europäischen Trend – steigende Werte
auf. Die untätigen Länder mit schwa-
cher finanzieller Unterstützung und 
geringem Kinderbetreuungsangebot 
liegen dagegen am unteren Rand und
haben eine sinkende Tendenz. Die 
ökonomisch orientierten Familienpoli-
tiken (West-) Deutschlands und Öster-
reichs zahlen sich dagegen nicht in
wirklich höheren Geburtenzahlen aus.
Beide Länder liegen in der Gruppe der
untätigen Länder, wobei aber die Wer-
te der alten Bundesländer zwischen
1981 und 2000 nahezu konstant blei-
ben. Letzteres ließe sich vorsichtig so
deuten, dass die außerordentlichen An-

strengungen, einen materiellen Aus-
gleich für die Belastungen der Eltern-
schaft zu schaffen, eine wenn auch be-
grenzte Wirkung zeigen.

3.3 Ausnahmen

Auffallend ist das hohe Geburtenniveau
Irlands. Mit Island (das hinsichtlich sei-
nes Familienpolitikstils nicht klassifi-
ziert werden konnte) bildet Irland eine
Sonderzone der Fertilität in Europa, in
der aus kulturellen und sozio-ökono-
mischen Gründen das Niveau in der
Nachkriegszeit so hoch war, dass trotz
des Geburtenrückgangs noch Werte um
das Bestandsniveau herum erreicht wer-
den. 

Die übrigen Länder, die in der Tabelle
verzeichnet sind, weisen dagegen eine
Dauerhaftigkeit im familienpolitischen
Arrangement auf, die ihre Position
beim Geburtenniveau erklärt. Das me-

Tabelle 2: Familienpolitik und Fertilität in Europa

Legende: siehe Abbildung 1 und Tabelle 1

Land Familienpo- Geburten/ Geburten/ Tendenz
litikstil 1980er 1990er

IRL untätig 2,50 1,94 sinkend

N kombiniert 1,75 1,86 steigend

SF kombiniert 1,68 1,78 steigend

DK kombiniert 1,49 1,75 steigend

S kombiniert 1,80 1,75 sinkend

F kombiniert 1,83 1,74 sinkend

P untätig 1,74 1,47 sinkend

A ökonomisch 1,51 1,41 sinkend

D_ABL ökonomisch 1,37 1,39 konstant

GR untätig 1,70 1,33 sinkend

I untätig 1,40 1,23 sinkend

E untätig 1,63 1,22 sinkend
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thodische Prinzip, nur diejenigen Län-
der aufzunehmen, die eindeutig klassi-
fizierbar sind, hat zu einem Ausschluss
von einigen interessanten Fällen ge-
führt. Großbritannien hat zwei Gene-
rationen von Wohlfahrtsstaatsumbau
(unter Thatcher/Major und unter Blair)
hinter sich. Die Niederlande haben er-
hebliche Anstrengungen unternom-
men, die Teilzeitarbeit von Frauen und
Müttern zu fördern. Diese Strategie-
wechsel machen eine Klassifikation un-
möglich.

Das Gleiche gilt auch für die für
Deutschland bedeutsamste Ausnahme:
die neuen Bundesländer. Zwar ver-
zeichnen wir dort eine Kontinuität des
Kinderbetreuungsangebots und – auf
Grund der Vereinigung – eine in realen
Zahlen mindestens ebenso hohe mate-
rielle Förderung wie im Westen. An-
gesichts der mit der Vereinigung ver-
bundenen Verunsicherung können
diese eher „instrumentellen“ Bedin-
gungen aber keine geburtenfördernden
Wirkungen zeitigen. Es bedarf auch ei-
nes entsprechenden „Bevölkerungskli-
mas“, das in Zeiten gesellschaftlichen
Umbruchs nicht unbedingt vorhanden
ist.

4. Fazit

Ein Umsteuern der bisherigen Gebur-
tenentwicklung ist zwar ein ungeheu-
er anspruchsvolles Ziel, lässt sich aber
– wie der europäische Vergleich zeigt –
mit einem entsprechenden Instrumen-
tarium bewältigen. Ein bedarfsgerech-

ter Ausbau der Kinderbetreuung kann
dabei nur ein erster Schritt sein, wie
auch insgesamt die Familienpolitik nur
ein Element in der Entwicklung einer
umfassenden pronatalistischen Gesell-
schaftspolitik sein kann.

Für potenzielle Eltern muss erkennbar
sein, dass die familienpolitischen Be-
dingungen nicht nur gleich bleiben,
sondern dass sie sich auch weiterhin
verbessern werden. Gerade Eltern, die
in jungen Jahren und in Ausbildungs-
oder Berufseinmündungsphasen ein
Kind bekommen, oder Eltern, die spät
nach Abschluss solcher längeren Pha-
sen sich noch dafür entscheiden, brau-
chen gezielte Förderung. Die Kritik aus
der demographischen Wissenschaft,
dass dies nur zum Vorziehen oder
Nachholen von Geburten führt, greift
insofern zu kurz, als diese Maßnahmen
im Sinne der Erhöhung der absoluten
Geburtenzahl zur Milderung des de-
mographischen Ungleichgewichts sinn-
voll sind.

Eine Bündelung gezielter Maßnah-
men zu einem Gesamtpaket der pro-
natalistischen Gesellschaftspolitik wür-
de zudem die Sichtbarkeit erhöhen und
ein klares politisches Signal setzen.
Zwar lassen sich nicht Jahrzehnte 
der Untätigkeit in wenigen Jahren auf-
holen. Aber es kann der Grundstein 
für eine dauerhafte und umfassende 
Entwicklung gelegt werden, die Wege
aus dem Fatalismus des vermeint-
lich unabwendbaren Geburtendefizits
weist.
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1. Familienleben in Zeiten der
Modernisierung

Seitdem die niedrige Geburtenquote
und die daraus resultierenden Fol-
gen des Bevölkerungsschwunds ins öf-
fentliche Bewusstsein gerückt sind,
stellt sich immer dringender die Frage
nach der geeigneten Familienpolitik.
Deutschland – so die Analyse des Bie-
lefelder Bevölkerungswissenschaftlers
Herwig Birg – gehen die Kinder aus: In
keinem anderen Land der Welt gibt es
so viele kinderlose Menschen wie in
Deutschland. Jede dritte Frau in der
Bundesrepublik bleibt kinderlos, bei 
Akademikerinnen sind es sogar 40 Pro-
zent. In Frankreich liegt der Anteil im
Vergleich bei rund 15 Prozent, in den
USA bei 15 bis 20 Prozent. Bis zum Jahr
2050 wird sich – so seine Prognose –
das Geburtendefizit verachtfachen. Da-
bei sind der Zuzug von Ausländern so-
wie deren Geburtenüberschüsse bereits
eingerechnet. Somit bestehe die Gefahr
einer immer stärkeren Polarisierung der
Gesellschaft. Ganz abgesehen davon,
dass die Zahl der als Eltern und Arbeit-
nehmer wichtigen 20- bis 40-Jährigen
im laufenden Jahrzehnt um mehr als
vier Millionen sinken wird. Im eu-
ropäischen Vergleich bildet Deutsch-
land mit einer Geburtenziffer von 1,29

(Stand 2001) das Schlusslicht mit Itali-
en, Spanien und Griechenland. Dage-
gen bekommt jede Irin und Französin
in ihrem Leben durchschnittlich zwei
Kinder. Dennoch reicht die Zahl der
Neugeborenen nicht aus, die Zahl der
Iren und Franzosen auf dem gleichen
Stand zu halten. Europas Gesellschaf-
ten altern zunehmend.

Mit unterschiedlichen staatlichen Un-
terstützungsleistungen versuchen Eu-
ropas Familienpolitiker die Geburten-
raten zu steigern. Dabei hängen die
familienpolitischen Leistungen von den
jeweiligen kulturellen Kontexten ab
und den damit verbundenen Vorstel-
lungen über Kindheit, Privatheit und
Öffentlichkeit, von der Integration der
Mütter in den Arbeitsmarkt und der Vä-
ter in die Familie. Die Kenntnisnahme
und Umsetzung der Bedürfnisse von
Kindern und Eltern in politisches Han-
deln variiert ebenfalls von Land zu
Land. 

Die Familienpolitik in den meisten EU-
Ländern orientiert sich an Beschäf-
tigungs- und Familienstrukturen der
Nachkriegszeit mit sehr standardisier-
ten und linear verlaufenden Lebens-
phasen: Ein langes Berufsleben mit we-
nig Unterbrechungen für Männer und
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ein Leben für Haushalt und Kinder für
Frauen. Mittlerweile prägen aber kurz-
fristige Arbeitsverhältnisse, unstete Be-
rufsbiografien das Bild der gegenwärti-
gen und zukünftigen Erwerbstätigkeit
in Europa. Ebenso zählt die zuneh-
mende Erwerbstätigkeit von Frauen
und Müttern zu den großen Heraus-
forderungen auf dem europäischen Ar-
beitsmarkt.

Auch wenn europaweit die Frauener-
werbstätigkeit zu einer Selbstverständ-
lichkeit geworden ist, so zeigen die Sta-
tistiken deutliche Unterschiede zwi-
schen den Ländern. Während die Frau-
enerwerbstätigkeit in den skandinavi-
schen Ländern mit bis zu 77 Prozent in
Dänemark und in Schweden sehr hoch
ist und bei 30 Stunden pro Woche liegt,
ist die Frauenerwerbstätigkeit in Süd-
europa, Spanien und Italien weit un-
terhalb des EU-Durchschnitts, was auch
mit dem geringen Anteil der Teilzeitar-
beitsmöglichkeiten und mit unsicheren
„flexiblen“ Arbeitsverhältnissen zu-
sammenhängt. Dagegen arbeitet ein
verhältnismäßig großer Teil der Frauen
in Großbritannien, den Niederlanden,
Deutschland und Österreich auf Teil-
zeitbasis.

Nicht nur die Erwerbsformen und
Strukturen haben sich verändert, son-
dern auch die Lebenszyklen.

Der Übergang ins Erwachsenenalter fin-
det heute verspätet statt. In Südeuropa
ist es üblich, dass junge Leute bis zum
Alter von 25 bis 30 Jahren bei den El-
tern leben. Längere Ausbildungszeiten,
große Hindernisse auf dem Arbeits- und
Wohnungsmarkt verschieben das Er-
wachsenwerden nach hinten. In allen
europäischen Ländern bekommen die
Frauen heute ihr erstes Kind im Alter

von durchschnittlich 28 oder 29 Jah-
ren. Die zunehmende Instabilität von
Familien und Berufskarrieren trägt ins-
gesamt dazu bei, dass Biografien heute
weitaus weniger linear verlaufen als
früher, mit der Folge, dass viel kom-
plexere Handlungsmuster entstehen.
Neben den veränderten Lebenszyklen
unterliegt auch die Familienform ver-
änderten Prozessen.

Informelle Partnerschaften, Trennun-
gen und Scheidungen nehmen zu. In
Schweden wurden mehr als 55 Prozent
der Kinder im Jahr 2000 unehelich ge-
boren, in Dänemark, Frankreich, Finn-
land und Großbritannien betrug der
Anteil 40 Prozent. Hinzu kommt der
EU-weite Anstieg der Zahl der Kinder,
die nur mit einem Elternteil leben (ca.
10 bis 15 Prozent aller Haushalte). Al-
leinerziehende haben es mit einem be-
trächtlichen Armutsrisiko zu tun. So
sind wachsende Scheidungsraten und
immer mehr alleinerziehende Mütter
ein familienpolitisch brisantes Thema
vor allem in Großbritannien, wo auch
die Geburtenrate im europäischen Ver-
gleich relativ hoch ist, die meisten
Frauen berufstätig und die Familien am
wenigsten stabil sind. Betrachtet man
diese Entwicklung näher, dann fällt der
hohe Anteil von Teenagerschwanger-
schaften auf, der die Geburtenrate in
Großbritannien maßgeblich prägt. 

Neben der Veränderung der Familien-
struktur ist der Wandel der Familien auf
eine Vielzahl weiterer Faktoren zurück-
zuführen: wobei Faktoren wie Wirt-
schaftswachstum, Wohnungspreise und
Arbeitsmarkt maßgeblich sind. So dürf-
ten auch wirtschaftliche Gründe mit-
verantwortlich dafür sein, dass etwa
Norweger und Dänen deutlich mehr
Nachwuchs bekommen als ihre schwe-
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dischen Nachbarn. Auch sind staatli-
che Ausbildungsunterstützungen und
mäßige Wohnungspreise maßgeblich
für den Auszug der jungen Dänen und
Nordeuropäer mit knapp 20 Jahren aus
dem Elternhaus, während sich die süd-
europäischen Jugendlichen dies nicht
leisten können und bis zum 30. Le-
bensjahr im Elternhaus bleiben. 

Angesichts der niedrigen Geburten-
quote stellen sich grundsätzliche Fra-
gen zur Familienpolitik: Haben materi-
elle Faktoren immaterielle Folgen, die
sich in der Wertschätzung für die eine
oder andere Lebensweise niederschla-
gen? Ist die Verbesserung der wirt-
schaftlichen Lage der Familie oder sind
verbesserte Strukturen und Dienstlei-
stungen für Familien von zentraler Be-
deutung?

2. Unterschiedliche familienpo-
litische AnsŠtze in den EU-
LŠndern

Die meisten europäischen Wohlfahrts-
staaten haben einen engen Begriff von
Familienpolitik, der soziale Unterstüt-
zung nur im Fall eklatanter familialer
Defizite vorsieht. Die Ausrichtung der
familienpolitischen Richtungen sind
eng verknüpft mit sozialstaatlichen
Prinzipien der Länder.

• In den angelsächsischen Ländern
wird Familie als Privatangelegenheit
angesehen und große Zurückhaltung
des Staates im Hinblick auf Eingriffe
in wirtschaftliche und familiale Ver-
hältnisse ausgeübt. Schwerpunkt ist
die Garantie eines Existenzminimums
für besonders benachteiligte Bevöl-
kerungsgruppen. Ein erheblicher Teil
der Sozialaufwendungen gilt dem

• problembelasteten Teil der Familien.
Die Erwerbstätigkeit von Müttern
wird nicht erschwert, aber auch nicht
besonders gefördert. Familienpolitik
ist in diesem Modell nicht interven-
tionistisch. 

• Das skandinavische Modell orientiert
sich vor allem an der Gleichheit der
Geschlechter, der Berufstätigkeit von
beiden Eltern und der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf. Kennzeich-
nend sind der gute Ausbau der Kin-
derbetreuung, relativ großzügige
Transferleistungen für eine begrenzte
Zeit, um die Kinder zu Hause zu er-
ziehen und spezielle Erziehungszeiten
für Väter. 

• Frankreich gilt als Pionierland einer
expliziten Familienpolitik mit einer
bevölkerungspolitischen Ausrichtung,
das die Erwerbstätigkeit von Frauen
unterstützt. Familienpolitik wird als
Bevölkerungspolitik verstanden, die
durch Transferzahlungen das Gebur-
tenverhalten positiv beeinflusst. Zu-
dem wird großer Wert auf Kinderbe-
treuungsmöglichkeiten gelegt, um
Familie und Beruf zu vereinbaren. 

• Das deutsche Modell (ähnlich in 
Österreich und der Schweiz) führte
schon den Familienschutz auf Ver-
fassungsebene ein. Während die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf
durch ein tradiertes Schulsystem und
mangelhafte Kinderbetreuung wenig
ausgeprägt ist, werden relativ hohe
Geldleistungen an Familien und El-
tern transferiert. 

• Das südeuropäische Modell hat einen
wenig ausgeprägten familienpoliti-
schen Ansatz, der auf Traditionalität
und subsidiären privaten Arrange-
ments basiert. 

Die zentralen Unterscheidungsmerk-
male dieser Typen der Familienpolitik
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sind die Höhe der Einkommenstrans-
fers und die Angebote der Infrastruktur. 

3. Familienpolitische Leistungen

Im europäischen Vergleich gibt
Deutschland viel Geld für Familien aus
und liegt damit im oberen Drittel. Die
Palette der familienpolitischen Leis-
tungen ist groß. So gibt es in Deutsch-
land Kindergeld, Baukindergeld, Haus-
haltsfreibeträge und Freibeträge, Wohn-
geld, Erziehungsgeld, Sozialhilfe und
Kinderzuschläge für Beschäftigte des öf-
fentlichen Dienstes, um nur einige zu
nennen. Da die Zuordnungen zu den
Leistungen nur schwer zu kontrollieren
sind, ist es das Ergebnis auch. Der Staat
hat – so scheint es – in der Familien-
politik die Übersicht verloren. Auch die
Bewertung hinsichtlich staatlicher Leis-
tungen und Nachteilsausgleich bezüg-
lich der Familien fallen keineswegs ein-
deutig aus. Während das Münchner
Ifo-Institut im Jahr 2003 zu dem Er-
gebnis kam, dass die Familien in
Deutschland zwölf Jahre lang 33 Mrd.
Euro zu viel an Steuern gezahlt haben,
kommt das Kieler Weltwirtschaftsinsti-
tut auf staatliche Aufwendungen in
Höhe von 300 Mrd. Euro zu Gunsten
der Familien, inklusive des Steuervor-
teils durch das Ehegattensplitting in
Höhe von ca. 40 Mrd. Euro und den ge-
samten Bildungsausgaben. Für das Jahr
2001 hat das Weltwirtschaftsinstitut in
Kiel errechnet, dass Bund, Länder und
Kommunen 168 Mrd. Euro für materi-
elle Leistungen, für Schulen und Be-
treuung ausgegeben haben. Davon gin-
gen 62 Prozent als finanzielle Leis-
tungen in die Familien, vom Kin-
dergeld über Steuererleichterungen, Er-
ziehungs- und Mutterschaftsgeld bis
hin zu Versicherungsjahren in der Ren-

tenversicherung. Dagegen waren die 
Ausgaben in Schweden pro Kopf der
Bevölkerung genauso hoch wie in
Deutschland, allerdings wurde das Geld
ganz woanders ausgegeben: nur 28 Pro-
zent für materielle Leistungen von Kin-
der- und Erziehungsgeld, 72 Prozent in
Schule und Betreuung. 

Legt man bei der Betrachtung der öf-
fentlichen Ausgaben für Familien den
Anteil am Bruttoinlandsprodukt (BIP)
als Maßstab zu Grunde, dann wird da-
bei zwischen Aufwendungen für Geld-
und Dienstleistungen unterschieden,
wobei Steuerentlastungen, die Besteue-
rung von Sozialtransfers und Ausgaben
für das Bildungswesen nicht enthalten
sind. Danach liegt Deutschland mit
Ausgaben in Höhe von 2,7 Prozent des
BIP auf dem sechsten Rang der OECD-
Vergleichsländer und weist damit ein
überdurchschnittliches Niveau auf. 

Mehr Ressourcen brachten Österreich
(Platz 5) und die skandinavischen Län-
der auf, wobei Dänemark mit 3,8 Pro-
zent des BIP einen Spitzenwert erreicht.
Schlusslichter sind die Mittelmeerlän-
der mit 0,7 Prozent des BIP. In Deutsch-
land verteilt sich das familienpolitische
Budget des Staates zu rund 71 Prozent
auf Geldleistungen und zu 29 Prozent
auf Dienstleistungen. Der Anteil der
Dienstleistungen, vor allem die Auf-
wendungen für Kinderbetreuungsein-
richtungen ist im internationalen Ver-
gleich eher niedrig. Die deutsche
Familienpolitik ist damit ausgeprägt
transferorientiert, während in Däne-
mark und Schweden der prozentuale
Anteil für Dienstleistungen höher ist als
für Geldleistungen. 

Vergleicht man familienbezogene Steu-
erleistungen, dann gewähren Deutsch-
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land, Irland, Spanien und Luxemburg
große Steuervorteile, dagegen Öster-
reich und Großbritannien kaum, und
Griechenland, Finnland und Schweden
gar keine (Angaben beziehen sich auf
das Jahr 2000).

4. Familienpolitische AnsŠtze in
Europa

4.1 Das skandinavische Modell

Das schwedische Wohlfahrtsmodell ba-
siert auf Vollbeschäftigung und der Teil-
nahme aller Bürger am Arbeitsmarkt.
Das ist auch die Basis für die schwedi-
sche Familienpolitik. Im Jahr 2001 wa-
ren 70 Prozent aller Frauen zwischen
16 und 64 Jahren berufstätig und bei
Frauen mit einem Kind unter sieben
Jahren waren es sogar 82 Prozent, die
einer bezahlten Arbeit nachgingen, bei
den Männern waren es 95 Prozent. Das
familienpolitische Leitbild Schwedens
ist der Zwei-Verdiener-Haushalt mit
dem Anspruch der Gleichstellung der
Geschlechter. Die Eckpfeiler schwe-
discher Familienpolitik beruhen auf 
der Individualbesteuerung, öffentli-
cher Kinderbetreuung und der Eltern-
urlaubsversicherung. Da die Arbeits-
markt-, Familien- und Geschlechterpo-
litik davon ausgeht, dass jeder Bürger
und jede Bürgerin sich ein Einkommen
erarbeitet, muss sich jeder Erwachsene
selbst versorgen. Die Änderung des
Steuersystems 1971 hat die Begünsti-
gung von zwei Einkommen zur Folge,
wohingegen es einer Familie erschwert
wurde, von nur einem Einkommen zu
leben. 

Familien mit kleinen Kindern bevorzu-
gen weniger das Doppelverdiener- als
vielmehr ein Eineinhalbverdiener-Fa-

milienmodell. Gut die Hälfte aller Müt-
ter mit schulpflichtigen Kindern gehen
einer Teilzeitbeschäftigung nach. Alle
Eltern haben bis zum zwölften Geburts-
tag des Kindes Anspruch auf eine Teil-
zeitstelle. Allerdings geht eine Verkür-
zung der Arbeitszeit zu ihren Lasten. Im
EU-Vergleich ist die Zustimmung von
Männern und Frauen zur Erwerbstätig-
keit von Müttern am höchsten. 

Damit beide Eltern berufstätig sein kön-
nen, hat Schweden ein sehr großes An-
gebot an institutionalisierter Kinderbe-
treuung. Seit 1995 sind die Gemeinden
verpflichtet, für die ein- bis zwölfjähri-
gen Kinder, Kinder studierender Eltern
sowie bedürftigen Kinder öffentliche
Betreuungsmöglichkeiten zur Verfü-
gung zu stellen. Im Jahr 2000 nahmen
76 Prozent der Kinder zwischen ein
und fünf Jahren die öffentliche Kin-
derbetreuung in Anspruch. Schulkin-
der werden in Freizeitzentren oder von
Tagesmüttern betreut. In der Gruppe
der Sechs- bis Neunjährigen besuchen
66 Prozent eine öffentliche Kinderbe-
treuung. 

Die schwedische Familienpolitik orien-
tiert sich an einer stark institutionali-
sierten Betreuungskultur, um die Be-
rufstätigkeit beider Eltern zu ermög-
lichen. Dabei richtet sich allerdings ihr
Angebot einseitig an Kinder erwerbs-
tätiger Eltern. Während diese Eltern 
finanzielle Unterstützung erhalten und
einen Rechtsanspruch auf einen Vor-
schulplatz haben, haben Kinder von
Arbeitslosen, Nichterwerbstätigen und
Eltern im Elternurlaub erst seit 2002 
einen Anspruch auf eine dreistündige
öffentliche Betreuung am Tage. Ein Pro-
blem für schwedische Eltern sind 
die steigenden Beiträge für Vorschulen,
die stark zwischen den Kommunen
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schwanken. Die Folge ist, dass Eltern
mit geringem Einkommen private Lö-
sungen suchen. Die Abhängigkeit der
Beiträge vom Einkommen und von der
täglichen Betreuungsdauer hat dazu ge-
führt, dass berufstätige Frauen dazu 
übergegangen sind, die Betreuungs-
dauer der Kinder in den Einrichtungen
aus Kostengründen einzuschränken.
Auch dies ist ein Grund für die hohe
Teilzeitquote der Frauen, wenn die Kin-
der noch kleiner sind. Allerdings arbei-
ten die Frauen durchschnittlich 30
Stunden pro Woche. 

Der dritte Pfeiler schwedischer Famili-
enpolitik ist die Elternurlaubsversiche-
rung. Im Vordergrund steht die ge-
meinsame Elternschaft, die beiden
Elternteilen während des Elternurlaubs
die Betreuungsrolle ermöglicht. Zwar
nehmen Frauen den größten Teil des
Elternurlaubs in Anspruch, doch gehen
36 Prozent der Väter 27 Tage in Eltern-
urlaub. Dagegen sind es in Deutschland
knapp 3 Prozent. Das ist u.a. auch da-
mit zu erklären, dass Elternurlaub als
eine einkommensabhängige Leistung
verstanden wird, die für die Dauer von
13 Monaten gewährt wird, während für
die verbleibenden 3 Monate ein Pau-
schalsatz gezahlt wird. 

In der schwedischen Gesellschaft wer-
den Elternurlaub und der Zugang zur
öffentlichen Kinderbetreuung als Selbst-
verständlichkeit angesehen und auch
von fast allen Familien genutzt. 

4.2 Das französische Modell

Im Gegensatz zu Schweden basiert das
französische Modell zwar ebenfalls auf

dem Zwei-Verdiener-Haushalt, mit ei-
ner geringeren Frauenerwerbstätigkeit
als in Schweden, bietet jedoch die größ-
te Variationsbreite an staatlich geför-
derten privaten und öffentlichen Be-
treuungsmöglichkeiten. Unter den
OECD-Ländern liegt Frankreich sogar
noch vor Dänemark und Schweden auf
dem ersten Rang, sowohl was die Hil-
fen für Mütter mit Kindern unter sechs
Jahren betrifft als auch bezüglich der
Förderung der Erwerbstätigkeit von
Müttern mit Kindern zwischen drei
und sechs Jahren. Während in einigen
europäischen Ländern (südeuropäische
Länder, Deutschland und auch Öster-
reich) Kinderbetreuung als Privatsache
angesehen wird, gilt sie in Frankreich
als eine Angelegenheit öffentlicher Po-
litik und als ein wichtiger Teil der Fa-
milienpolitik.

Frankreich gilt zusammen mit den 
skandinavischen Ländern als das EU-
Mitgliedsland, in dem sich der Staat
und die öffentliche Hand am stärksten
engagieren. Traditionell steht Gebur-
tenförderung im Zentrum französischer
Familienpolitik, die spätestens seit den
30er-Jahren auf dem Leitbild der Zwei-
Verdiener-Familie basiert und im wei-
teren Verlauf die Erwerbstätigkeit von
Müttern fördert. Im Gegensatz zu
Schweden ist die Erwerbstätigkeit der
Frauen, die bei knapp 57 Prozent liegt,
auf Vollerwerbstätigkeit angelegt. Im
Unterschied zu Deutschland fällt vor
allem die hohe Erwerbsquote von Müt-
tern mit einem Kind unter drei Jahren
bzw. mit zwei Kindern unter sechs Jah-
ren auf. Während im Westen und 
Osten Deutschlands 59 Prozent der
Mütter mit einem Kind unter drei Jah-
ren beschäftigt sind, liegt die Quote in
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Frankreich bei 80,2 Prozent. Mit zwei
Kindern, wenn das jüngste unter sechs
Jahre alt ist, sind es in Deutschland
knapp 60 Prozent, in Frankreich knapp
83 Prozent.

Mütter in Frankreich reduzieren ihre Er-
werbstätigkeit erst mit der Geburt des
dritten Kindes. In Frankreich ist es
durchaus üblich, Mutterschaft mit Be-
rufstätigkeit und Berufsorientierung zu
verknüpfen. Auffallend ist ferner, dass
der Kinderwunsch mit zunehmender
Bildung und gehobener Berufsposition
nicht wie üblich sinkt, sondern steigt.
Bezahlte Arbeit ist konstitutiv für die 
Identität der französischen Mutter.

Die hohe Müttererwerbstätigkeit geht
einher mit einer steigenden Geburten-
rate. Im Gegensatz zu den anderen EU-
Staaten, die einen Geburtenrückgang
zu verzeichnen haben, mit einer
großen Variationsbreite zwischen den
Ländern, kann Frankreich einen An-
stieg verzeichnen und liegt gemeinsam
mit Irland mit einer Geburtenrate von
190 Kinder auf 100 Frauen an der Spit-
ze in Europa. Wie in anderen EU-Län-
dern ist das durchschnittliche Alter der
Frau bei der ersten Geburt auf 29,1 Jah-
re gestiegen. Dabei nehmen nichtehe-
liche Geburten zu. 40 Prozent der Kin-
der kommen nichtehelich zur Welt, bei
den Erstgeborenen sind es 55 Prozent,
wobei von zehn nicht ehelichen Kin-
dern acht vor der Geburt vom Vater a-
nerkannt werden. Die Ehe nimmt in
ihrer ordnungspolitischen Funktion ab.
Angesichts der hohen Geburtenrate in
Frankreich und der relativ hohen Zahl
in Skandinavien steht die Frage im
Raum nach einer möglichen Korrelati-
on von guten Vereinbarkeitsmöglich-

keiten im Beruf und der hohen Gebur-
tenquote. 

Nur diejenigen Länder, die erwerbs-
tätigen Frauen ermöglichen, Beruf und
Familie zu verbinden, weisen Gebur-
tenraten auf, die das demographische
Gleichgewicht erhalten. 

Tatsächlich bietet Frankreich eine Fül-
le von Betreuungsmöglichkeiten für be-
rufstätige Eltern. So besuchen knapp 
30 Prozent der unter Dreijährigen staat-
liche Krippen, die von 7.30 Uhr bis
18.30 Uhr geöffnet sind. Der Beitrag der
Eltern ist einkommensabhängig und
kann monatlich bis zu 500 € für neun
Stunden an fünf Tagen pro Woche 
betragen. Neben den vorhandenen
200.000 Krippenplätzen im Land, 
denen rechnerisch ein Bedarf von
500.000 gegenübersteht, weitet die Re-
gierung Raffarin die häuslichen Be-
treuungsangebote aus. Heute arbeiten
450.000 Frauen als „assistante mater-
nelles“, das sind doppelt so viele wie
vor zehn Jahren. Die Tagesmütter kön-
nen in ihrer Wohnung eine Kleinkrip-
pe betreiben mit zwei bis vier Kindern
aus ihrer Nachbarschaft, oder sie kom-
men ganztags in die Wohnung kinder-
reicher Familien. Die Kinderbetreuung
wird von der Regierung Raffarin gerne
als Zukunftssektor für Beschäftigungs-
politik gesehen, der in diesem Jahr-
zehnt auf 600.000 Arbeitsplätze an-
wachsen soll. Die Eltern erhalten
Zuschüsse für die Sozialversicherung
der Kinderfrauen sowie Steuerermäßi-
gungen. 

Für die Vorschulen (écoles maternelles)
der Drei- bis Sechsjährigen haben die
Eltern einen Rechtsanspruch auf einen
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Betreuungsplatz. Die Vorschulen sind
kostenlos, da sie dem Bildungsministe-
rium unterstehen. Obwohl der Besuch
freiwillig ist, werden die Vorschulen
von 99 Prozent der Kinder im Alter von
drei bis sechs Jahren in Anspruch ge-
nommen. 

Die große gesellschaftliche Wertschät-
zung dieser Einrichtungen zeigt sich
auch in der beruflichen Qualifikation
der Erzieherinnen, die als ausgebil-
dete Grundschullehrerinnen mit dem
Schwerpunkt auf Vorschulpädagogik
die Kinder an die Schulen heranführen.
Mit dem gesellschaftlichen Anspruch
gegenüber Kindern nimmt Frankreich
in Europa eine Vorreiterstellung ein. 

Das familienpolitische Programm der
Regierung Raffarin, das 80 Mrd. Euro
an Transfers für Familien vorsieht, ist
im Jahr 2003 mit einem 10-Punkte-Pro-
gramm konkretisiert worden. Darin
werden familienpolitische Leistungen
in der Rentenversicherung, trotz allge-
meiner Leistungseinbußen, sogar aus-
geweitet. Die Anrechnung eines zwei-
jährigen Erziehungsurlaubs ist auf Väter
ausgeweitet worden. Vom Jahr 2004 an
erhalten Familien, deren Monatsein-
kommen 4120 € nicht übersteigt, eine
einmalige Geburtenprämie von 800 €
pro Kind sowie 160 € Kindergeld (ab
dem zweiten Kind) während der ersten
drei Lebensjahre. Weiterhin gewährt
der Staat 340 € monatlich zusätzlich
zum Kindergeld, wenn ein Elternteil
während der ersten drei Lebensjahre zu
Hause bleiben möchte. Auch ermög-
licht der Staat Steuererleichterungen in
größerem Maße. So zahlt nur die Hälf-
te aller französischen Haushalte über-
haupt noch Lohn- und Einkommens-
steuer. Vom dritten Kind an sind Eltern
mit einem Durchschnittseinkommen

sogar völlig steuerfrei. Auch Unterneh-
men können mit Steuererleichterungen
in Höhe von bis zu 60 Prozent für Aus-
gaben rechnen, die bei unternehmens-
interner Kinderbetreuung anfallen. 

Der wesentliche Akteur familienpoliti-
scher Leistungen ist die staatliche Fa-
milienkasse, als die Schaltstelle für Fa-
milienleistungen. Sie bündelt und zahlt
die Leistungen (wie Kindergeld, Beihil-
fen zur häuslichen Kinderbetreuung,
Beihilfen zur Beschäftigung einer Ta-
gesmutter, Erziehungsgeld, Wohnbei-
hilfen und Beihilfen für allein Erzie-
hende etc.), verwaltet ihre Ausgaben
und führt spezielle Sozialprogramme
durch. Die Familienkassen sind seit
1945 ein autonomer Versicherungs-
zweig, eine öffentlich-rechtliche Ein-
richtung unter staatlicher Aufsicht, die
bis 1990 ausschließlich von Arbeitge-
bern bezahlt wurde. Mittlerweile ist de-
ren Anteil auf 60 Prozent gesunken, das
entspricht einem Anteil von rund 10
Prozent der Lohnsumme. In Europa
gibt es zudem in Belgien und Luxem-
burg eine Familienkasse als Bestandteil
der Sozialversicherung. Damit steht Fa-
milienpolitik gleichrangig neben der
Renten- und Gesundheitspolitik. 

5. Gibt es einen Kšnigsweg?

In allen europäischen Ländern ist die
Lösung der Vereinbarkeitsproblematik
eine wichtige Schlüsselkategorie für 
oder gegen Kinder. Wenn die Organi-
sation des Alltagslebens mit Kindern zu
schwierig ist, verzichten Frauen auf
Kinder und wählen den Beruf. In den
Ländern Deutschland, Niederlande und
Großbritannien war Teilzeitarbeit schon
immer der Königsweg, Beruf und Fa-
milie miteinander zu verbinden. Aller-
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dings sind die öffentlichen Betreu-
ungseinrichtungen keineswegs bedarfs-
deckend und zu wenig an den neuen
Herausforderungen orientiert, die sich
für frühkindliche Bildung und Erzie-
hung stellen. Frankreich bietet das viel-
seitigste Betreuungsangebot in Europa
für die vorwiegend voll erwerbstätigen

Mütter, während die Skandinavier auf
staatliche Betreuungssystem setzen und
Frauen voll in den Arbeitsmarkt inte-
grieren. Wenn es einen Königsweg gibt,
dann besteht er in der zeitlichen und
auch finanziellen Entlastung der Fami-
lien, um Beruf und Familie besser zu
vereinbaren.
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1. EinfŸhrung

Familienpolitik als Querschnittsaufga-
be ist mit einem breiten Spektrum
möglicher Maßnahmen verbunden. Je
vielfältiger die Handlungsmöglichkei-
ten umso größer wird die Notwendig-
keit, Familienpolitik an einem Hand-
lungsrahmen auszurichten, der eine
Orientierung an übergeordneten Zielen
gewährleistet. In diesem Beitrag soll
versucht werden, die Grundlinien eines
solchen Handlungsrahmens zu be-
schreiben. 

2. RŸcklŠufige Geburtenzahlen
aber ungebrochene Wert-
schŠtzung der Familie

Trotz niedriger Geburtenzahlen ist die
individuelle Wertschätzung der Fami-
lie und der Wunsch nach Kindern in
der Bevölkerung ungebrochen hoch.
Studien, die die Wichtigkeit verschie-
dener Lebensbereiche abfragen, zeigen:
Familie und Kinder stehen unange-
fochten auf Platz 1. So halten 85% der
in der Wertschätzungsstudie des Staats-
instituts für Familienforschung an der
Universität Bamberg (ifb) Befragten „Fa-
milie“ für „sehr wichtig“. Über zwei
Drittel der in der Shell-Jugendstudie be-

fragten Jugendlichen gaben an, später
eigene Kinder zu wollen.

Trotz dieser Wertschätzung der Familie
ist jede Kindergeneration um ein Drit-
tel kleiner als ihre Elterngeneration.
Kinderwunsch und tatsächliche Kin-
derzahl klaffen weit auseinander. Un-
ser Sozialstaat leidet an der Mangeler-
scheinung „Kinderarmut“.

Unabhängig davon, welche Parameter
oder Entwicklungslinien im Hinblick
auf die Situation von Familien man
herausgreift (Geburtenrate, Haushalts-
strukturen usw.), gilt: Die heute wir-
kenden und prägenden Einflüsse wie
z.B. steigendes Bildungs- und Ausbil-
dungsniveau der Frauen und damit ein-
hergehende Zunahme der Erwerbs-
tätigkeit von Frauen werden uns auch
im nächsten Jahrzehnt begleiten. An-
ders formuliert: Neue, externe Fakto-
ren, die die Familienstrukturen bzw. das
Geburtenverhalten der Bevölkerung im
Sinne einer „Trendumkehr“ beeinflus-
sen, sind nicht erkennbar. Der Trend zu
weniger Kindern wird, angesichts stei-
gender Erwerbstätigkeit von Frauen,
verbunden mit dem Trend zur späten
Heirat und damit höherem Alter bei der
Geburt des ersten Kindes, weiter an-
halten.

Vier Thesen fŸr den Handlungs-
rahmen in der Familienpolitik

Christa Stewens

Politische Studien, Heft 396, 55. Jahrgang, Juli/August 2004
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3. Folgen der ãKinderarmutÒ

Die Folgen der „Kinderarmut“ sind weit
reichend und lassen sich folgender-
maßen zusammenfassen: 

• Gefährdung der sozialen Sicherungs-
systeme,

• Rückgang der Zahl der Erwerbsperso-
nen und damit Rückgang qualifizier-
ter Arbeitskräfte,

• Herabsetzung der Dynamik und In-
novationsfähigkeit unserer Gesell-
schaft,

• Dauerhafte Schwächung des Wachs-
tumspotenzials und damit des Wohl-
standsniveaus.

4. Konsequenzen fŸr das fami-
lienpolitische Handeln

Die m. E. gebotenen Konsequenzen aus
dem Auseinanderklaffen von Kinder-
wunsch und Kinderzahl kann man in
vier handlungsleitende Thesen für die
Familienpolitik zusammenfassen:

Familienpolitik muss

• sich mehr an der Realisierung bereits
vorhandener Kinderwünsche aus-
richten,

• eine möglichst große Freiheit geben,
selbst zu entscheiden, wie Familie
und Beruf miteinander vereinbart
werden können (Wahlfreiheit),

• die mit der Entscheidung für Kinder
verbundenen wirtschaftlichen Risiken
über monetäre Familienleistungen –
auch im Steuerrecht – sowie über 
Kinderbetreuungsangebote abfedern
und

• die gesellschaftliche Anerkennung der
Eltern fördern.

These 1: Familienpolitik muss sich
mehr an der Realisierung bereits vor-
handener Kinderwünsche ausrichten.

Familienpolitik kann darauf abzielen,
ausschließlich die Situation bereits be-
stehender Familien zu verbessern („So-
zialpolitik für Familien“), sie kann da-
rüber hinaus aber auch das zusätzliche
Ziel verfolgen, Hindernisse bzw. Vor-
behalte aus dem Weg zu räumen, die
der Realisierung vorhandener Kinder-
wünsche entgegenstehen. 

Das Phänomen, dass Kinderwunsch
und tatsächliche Kinderzahl in unse-
rem Land auseinanderklaffen, sollte zu
denken geben. Dabei geht es nicht da-
rum, konkrete Zielvorgaben zur Steige-
rung der Geburtenquote anzugehen.
Niemand wird Kinder bekommen um
dafür zu sorgen, dass Deutschland
mehr Nachwuchs hat. 

Es geht einfach darum, dass Kinder-
wünsche wahr werden. Familienpolitik
soll dazu beitragen, dass der Wunsch
nach Familie wieder verstärkt gelebt
werden kann. Das Phänomen der Kin-
derlosigkeit ist in aller Regel nicht Aus-
druck eines von vorne herein so ge-
wollten und geplanten Lebens ohne
Kinder. Ein vorhandener Kinderwunsch
wird vielfach über einen längeren Zeit-
raum hinweg immer wieder aufge-
schoben. Die Gründe dafür sind viel-
fältig: Beendigung der Berufsaus-
bildung, Etablierung im Job, Erreichen
neuer Karrierestufen, Unsicherheit in
der Partnerschaft. 

Die Scheu vor Festlegungen ist in un-
serer schnelllebigen Zeit mit ihren un-
zähligen Möglichkeiten, das eigene Le-
ben zu gestalten, sehr ausgeprägt: Eine
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Entscheidung aufzuschieben heißt (zu-
mindest vermeintlich), sich alle Optio-
nen zu bewahren. Entscheidungen zu
fällen schränkt die vorhandenen Mög-
lichkeiten ein. Die Entscheidung für ein
Kind zählt zu den Entscheidungen, die
am nachhaltigsten unser Leben prägen.
Insofern ist eine Tendenz zum Auf-
schub leicht nachvollziehbar.

These 2: Wahlfreiheit ist der Schlüs-
sel zu einer am Kinderwunsch ausge-
richteten Familienpolitik.

Familienpolitik kann nicht alle Vorbe-
halte und Stolpersteine bei der Reali-
sierung des vorhandenen Kinderwun-
sches aus dem Weg räumen. Sie kann
aber alle Möglichkeiten nutzen, um die
Rahmenbedingungen so zu gestalten,
dass den Eltern möglichst viel Wahl-
freiheit bleibt. Und dies gilt insbeson-
dere für die verschiedenen Alternativen
der Vereinbarung von Familie und Be-
ruf. Je größer die eigenen Gestaltungs-
möglichkeiten bleiben, desto geringer
ist die Scheu, sich festzulegen. 

Von zentraler Bedeutung ist dabei eine
an den unterschiedlichen Bedürfnissen
der Familien, also an den Müttern, Vä-
tern und Kindern orientierte Familien-
politik, d.h. keine Festlegung auf be-
stimmte Rollenmuster. Eltern wissen
selbst am allerbesten, was gut für sie ist.
Konkret bedeutet dies: 

• Der Wunsch nach Familie soll so ge-
lebt werden, wie jeder Einzelne es
sich vorstellt.

• Die Wahlfreiheit der Eltern, ob sie ihr
Kind zu Hause selbst betreuen oder
wenn sie erwerbstätig sind, ihr Kind
betreuen lassen, muss gewährleistet
sein.

Wahlfreiheit in diesem Sinne erleich-
tert die Entscheidung für Kinder. Der
Kinderwunsch steht in Konkurrenz zu
anderen Zielsetzungen und Wünschen
im Leben, also beispielsweise zur Been-
digung der Berufsausbildung, zur Eta-
blierung im Job, zum beruflichen Er-
folg. Der Kinderwunsch bedeutet für
viele auch den Verzicht auf manchen
Konsumwunsch. Je mehr Optionen
den Familien aber bleiben, das Leben
mit Kindern „einzurichten“, je größer
die Gestaltungsmöglichkeiten für Eltern
und potenzielle Eltern bleiben, desto
leichter wird es ihnen fallen, die ver-
schiedenen Interessen, Zielsetzungen
und Wünsche zu sortieren und zu ar-
rangieren und nicht im Sinne eines
„Entweder-Oder“ entscheiden zu müs-
sen.

These 3: Differenzierte, auf verschie-
dene Lebenslagen bezogene Gestal-
tung der Familienpolitik.

Die Lebenslagen und die daraus resul-
tierenden Bedürfnisse der Familien sind
so unterschiedlich, dass eindimensio-
nale Lösungsansätze, die sich auf eine
Maßnahme konzentrieren, wenig hilf-
reich sind. Transferiert man den Begriff
der „Wahlfreiheit“ in die konkrete Fa-
milienpolitik, heißt dies: Sowohl die
gut ausgebildete Akademikerin, die sich
für Erwerbstätigkeit und Kinderbetreu-
ung entscheidet als auch die Familie
mit traditioneller Rollenverteilung und
Durchschnittsverdienst, muss Familie
in der von ihr gewählten Form leben
können.

Einerseits verändert zwar der Ausbau
der Kinderbetreuung die Wahlfreiheit
in Richtung Erwerbstätigkeit. Aber an-
dererseits tun sich Eltern mit Durch-
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schnittsverdienst ohne gleichzeitige
Verbesserung des Familienleistungs-
ausgleichs immer schwerer, zu Gunsten
der Kindererziehung zumindest zeit-
weise auf Erwerbstätigkeit zu verzich-
ten oder sie einzuschränken. 

Vor diesem Hintergrund ist eine ech-
te Familienförderungspolitik gefragt,
die auf zwei Grundpfeilern steht und
die im Folgenden näher behandelt wer-
den:

• Verbesserung der finanziellen Situa-
tion der Familien,

• Bedarfsgerechter und qualitätsori-
entierter Ausbau der Kinderbetreu-
ung

1. Grundpfeiler: Verbesserung der fi-
nanziellen Situation der Familie

In Zeiten knapper Steuereinnahmen ist
freilich auch hier fiskalischer Realismus
angesagt: So dürfte eine Erhöhung der
finanziellen Leistungen für Familien auf
breiter Front kaum finanzierbar sein.
Daher sind m.E. drei Ansätze zentral: 

• die Einführung eines familienfreund-
lichen Steuerrechts, 

• die Verbesserung ergänzender Famili-
enleistungen und 

• die Anerkennung der Erziehungslei-
stungen der Eltern im Sozialversiche-
rungssystem. 

Einführung eines familienfreundli-
chen Steuerrechts

Durch das „Konzept 21“ von CSU und
CDU wird mit Einführung eines all-
gemeinen Freibetrags in Höhe von
8000 Euro für jedes Familienmit-

glied mehr Steuergerechtigkeit für Fa-
milien erreicht. Ein solcher Kinderfrei-
betrag stellt eine angemessene Berück-
sichtigung der geminderten Leistungs-
fähigkeit von Eltern dar. Zusammen
mit der im Konzept 21 gleichfalls be-
rücksichtigten angemessenen Absetz-
barkeit von Kosten der Kinderbetreu-
ung kann von einem familiengerech-
ten Steuersystem ausgegangen wer-
den.

Verbesserung von ergänzenden Fa-
milienleistungen

Die Priorität bei der Verbesserung der
finanziellen Situation von Familien
sollte auf die ersten Lebensjahre des
Kindes gelegt werden. Neben der fi-
nanziellen Entlastung in den ersten Le-
bensjahren des Kindes sollte eine höhe-
re Förderung ab dem dritten Kind
treten. Die Einführung einer Familien-
leistung für die ersten beiden Lebens-
jahre eines Kindes in Höhe von 600 Eu-
ro, ergänzt durch eine Anhebung des
Kindergeldes ab dem 3. Kind stellt eine
finanzierbare Alternative dar. Durch ei-
ne Verschmelzung von Kindergeld und
Erziehungsgeld in den ersten beiden Le-
bensjahren wäre eine einfache und ein-
heitliche Familienleistung während der
Elternzeit geschaffen. Gerade in dieser
Zeit kumulieren der Betreuungsauf-
wand und die Kostenbelastung und es
würde so eine bewusste Konzentration
auf kinderreiche Familien erfolgen. Ei-
ne so ausgestaltete Familienleistung für
die ersten zwei Lebensjahre wäre ein ge-
zielter Anreiz zur Realisierung des vor-
handenen Kinderwunsches gerade für
die Phase, die junge Menschen bei der
Entscheidung für Kinder überblicken
und in ihre Überlegung mit einbezie-
hen. 
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Anerkennung der Erziehungsleis-
tungen der Eltern in den Sozialversi-
cherungssystemen

Das Bundesverfassungsgericht hat fest-
gestellt, dass Eltern einen höheren Ge-
samtbeitrag zur Pflegeversicherung als
Kinderlose erbringen, nämlich einen
monetären Beitrag durch den Sozial-
versicherungsbeitrag und einen gene-
rativen Beitrag durch die Erziehung
und Betreuung von Kindern, die später
durch ihre Beiträge die Leistungen der
heutigen Elterngeneration finanzieren.
Die Erziehungsleistung von Eltern hat
daher konstitutive Bedeutung für die
Sozialsysteme, die die altersspezifischen
Risiken im Umlageverfahren absichern.
Dieser zusätzliche generative Beitrag 
der Eltern ist auszugleichen. Das Bun-
desverfassungsgericht fordert deshalb:
Eine relative Entlastung von Eltern 
gegenüber Kinderlosen auf der Bei-
tragsseite, während der Erziehungs-
phase und bereits ab dem ersten Kind.

Das Bundesverfassungsgericht hat da-
zu aufgefordert, „die Bedeutung des
vorliegenden Urteils auch für andere
Zweige der Sozialversicherung zu prü-
fen“. Das Ergebnis zeigt, die Renten-
versicherung ist in noch stärkerem
Maße als die Pflegeversicherung auf das
Nachwachsen junger Generationen an-
gewiesen, da nicht nur ein altersspezi-
fisches Risiko finanziell abgesichert
wird, sondern eine gesamte, auf Grund
steigender Lebenserwartung sich stetig
verlängernde Lebensphase, die sich an
das aktive Erwerbsleben anschließt. Da-
raus folgt, auch hier ist eine Entlastung
von Familien mit Kindern auf der Bei-
tragsseite erforderlich.

Durch das von der Bayerischen Staats-
regierung entwickelte Solidarmodell

kann ein glaubhafter Ausdruck der
Gleichwertigkeit von Erwerbs- und Fa-
milienarbeit geschaffen werden. Das
Modell gestaltet sich durch Entlastun-
gen auf der Beitragsseite wie folgt:

• In der Rentenversicherung wird für
Geburten ab 2005 ein Kinderbonus•
von 50 Euro pro Monat bis zum 12.
Lebensjahr gewährt. Er ist als Entlas-
tung beim Sozialbeitrag während der
Erziehungsphase vorgesehen, für die
Familien also zu einer Zeit, in der zeit-
liche und finanzielle Belastungen in
der Regel besonders hoch sind.

• In der Pflegeversicherung wird ein
Kinderbonus von 10 Euro pro Monat
und Kind an Kindergeldberechtigte,
deren Kind jünger als zwölf Jahre ist,
gewährt. 

Hinzu kommt die Erweiterung der Kin-
dererziehungszeiten zu einer „Kinder-
rente“ von 130 € für Geburten ab
2005, das heißt, die bisherigen drei Jah-
re werden auf fünf aufgestockt. Damit
erhalten insbesondere Mütter, die zu
Gunsten der eigenen Kinderbetreuung
auf eine Erwerbstätigkeit verzichten, ei-
nen Ausgleich. Sie wären ansonsten
vom allgemein absinkenden Rentenni-
veau besonders betroffen.

2. Grundpfeiler: bedarfsgerechter und
qualitätsorientierter Ausbau der Kin-
derbetreuung

Am 6. November 2001 hat die Bayeri-
sche Staatsregierung das „Gesamtkon-
zept zur kind- und familiengerechten
Betreuung, Bildung und Erziehung von
Kindern und Jugendlichen“ beschlos-
sen. Der Freistaat Bayern hat damit die
Weichen für einen bedarfsdeckenden
Ausbau der Kinderbetreuung gestellt.
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Mit zusätzlich 313 Mio. Euro bis zum
Jahre 2006 werden jährlich 1.000 neue
Plätze für Kinder unter drei Jahren und
5.000 neue Plätze für Schulkinder ge-
schaffen. Dieses Ausbautempo ist bun-
desweit einzigartig.

Schrittweise wird mit dem Gesamt-
konzept ein Betreuungsangebot in Bay-
ern geschaffen, das vom Kleinkind bis
zum Jugendlichen reicht. Die Möglich-
keiten, Familie und Erwerbstätigkeit zu
vereinbaren und aufeinander abzu-
stimmen, werden damit nachhaltig er-
weitert. Hand in Hand mit dem Ausbau
der Betreuungsangebote gehen Maß-
nahmen der Qualitätssicherung und
Qualitätsentwicklung. Denn Kinderbe-
treuung ist Vertrauenssache und nur
der Gleichklang von Betreuung, Bil-
dung und Erziehung wird diesem Ver-
trauen gerecht. 

Die staatliche Förderung wird auf alle
Formen der Kinderbetreuung ausge-
weitet. Der Staat beteiligt sich an den
laufenden Kosten, wenn die Kommu-
ne mindestens in gleicher Höhe Zu-
schüsse leistet. Künftig erhalten alle Ta-
geseinrichtungen für Kinder im Rah-
men des kommunalen Finanzaus-
gleichs auch staatliche Bau- und Miet-
kostenzuschüsse.

These 4: Eltern brauchen gesell-
schaftliche Anerkennung und Un-
terstützung.

Es gibt keine Gleichung die gewährlei-
stet, dass mehr Kindergartenplätze und
mehr Geld für die Familien gleichzu-
setzen wäre mit mehr Kindern. Famili-
enpolitische Maßnahmen bleiben
Stückwerk, wenn es nicht gelingt, ein
„prima Klima“ in unserer Gesellschaft

für Familien und Kinder zu gewährlei-
sten. Familien müssen sich – in welcher
Form auch immer – angenommen und
in der Mitte der Gesellschaft fühlen. Po-
litik kann hier nur eingebettet in die
Gesamtgesellschaft Akzente setzen. Da-
neben brauchen Familien zunehmend
auch Unterstützung in Partnerschafts-
und Erziehungsfragen. Kinder brauchen
zum Aufwachsen Kontinuität in den
Beziehungen, Verbindlichkeit und Ver-
lässlichkeit. Alle Maßnahmen, die da-
zu beitragen (Eheberatung, Familien-
beratung, Elternkurse), werden in der
Zukunft besonders wichtig sein.

5. Zusammenfassung

Die Realisierung einer kinderfreundli-
cheren und familienbewussteren Ge-
sellschaft kann nur gelingen, wenn El-
tern gesellschaftlich wie beruflich „in
die Mitte“ genommen werden. In der
Mitte der Gesellschaft können sich Fa-
milien und Kinder nur dann fühlen,
wenn ihre Bedürfnisse erkannt, akzep-
tiert und berücksichtigt werden.

Familienpolitik muss Kinder möglich
machen. Sie darf sich nicht in Sozial-
politik oder gar Maßnamen der Sozial-
hilfe oder Armutsbekämpfung er-
schöpfen. Familienpolitik muss Frei-
räume schaffen für Familien und für
Kinder. Dies gilt im übertragenen und
im eigentlichen Wortsinn: Finanzielle
Abfederung, Freiräume in der Gestal-
tung von Familie und Beruf, Zeitsou-
veränität sind ebenso wichtig wie ein
Lebensumfeld, das Kindern Bewegung,
unmittelbares Erleben und Abenteuer
ermöglicht. Ein Familienland Deutsch-
land wird es nicht zum Nulltarif geben.
Es kostet den Staat und den Kommu-
nen Geld. Geld das in der absehbaren
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Situation der öffentlichen Haushalte
nur dann zur Verfügung stehen kann,
wenn Prioritäten für Familien gesetzt
werden. Der Verteilungskampf wird 
gerade in Zeiten rückläufiger oder 
stagnierender Steuereinnahmen härter

werden. Ein nachhaltiges Umsteuern
werden wir allerdings nur dann zu
Stande bringen, wenn in unserem 
Staat wieder mehr Kinder möglich wer-
den. Dies spricht für die Priorität „Fa-
milie“.



1. Die unklaren Ziele der Fami-
lienpolitik

Im Jahre 2003 konnte das Bundesfa-
milienministerium sein fünfzigjähriges
Jubiläum begehen. Ein Grund zum Fei-
ern?1 War die Familienpolitik der ver-
gangenen fünfzig Jahre erfolgreich?
Diese einfache Frage lässt sich nicht so
einfach beantworten. Dazu müsste man
wissen, was denn eigentlich die Ziele
dieser Familienpolitik waren: Die Fa-
milienarmut zu bekämpfen? Den Kin-
dern eine möglichst gute Zukunft zu er-
möglichen? Die Voraussetzungen zu
schaffen, damit möglichst viele junge
Menschen ihre Familien- und Kinder-
wünsche auch tatsächlich verwirkli-
chen – und auf diese Weise die Zahl der
Familien und der Kinder zu erhöhen?
Möglichst viel Geld in die bestehenden
Familien zu transferieren, auch wenn
es immer weniger werden?

Die eigentlichen Ziele der Familienpo-
litik sind in der Bundesrepublik
Deutschland2 all die Jahrzehnte immer
unklar geblieben, ganz im Unterschied
zu anderen europäischen Ländern. So
hat sich Frankreich immer zu einer pro-
natalistischen Bevölkerungspolitik be-
kannt, während in den skandinavi-
schen Ländern das Ziel der Chancen-

gleichheit zwischen Männern und
Frauen im Zugang zur Familien- und
Arbeitswelt oberste Priorität hatte. Wo
aber Richtung und Ziele unklar sind,
sind alle Wege richtig. Das mag Vortei-
le bringen für die politischen Akteure,
hat aber den entscheidenden Nachteil,
dass eine solchermaßen ziellose Politik
nicht evaluiert und nicht korrigiert
werden kann. Und so ist es denn kein
Wunder, dass die deutsche Familien-
politik der Vergangenheit nahezu alle
denkbaren Ziele verfehlt hat: Sie hat 
die Familienarmut nicht beseitigt. Von
der Gleichheit der Geschlechter ist
Deutschland weiter entfernt als viele
andere Länder. Es werden weniger Kin-
der geboren als fast überall auf der
Welt.

Die Ziele der Familienpolitik bleiben im
Ungefähren. Dafür aber ist das Mittel
der Wahl eindeutig, und hier steht
denn auch Deutschland im internatio-
nalen Vergleich gut da. „Geld“ heißt
das Mittel der Wahl: Die deutsche Fa-
milienpolitik ist, verglichen mit ande-
ren Ländern, sehr transferlastig. Im Jah-
re 2001 wurden in Deutschland 180
Milliarden Euro für familienpolitische
Maßnahmen ausgegeben, davon zwei
Drittel für Transfers und ein Drittel für
steuerliche Erleichterungen, alles in al-
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lem neun Prozent des Bruttoinlands-
produktes. Deutschland war und ist, so
kann man zugespitzt sagen, sehr „er-
folgreich“ darin, mit möglichst viel
Geld möglichst wenig zu erreichen.
Kaum ein anderes Land gibt so viel aus
für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
(„aktive Arbeitsmarktpolitik“), und fast
nirgendwo sonst ist die Arbeitslosigkeit
so hoch wie in Deutschland. In kaum
einem anderen Land sind die Famili-
entransfers so hoch wie hier zu Lande,
mit dem bekannten Ergebnis. 

2. Visionen und Revisionen

So betrachtet lässt sich denn doch eine
Bilanz ziehen. Die Familienpolitik in
der Bundesrepublik Deutschland kann
im Rückblick kaum als erfolgreich be-
zeichnet werden. Das Land bleibt hier
wie auf vielen anderen Politikfeldern
hinter seinen eigenen Erwartungen
zurück. Es ist Zeit für Revisionen, für ei-
ne neue Sicht der Dinge, für einen Pa-
radigmenwechsel, wenn das Land nicht
in naher Zukunft an die Wand fahren
soll. Auf dem Gebiet der Sozial- und
Arbeitsmarktpolitik ist er in vollem
Gange („Agenda 2010“). Auf dem Ge-
biet der Familienpolitik wird er mit der
„Allianz für die Familie“ angedacht,
eingeläutet und in ersten Schritten in
die Tat umgesetzt.3

In beiden Fällen werden die Revisio-
nen schmerzlich sein, gilt es doch Ab-
schied zu nehmen: So wie die alten 
sozialen Wege nicht mehr immer und
überall zu sozialen Zielen führen,4

so kommt man auf den alten konser-
vativen Wegen auch nicht mehr zu
konservativen Zielen. Die Richtung des
Paradigmenwechsel lässt sich deshalb
in beiden Fällen (Arbeit und Familie) 

in einfachen Worten beschreiben: 
von der Sozialpolitik, wie wir sie ken-
nen, hin zu einer sozialen Politik. Und
von der traditionellen Familienpoli-
tik hin zu einer Politik für die Famili-
en.

Auch die Gründe für die Notwendigkeit
eines solchen Paradigmenwechsels lie-
gen offen zu Tage. Vieles, was innerhalb
der gut geschützten Mauern der tradi-
tionellen Sozialpolitik geschieht, hat
unsoziale Auswirkungen oder es ver-
schlimmert gar die sozialen Probleme
(Armutsfalle, Sozialstaatsfalle, Kultur
der Abhängigkeit). Und vieles, was 
über die sozialen Chancen (junger)
Menschen entscheidet, findet nicht in
der sozialen Domäne, sondern in der
weiten Bildungslandschaft statt. Die zu
findende soziale Politik ist deshalb zu-
gleich weniger und mehr, restriktiver
und umfassender als die klassische So-
zialpolitik. Ähnliches lässt sich auch 
über die Familienpolitik sagen: Nicht
alles, was seit fünfzig Jahren unter „Fa-
milienpolitik“ läuft, hat den Familien
und den Kindern auch tatsächlich ge-
holfen und die Bedingungen der Mög-
lichkeit, Familie zu leben, auch tatsäch-
lich verbessert. Bisweilen war und ist
das genaue Gegenteil der Fall. Und um-
gekehrt gilt: Vieles von dem, was Fa-
milien und Kinder brauchen, kann
nicht aus dem Gehege der traditionel-
len Familienpolitik kommen, sondern
nur aus einer anders organisierten Ar-
beitswelt, aus einer zu Familien hin of-
fenen Nachbarschaft und überhaupt ei-
ner sozial aktiven Bürgergesellschaft
und nicht zuletzt aus familiensensiblen
Kommunen. Die zu entwerfende Poli-
tik für die Familien wird deshalb mehr
und weniger, umfassender und restrik-
tiver als die klassische Familienpolitik
sein müssen. 
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So stellt sich denn in den beiden zen-
tralen Politikfeldern (Familie und 
Arbeit) im gegenwärtigen historischen
Moment nicht die Frage nach diesen 
oder jenen Maßnahmen, Förderpro-
grammen, Subventionen oder Trans-
fers, sondern ganz im Gegenteil lautet
die zentrale Frage, formuliert in einer
dynamischen Wachstumsperspektive:
Wie muss die Gesellschaft aussehen,
von welcher Art müssen ihre „Ord-
nung“ und ihre „Anreizsysteme“ be-
schaffen sein, damit möglichst vie-
le Menschen möglichst viel unterneh-
men in ganz verschiedenen Bereichen
der Gesellschaft und der menschlichen
Aktivitäten, in der Welt der Wirtschaft
wie in der Familien- oder Arbeitswelt,
im kulturellen wie im bürgerschaftli-
chen Leben. Gelänge eine entspre-
chende Reform gesellschaftlicher Struk-
turen und Verhältnisse, dann würden
sich ein Wachstum der Bevölkerung 
oder ein Wachstum der Wirtschaft als
nicht intendierte, aber hoch willkom-
mene „Nebenfolge“ wie von selbst ein-
stellen. Dagegen wäre es absurd (gewe-
sen), sich 1948, im Jahr der Wäh-
rungsreform, zu überlegen, mit wel-
chen Wirtschaftsförderungsprogram-
men man in ein paar Jahren auf 4,5
Prozent Wachstum kommen könnte,
genauso absurd, wie sich im Jahre 
2004 den Kopf darüber zu zerbrechen,
ob Deutschland seine Nettoreproduk-
tionsrate von gegenwärtig 1,3 im Jahre
2025 auf 1,59 steigern könnte. Und aus
der Handlungsperspektive der Men-
schen verhält es sich nicht anders: 
Niemand eilt morgens zur Arbeit (außer
in jenem bekannten Song) mit dem
Vorsatz „wir steigern das Bruttosozial-
produkt“ und geht abends ins Bett mit
der Absicht, etwas für die demografi-
sche Entwicklung zu tun. Aus der Ma-
kro- wie aus der Mikroperspektive ist

das erwünschte Verhalten die Resul-
tante „stimmiger“ Verhältnisse – und
die wiederum sind von der Politik in
Grenzen zu beeinflussen. Perspekti-
venwechsel in der Familienpolitik be-
deutet deshalb, diese aus der Maßnah-
men-, Fürsorge und Transferlogik
heraus zu nehmen und sie in eine zeit-
gemäße ordnungspolitische Perspektive
zu rücken. 

3. Die Wiedereinbettung der 
Familie in Wirtschaft und 
Gesellschaft

Ein solcher Perspektiven- und Paradig-
menwechsel wird nur gelingen – dann
aber würde die Familienpolitik auch
wieder vom Rand in die Mitte der Ge-
sellschaft rücken –, wenn die neu zu
entwickelnde Politik für die Familien
an die großen Zukunftsaufgaben der
Gesellschaft und an die Herausforde-
rungen der Zeit angeschlossen und an-
gekoppelt wird. Sinn und Zweck einer
Politik für die Familien bestehen nicht
darin, eine bedrohte soziale Spezies in
einer unwirtlichen Welt vor dem Aus-
sterben zu retten, sondern mit ihnen
und durch sie die Aspirationen der
Menschen erfüllen und die Aufgaben
der Zeit erfolgreich angehen zu kön-
nen. Ein zukunftstaugliches Leitbild
muss deshalb drei Dimensionen um-
fassen: 

• Es muss den Horizont der Herausfor-
derungen benennen, an denen unser
Land steht oder fällt; 

• die Werte und Ziele beschreiben, an
denen sich eine Politik für die Fami-
lien orientieren kann (und muss?);
und 

• schließlich Wege angeben, die zum
Ziel, die zu den Wertzielen führen. 
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Zu den Aufgaben der Zeit gehören 
sicher (aktuell und in den nächs-
ten Jahrzehnten) die demografische
Entwicklung und ihre Folgen5 und
ganz grundsätzlich die klassische Frage
der Politik nach dem „guten Leben“
und der „guten Gesellschaft“, zu denen
doch  eigentlich gehört, dass die (jun-
gen) Menschen ihre Wünsche nach
Kindern und Familie auch leben, auch
ausleben können, dass dies durch Poli-
tik erleichtert und nicht erschwert wer-
de, dass sich die Aspirationen der Men-
schen nicht ständig an den gesell-
schaftlichen Verhältnissen wund rei-
ben; es gehören dazu die Wettbe-
werbsfähigkeit der Wirtschaft und der
soziale Zusammenhalt. All diese Auf-
gaben sind nun nicht auf unterschied-
lichen Planeten angesiedelt, sondern in
einer Gesellschaft, in einer Lebens- und
Arbeitswelt der Menschen, und vie-
les spricht dafür, dass sie nur im Zu-
sammenhang erfolgreich angegangen
werden können. Dafür nur zwei Hin-
weise: 

• Es ist ziemlich unwahrscheinlich,
Wohlstand und Wohlfahrt auf ho-
hem Niveau zu halten, wenn auf
Dauer jede nachfolgende Generation
um ein Drittel kleiner ist als die vor-
hergehende, wie das in Deutschland
der Fall ist. Und: 

• Wenn Wirtschaft und Unternehmen
wirtschaftlich vorne bleiben wollen,
dann brauchen sie dafür die besten
Köpfe. Der wirtschaftliche Fortschritt
ist farben- und geschlechtsblind. Kein
Land der Welt kann es sich leisten,
auf die Talente und das Wissen des
halben, des weiblichen Teils der Ge-
sellschaft zu verzichten oder diese
suboptimal auszuschöpfen. Der An-
teil der Frauen in der Arbeitswelt wird
deutlich steigen, allein schon wegen

• des demografisch bedingten Rück-
gangs der Erwerbsbevölkerung: Kin-
der, die zwischen 1965 und 1975 und
danach nicht geboren wurden, kön-
nen heute und morgen keine Eltern
und keine Arbeitskräfte werden. Die
Arbeitsbevölkerung wird deshalb in
Zukunft jünger und älter, farbiger und
weiblicher werden. 

In einem solchen historischen Moment
die traditionelle Familienpolitik einfach
fortzuschreiben, würde entweder den
Familien und Kindern oder der Wirt-
schaft und den Unternehmen schwe-
ren Schaden zufügen, wahrscheinlich
aber die Entwicklung in beiden Berei-
chen blockieren.

4. Werte ohne Politik, Politik
ohne Werte?

Wo aber bleiben die Werte: die Famili-
enwerte? Man kann die so genannte
Wertedebatte auf ganz unterschiedliche
Weise führen: abstrakt, aber folgenlos,
oder konkret, aber unbequem. Ein gut-
er Zugang zu diesem sensiblen und
heißen Thema bietet das Nachdenken
über zwei eigentümliche Sachverhalte,
der Versuch einer Antwort auf zwei ein-
fache Fragen: Was haben so verschie-
dene Länder wie Deutschland und Ja-
pan, Spanien und Österreich, Italien
und Luxemburg gemeinsam? Es sind
dies jene Länder, die ganz hinten ste-
hen auf jeder Skala der Geburtenent-
wicklung, die im internationalen Ver-
gleich mit am wenigsten Kinder be-
kommen. Was haben sie gemeinsam?
Es sind dies durchweg Länder, in denen
die religiösen Traditionen sehr stark
sind. Oft sind es auch katholische Län-
der oder solche, in denen die Kirchen
einen starken Einfluss ausüben. In je-
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dem Falle werden die Fahnen der Fa-
milienwerte hoch gehalten und sicht-
bar geschwungen. Meine Frage: Könn-
te es sein, dass genau dies ein Grund ist
für die Kinderarmut in diesen Ländern?
Könnte es sein, dass es einen Zusam-
menhang gibt: Je höher die Familien-
werte im Himmel hängen, desto weni-
ger Kinder und Familien gibt es hie-
nieden auf Erden?6

Über die tieferen Ursachen müsste man
dann nicht lange spekulieren: Je über-
zeugender die Rhetorik der Familien-
werte, je mehr auch junge Frauen sie
verinnerlicht haben, umso eher werden
sie sich fragen, ob sie zu diesen Famili-
enwerten aufleben können, vor allem
dann, wenn sie, gut ausgebildet wie sie
sind, auch noch etwas anderes vom Le-
ben erwarten. Und so lassen sie es denn
einfach bleiben: Kinder und Familie. So
sind es denn gerade die Familienwerte
und die Hintergrundbotschaften, was
eine gute Mutter und eine gute Familie
zu sein habe, die zuverlässig als kultu-
relle Blockaden für mehr Kinder und
Familien wirken. Eine Politik, die jun-
ge Frauen in eine No-Win-Situation
treibt, legt die Hand an die Wurzeln,
aus denen Familien und Kinder wach-
sen könnten.7

Die zweite Frage, welche die Augen öff-
nen und Zusammenhänge beleuchten
könnte: Was haben Länder wie die Ver-
einigten Staaten von Amerika und
Finnland, Frankreich und Schweden
und überhaupt die nordischen Länder
miteinander gemeinsam? Diese Länder
sind ja sehr verschieden, gerade auch
was ihre „Familienpolitik“ betrifft, ha-
ben entweder gar keine oder eine aus-
gebaute öffentliche Betreuung, kennen
weit reichende oder nur sehr be-
schränkte steuerliche Entlastungen.

Was haben sie gemeinsam? Man kann
es in zwei Sätzen zusammenfassen: In
allen diesen Ländern gibt es relativ vie-
le Kinder (zusammengefasste Gebur-
tenziffer USA: 2,1; Frankreich: 1,9; 
Skandinavien: 1,7). Und in allen diesen
Ländern wird die Berufstätigkeit von
Müttern als kulturell selbstverständlich
und ökonomisch notwendig akzeptiert.
In keinem dieser Länder steht eine be-
rufstätige Mutter unter Rechtferti-
gungszwang. „Rabenmutter“ ist ein
deutsches und nur ein deutsches Wort.
Die abstrakte Wertedebatte über „Fa-
milienwerte“ ist eher unterentwickelt
oder so wenig existent wie der Begriff
der „Familienpolitik“. Dafür werden die
„Hürden“ für Kinder und Familien kul-
turell und politisch niedrig gehängt, es
ist deshalb leichter, sie zu überspringen,
und entsprechend mehr junge Frauen
und Männer tun es denn auch.

5. Ein weiter Wertehorizont:
Familie neu denken

Eine Wertedebatte zu kritisieren, wie sie
des Landes so der Brauch ist, bedeutet
nicht, auf Wertorientierungen verzich-
ten zu wollen oder zu können, ganz im
Gegenteil. Wie wertvoll sind Werte ei-
gentlich, so könnte man fragen, die wie
ein Luftkissen über die Realitäten hin-
weg gleiten? Erweist sich die Tauglich-
keit von Werten nicht gerade auch dar-
in, dass sie die Kraft haben, die Wirk-
lichkeit zu verändern? Wer eine un-
taugliche Wertedebatte verabschiedet,
stellt damit nur umso konkreter die Fra-
ge nach Werten, an denen sich die Po-
litik orientieren, auf die sich eine Ge-
sellschaft vielleicht sogar verständigen
kann. So wie die Dinge heute liegen
muss ein solches Leitbild komplexer
Natur sein, also unterschiedliche und



Warnfried Dettling52

scheinbar auch widersprüchliche Wer-
te in sich umfassen. 

Dazu gehören sicherlich „konservati-
ve“ Werte, also der Wunsch nach Fa-
milie und nach Kindern als konstituti-
ver Bestandteil eines erfüllten und
gelingenden Lebens oder, allgemeiner
gesagt, die Überzeugung, dass eine gute
Gesellschaft soziale Beziehungen und
Gemeinschaften braucht, in denen die
Menschen Verantwortung füreinander
übernehmen und sich wechselseitig an-
nehmen unabhängig von Leistung und
Versagen, Angebot oder Nachfrage,
Nutzen auf dem Markt oder Verpflich-
tung durch den Staat. Insofern lässt
sich eine gute, auch in menschlicher
und sozialer Hinsicht erfolgreiche Ge-
sellschaft nicht ohne Familien denken.

Es gehören dazu „moderne“ Werte wie
die Gleichheit der Geschlechter und da-
bei insbesondere der gleiche Zugang
von Männern und Frauen, Müttern
und Vätern zu Familie und Beruf, und
das bedeutet, rebus sic stantibus, offe-
nere Zugänge für Frauen und Mütter in
die Arbeitswelt und mehr Zeit und En-
gagement von Vätern in der Familien-
welt. Eine Familienpolitik, die diesen
Wert der Gleichheit der Geschlechter
nicht berücksichtigt und daraus ent-
sprechende politische Folgen ableitet
(oder gar diesen Wert der Gleichheit
unterläuft), dürfte scheitern und wird
den Zustand nur verschlimmern, den
viele (konservative) Denker, Moralisten
und Politiker beklagen.

Zu dieser komplexen Architektur der
Werte gehört drittens alles, was sich aus
einem positiven Menschenbild ablei-
ten lässt, so vor allem die Maxime, dass
alle Menschen ihre schöpferischen
Fähigkeiten in ihrem Leben möglichst

optimal entfalten können sollen. Man
kann dies christlich begründen (der
Mensch als Mitschöpfer der Welt). Man
kann es sozial begründen durch den
Gedanken der sozialen Gerechtigkeit.
Und man kann es ganz lebenspraktisch
oder auch ökonomisch begründen: Je-
der Einzelne für sich wie auch die Ge-
sellschaft insgesamt ist um einer guten
Zukunft willen darauf angewiesen, dass
Talente und Kompetenzen, Neugier
und Kreativität möglichst früh und
möglichst optimal entwickelt werden. 

Und schließlich gehört zu diesem Leit-
bild eine neue Balance von Freiheit und
Verantwortung, dem Recht auf ein ei-
genes Leben und der Verpflichtung für
andere, der Emanzipation und der Hin-
gabe an andere. Diese Schlüsselfrage ei-
ner jeden modernen Gesellschaft („Wie
können freie und „autonome“ Men-
schen zusammen leben und gemeinsa-
me Werte und Verantwortung teilen?“)
wird nicht nur, aber vor allem in der 
Arena rund um die Familien ihre Ant-
wort finden – oder auch nicht.

6. Wege zum Ziel

Zukunftsaufgaben und Wertorientie-
rungen legen nun bestimmte Revisio-
nen und Wege einer Politik für die Fa-
milien nahe. Dazu gehört zuerst und
vor allem so etwas wie ein Kulturwan-
del in Wirtschaft und Gesellschaft, in
Unternehmen, Behörden und Parteien,
und dieser kulturelle Wandel müsste ei-
ne neue Sicht bringen und ein altes
Hidden Curriculum offen kritisieren.
Väter, die aktiv in der Familien- und
Kinderarbeit engagiert sind, sind für
viele in Gewerkschaften und Unter-
nehmen weit schwerer vorstellbar als
Mütter in Beruf und Karriere. Wenn sie
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wollen, können Betriebe, Personalchefs
und Betriebsräte zu Agenten des kultu-
rellen Wandels werden und es Mitar-
beitern ermöglichen, ihre Rolle als Vä-
ter stärker wahrzunehmen.8

Und es wären die Hintergrundbot-
schaften offen zu legen und zu kritisie-
ren, die der Familienentwicklung im
Allgemeinen wie im Besonderen mehr
Schaden zufügen als je wieder durch
noch so hohe Familientransfers gutge-
macht werden kann. Dazu gehört der
verbreitete Glaube, viele „Hausfrauen“
bedeuteten auch viele Kinder und we-
niger Arbeitslose, da sie den Arbeits-
markt entlasten. Die Bundesrepublik
Deutschland widerlegt eindrucksvoll
dieses Vorurteil: es hat eine relativ ge-
ringe Müttererwerbsquote, eine hohe
Arbeitslosigkeit, wenige Kinder und ein
geringes Wirtschaftswachstum. Länder
mit einer hohen Frauen- und Mütter-
erwerbsquote (USA, Frankreich, die
nordischen Länder) haben hingegen
mehr Kinder, weniger Arbeitslose, oft
auch eine dynamische Wirtschaft.
Deutschland hingegen schafft es, im in-
ternationalen Vergleich Negativrekor-
de zu sammeln: wenig Kinder, viel Ar-
beitslose, wenig Frauen in Führungs-
positionen.9

Die Gesellschaft ist offensichtlich kein
bunter Kuchen mit verschiedenen
Stücken, aus denen man sich einzelne
heraussuchen kann: die kleine heile
Welt der Familie und die über alles hin-
weg brausende dynamische Wirtschaft.
Es scheint, als seien Länder und Ge-
sellschaften insgesamt dynamisch oder
sie schlaffen auf allen Gebieten ab. Die
„Allianz für die Familie“ kann man
auch als Versuch verstehen zu zeigen,
wie Rücksicht auf Leben und Familien
und wirtschaftliche Dynamik, wie wirt-

schaftliche und soziale Vernunft, wie
persönliche und Unternehmensinte-
ressen zusammengehen können.10

Einen solchen Kulturwandel kann man
nicht verordnen, aber man kann ihn
durch entsprechende Anreize erleich-
tern. Ein wichtiger Schritt in diese Rich-
tung könnte eine Reform der Elternzeit
sein nach der Maxime: kürzer, aber
kräftiger, damit er auch für Männer at-
traktiver wird. Man könnte sich dabei
an Schweden orientieren: ein Jahr
Lohnersatzleistungen und zwei Väter-
monate, die verfallen, wenn sie nicht
vom Vater genommen werden. Wem
daran liegt, Kindern Zeit und Zuwen-
dung zu geben, wird beides in Zukunft
nicht mehr allein auf den Müttern ab-
laden können; er wird auch an einen
Wandel der Geschlechtsrollen und an
die soziale Alphabetisierung der Män-
ner denken müssen.

Ein wichtiger Weg zu einer erfolgrei-
chen Politik für die Familien führt über
den Ausbau und eine neue Sicht der so-
zialen Infrastruktur für Kinder und Fa-
milien. Das bedeutet einmal Betreuung
ohne Wenn und Aber: quantitativ aus-
reichend, qualitativ hochwertig und
möglichst flexibel in den Strukturen. Es
bedeutet des Weiteren, auf alle Versu-
che zu verzichten, durch eine Ver-
knappung des Angebotes die Nachfra-
ge zu drosseln in der Hoffnung, dass
Mütter dann nicht erwerbstätig werden
und mit ihren Kindern zu Hause blei-
ben. Kein Staat dieser Welt kann auf ein
ganzes Leben bezogen durch Familien-
transfers ausgleichen, was durch Aus-
grenzung vom Arbeitsmarkt den Eltern
und den Kindern verloren geht. Auch
die „besten“ Familien können den Kin-
dern nicht alles geben, was sie zu ei-
nem gelingenden Leben brauchen, und
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nicht alle Familien können den Kin-
dern ein sozialkulturelles Minimum an-
bieten, das sie für einen erfolgreichen
Start ins Leben brauchen. Die Frage der
Betreuung neu zu sehen bedeutet zu er-
kennen: Kinder brauchen Kinder, und
sie brauchen Orte für Kinder, in denen
sie, offen zur Nachbarschaft und zur lo-
kalen Gesellschaft, soziale Tugenden
und Kompetenzen trainieren. Bildung
von Anfang an, damit Chancen in Er-
füllung gehen, und nicht Verwahrung,
damit sie entsorgt sind, ist die zeit- und
zukunftsgemäße Perspektive für all das,
was früher einmal „Betreuung“ ge-
nannt wurde. Ohne Bildung von An-
fang an und ohne Kompensation des-
sen, was viele Eltern nicht mehr leisten
können, wird die soziale Vererbung
weitergehen. In kaum einem anderen
Land der entwickelten Welt entschei-
det die soziale Herkunft eines Kindes so
sehr über seine Zukunft: sozial be-
trachtet ein Skandal, ökonomisch be-
trachtet ein Fehler.11

7. Familie und Gesellschaft im
†bergang

What comes next? Was kommt nach
der bürgerlichen Familie? Das Modell
der bürgerlichen Familie war zu seiner
Zeit und jedenfalls als Norm eine hohe
kulturelle Leistung. Sie hat den Famili-
en und den Kindern gebracht, was die-
se am meisten brauchten: Zeit, Geld, Si-
cherheit. Die Mutter brachte die Zeit,
der Vater das Geld und beide die Si-
cherheit in die Familie, die Mutter die
emotionale und der Vater die finanzi-
elle Sicherheit. Aber es hatte auch sei-
nen Preis: die Abhängigkeit der Frau. 
Aber man muss dieses Modell nicht
einmal ablehnen, um zu erkennen,
dass die kulturellen und die ökonomi-

schen Fundamente der bürgerlichen Fa-
milie erodieren, jedenfalls als verallge-
meinerungsfähige Norm für die große
Mehrheit, und dies aus Gründen, die
niemand „verschuldet“ hat, aber auch
niemand mehr aus der Welt schaffen
kann. Immer weniger Männer bringen
einen ein Leben lang verlässlichen Fa-
milienlohn nach Hause, und immer
mehr Frauen sind nicht länger auf 
(Ehe-)Männer angewiesen, um eine
„gute Partie“ zu machen, um ein eige-
nes Leben zu führen, und sie sind auch
immer weniger bereit, Familie zu leben
zu den Bedingungen der Vergangen-
heit. What comes next?

Manche wie etwa die Europäische Uni-
on schlagen ein Adult-Worker-Modell
vor, bei dem jeder Erwachsene erwerbs-
tätig sein wird, sein will, sein kann. 
Aber gerade im besten aller Fälle lässt
dieses Modell eine Frage offen, die die
bürgerliche Familie im Prinzip und
auch in der Realität beantwortet hatte:
Wie kommt Zeit für andere, für Sorge
und Zuwendung in die Familien? Wie
schaffen sich Menschen und die Ge-
sellschaft Zeiten und Räume, die gera-
de nicht der ökonomischen Verwer-
tungslogik unterworfen sind? Zeiten
und Räume für all die kostbaren Dinge
„jenseits von Angebot und Nachfrage“
(Wilhelm Röpke)? 

Die Industriegesellschaft war auch jene
Phase der Geschichte, in der Familie
und Arbeitswelt deutlicher getrennt wa-
ren als in den Zeiten davor – und da-
nach. Mit den Sphären der Welt waren
auch die sozialen Rollen klar verteilt.
Die Frau pflegte den Garten der Fami-
lie und der Häuslichkeit und der
Menschlichkeit, während der Mann in
einer unwirtlichen Welt, fast immer
fremdbestimmt und oft genug sich
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selbst entfremdet, seinem Beruf und sei-
nen Geschäften nachging. Die einen
machten die Gesellschaft menschlich,
die anderen machten sie leistungs-
fähig.12

Auch die Gesellschaft der Zukunft kann
weder auf das eine noch auf das ande-
re verzichten. Aber es wird neue Mi-
schungen, geteilte Rollen und gemein-
same Verantwortung geben müssen.
Die Wiedereinbettung der Familie in
Wirtschaft und Gesellschaft kann man
auch als Chance betrachten, die Fami-
lie vom Rand der Politik in die Mitte
der Gesellschaft zurückzuholen. Auf der
anderen Seite werden manche Tugen-
den und Verhaltensweisen, die wir bis-
her nur mit der Familie verbunden ha-
ben (Rücksicht und Einfühlung, En-
gagement und soziale Verantwortung)
den sozialen „Schonraum“ der Familie 
übersteigen und mehr als bisher auch
Kindergärten, Schule und die Arbeits-
welt prägen.

Die Formen ändern sich, das Ziel bleibt.
Es gibt Irrwege und Sonderwege, die
mit viel Geld gut ausstaffiert in Sack-
gassen führen. Und es gibt viele Wege,
die nach Rom führen. Es wird keine
neue Norm für die Familien von mor-

gen geben, die alte Normalität wird
durch eine neue Vielfalt, nicht durch
eine neue Normalität abgelöst. Famili-
en leben, aber in vielen Formen.13 Und
dennoch dürfte die Entwicklung in den
Familien auf ein Eineinhalb-Ernährer-
modell hinauslaufen: der oder die eine
in der Arbeitswelt, der oder die andere
(oder beide) in einer kurzen oder lan-
gen Teilzeit. Es wird neue Mischungen
geben zwischen den Geschlechtern und
zwischen den Lebensphasen, an Fami-
lienzeiten und an Erwerbszeiten. Die
Familien werden anders, aber sie müs-
sen keineswegs „schlechter“ werden.
Die Kinder werden anders aufwachsen.
Wie sie aufwachsen werden, das liegt
auch daran, was wir aus den Schulen,
den Kindergärten, der Arbeitswelt und
den Familien machen. Es gibt keinen
Grund, die industriegesellschaftliche
Organisation der Familien- und der Ar-
beitswelt nostalgisch zu verklären. In
jedem Falle kommt sie an ihr Ende. Ei-
ne neue „Ordnung“ ist noch nicht ge-
funden, die den veränderten Realitäten
ebenso gerecht würde wie den unver-
änderten Wünschen der Menschen
nach Entfaltung, Sicherheit und Ge-
borgenheit und, für die allermeisten
nach wie vor, nach Familie und nach
Kindern.
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1. EinfŸhrung

Multikulturalität ist heute in Deutsch-
land wie in den meisten anderen in-
dustrialisierten Staaten ein Faktum. Die-
se simple Feststellung sagt allerdings
noch nichts darüber aus, wie das Mit-
oder Nebeneinander der verschiedenen
Kulturen gestaltet ist. Einer der Kern-
punkte der gegenwärtigen Diskussion
ist die Frage, inwieweit Minderheiten
Anerkennung für ihre spezifische Iden-
tität einfordern können. Dabei wird
Anerkennung als eine Form der Ge-
rechtigkeit interpretiert. Diese Inter-
pretation geht von der Annahme aus,
dass Menschen für die Entwicklung ei-
ner unbeschädigten Identität gesell-
schaftliche Anerkennung brauchen. 
Identitätspolitik heißt demnach, dass
institutionelle Strukturen eine unbe-
schädigte Identitätsbildung gestatten
und Minderheiten in ihrer spezifischen
Identität aktiv gefördert werden müs-
sen.1

Dies ist ein hoher Anspruch und er ist
in der Praxis nicht leicht einzulösen.
Darüber hinaus wirft die Forderung
nach dieser Form der Anerkennungs-
gerechtigkeit eine Reihe von Fragen auf,
die sich um das Verhältnis von Diskri-
minierung, Privilegierung und der Exis-

tenz einer Leitkultur drehen. Nicht im-
mer lässt sich nämlich die unbeschä-
digte Identitätsbildung von Mitgliedern
einer bestimmten kulturellen, religiö-
sen, ethnischen oder sonst bestimmten
„Minderheit“ ermöglichen, ohne mit
den herrschenden Auffassungen der
„Mehrheit“ zu kollidieren. Umgekehrt
schließt die unbeschädigte Identitäts-
bildung von Mitgliedern der „Mehr-
heit“ (auch diese brauchen Anerken-
nung) mitunter bestimmte Ziele,
Praktiken, Ideen oder Werthorizonte
aus, die für Mitglieder einer „Minder-
heit“ bedeutsam sein können. Die dif-
ferenzfreundliche Welt ist also mit vie-
len Zielkonflikten und anderen Unwäg-
barkeiten praktischer Art verbunden.
Nicht nur die Anerkennung als Gleiche
gegenüber dem Gesetz oder die gleiche
Anerkennung gleicher Leistung kann
dabei mitunter in Frage gestellt werden,
sondern auch die Anerkennung von
Differenz, von Unterschiedlichkeit. Dies
hat, so meine These, mit einem nor-
mativen Verständnis von Politik und
staatlichen Institutionen in westlichen
Gesellschaften selbst zu tun, die im wei-
testen Sinn mit dem Begriff Gemein-
wohl umschrieben werden können. Pri-
vilegierungen und Diskriminierungen
bestimmter Gruppen können Mittel
zum Zweck sein, das Gemeinwohl als

Darf der Staat eine Leitkultur
fšrdern? *

Matthias Zimmer
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akzeptiertes normatives Leitbild zu ver-
wirklichen. 

Diese Grundidee ist im Alltag vielfach
präsent. Schutzvorschriften für Schwan-
gere bevorzugen diese, ohne andere zu
benachteiligen; der Schutz der werden-
den Mutter hat Vorrang vor gleicher Be-
handlung. Die Zulassungspolitik an 
amerikanischen Universitäten ist der
Chancengerechtigkeit der unterschied-
lichen Minderheiten verpflichtet; des-
wegen kann bisweilen Leistung gerin-
ger zählen als ethnische Zugehörig-
keit. Der muttersprachliche Unterricht
schließlich war eine besondere Förde-
rung einer bestimmten Schülergruppe,
von der man annahm, dass diese För-
derung ihrer späteren Reintegration in
ihr Herkunftsland hilfreich sei.

An diesen Beispielen wird deutlich, dass
es durchaus vernünftig zu rechtferti-
gen ist, wenn institutionell gegen eine
Gruppe diskriminiert wird oder eine
andere Gruppe privilegiert wird. Wie
sieht es aber aus, wenn zu Gunsten ei-
ner Mehrheit Minderheiten differen-
ziert behandelt werden? Wenn Mehr-
heiten also gegenüber Minderheiten
privilegiert werden und Minderheiten
gegenüber der Mehrheit diskriminiert
werden? Darf der Staat bestimmte kul-
turelle Praktiken über andere privile-
gieren, mit anderen Worten: Darf er ei-
ne Leitkultur fördern?

2. Der Begriff der Leitkultur

Der Begriff der Leitkultur ist vor eini-
gen Jahren zu Unrecht in Verruf gera-
ten. Selbstverständlich haben Gesell-
schaften eine Leitkultur im Sinne eines
Reservoirs von Traditionen, von gesell-
schaftlichen Praktiken und kulturellen

Prägungen. Ein Gemeinwesen ist mehr
als die Summe der Individuen; es um-
fasst auch das, was ihnen gemeinsam
ist. Richtig ist auch, dass Leitkultur kei-
nen fest gefügten Kanon darstellt, son-
dern dass sie sich fortlaufend verändert,
entwickelt. Überlebte Elemente werden
bisweilen abgestoßen, neue, andere,
kommen hinzu. Aber ein innerer Kern
der Leitkultur ändert sich nur in sehr
langen historischen Abständen oder
durch dramatische, katastrophische Er-
eignisse. So ist beispielsweise die deut-
sche „Untertanenkultur“ durch das
Dritte Reich weit gehend diskreditiert
worden; nach der Demokratisierung
von Staat und Gesellschaft in den
1960er-Jahren ist von dieser Tradition,
die über lange Zeit das Bild der Deut-
schen prägte, nichts mehr übrig ge-
blieben. Ein Beispiel für einen länger
wirkenden Prozess in allen westlichen
Gesellschaften hat Norbert Elias be-
schrieben. Am Beispiel der Tischsitten
und der Art, sich zu schnäuzen, macht
Elias einen „Prozess der Zivilisation“
aus, in der bestimmte Konventionen
zunächst im höfischen Bereich erprobt
werden und dann in die Gesellschaft
als Ganzes durchsickern und heute als
verbindlich betrachtet werden.2

Eine Leitkultur zu haben, ist Voraus-
setzung für eine erfolgreiche Integrati-
on der Gesellschaft. Eine Gesellschaft
wird nicht nur über das Recht als Ge-
meinschaft von Gleichen integriert,
sondern auch über die Kultur als eine
Gemeinschaft mit einem zwar rechtlich
unverbindlichen, aber wirksamen Kom-
munikations- und Wertehorizont. In-
sofern geht der Begriff der Leitkultur 
über den des Gemeinwohls hinaus.
Während sich im Gemeinwohl ein
Konsens über normative Werthorizon-
te kristallisiert, schließt Leitkultur auch
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kulturelle und gesellschaftliche Prakti-
ken ein, die von der Mehrheit in einer
Gesellschaft getragen bzw. für ihr Le-
ben als wichtig erachtet werden. 

Leitkultur ist ein Werte- und Bedeu-
tungshorizont, der einer Mehrheit in
der Gesellschaft Orientierung und dem
Einzelnen die Identitätsbildung er-
möglicht. Leitkultur entsteht durch Par-
tizipation, also durch gesellschaftliche
Praxis, durch Aneignung und Aufnah-
me von Tradition, durch Einübung in
Regeln und Konventionen, durch Imi-
tation, Weiterentwicklung, Neuschöp-
fung, Distanzierung. Sie verdankt ihre
Wirksamkeit der Sozialisation des Ein-
zelnen und ihren (Fort)Bestand der ak-
tiven Teilhabe. Leitkultur ist sowohl ei-
ne Bedingung der Möglichkeit von
Gesellschaft als auch in ihrer jeweiligen
Ausprägung empirisch bestimmbar; sie
wirkt inklusiv wie exklusiv, indem sie
(mit unterschiedlichen Graden der Ver-
bindlichkeit) das Zusammenleben nor-
miert und Handlungssicherheit ge-
währleistet. Erwartungshaltungen be-
kommen Verbindlichkeit für das Zu-
sammenleben. Als symbolische Ord-
nung ist sie eine zentrale Integrations-
instanz. 

3. Kirche, Religion, Staat

Symbolischen Ordnungen der Leit-
kultur begegnen wir häufig im Alltag.
Bestimmte religiöse Feiertage wie Weih-
nachten, Ostern und Pfingsten sind 
gesetzliche Feiertage, ebenso eine Rei-
he anderer kirchlicher hoher Feste aus
dem katholischen oder protestanti-
schen Kalender. Der Gesetzgeber hat
sie, trotz einer weit gehenden Trennung
von Kirche und Staat, zu arbeits- und
schulfreien Tagen erklärt. Nun mag

man sich trefflich streiten über die
Sinnentleerung religiöser hoher Feste
in einer säkularen Gesellschaft, doch
bleibt die Verbindung dieser Feste und
gesetzlichen Feiertage in Deutschland
auf die christliche Religion beschränkt.
Jüdische oder muslimische hohe Feier-
tage genießen nicht den Schutz des Ge-
setzes; sie sind in der Regel normale Ar-
beits- und Schultage. Zwar ist der
gesetzliche Feiertag auch für Nicht-
christen arbeits- und schulfrei, umge-
kehrt gilt aber nicht, dass andere Reli-
gionsgemeinschaften auch zu ihren
hohen religiösen Festen einen An-
spruch auf einen gesetzlichen Feiertag
haben. 

Die Dominanz christlicher Leitvorstel-
lungen ist in Deutschland ungebro-
chen, und selbst eine zunehmende Sä-
kularisierung der Gesellschaft hat daran
bislang nichts geändert. Hier haben wir
es mit einem harten Kern der Leitkul-
tur zu tun. Deutlich wird dies heute
noch daran, dass der Staat Kirchen-
steuer einzieht und diese Kirchensteu-
er in voller Höhe vom versteuernden
Einkommen absetzbar ist. Damit wird
sie indirekt staatlich subventioniert,
Kirchen also gegenüber anderen Reli-
gionsgemeinschaften privilegiert. Al-
lerdings sind in den letzten Jahren auch
häufig Bereiche in der Diskussion ge-
wesen, die eine bislang unproblema-
tisch erscheinende Verknüpfung von
staatlichem Raum und christlicher
Symbolik in die Defensive geraten las-
sen. Das Läuten der Kirchenglocken
strukturiert heute nicht mehr unseren
Tag, es wird sogar mitunter als belästi-
gend empfunden. Schon häufiger ha-
ben sich deutsche Gerichte mit der Fra-
ge auseinander setzen müssen, ob die
von den Kirchenglocken ausgehende
Lärmemission zumutbar sei. Eine an-
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dere Qualität erhält die Diskussion
dann, wenn die Frage aufgeworfen
wird, ob im Rahmen der Religions-
freiheit wie den Christen das Läuten
der Kirchenglocken auch Muslimen 
gestattet sein muss, dass der Muezzin
mit dem Lautsprecher zum Gebet ruft.
Hier prallen zwei unterschiedliche An-
sprüche aufeinander. Das Recht auf
freie Religionsausübung würde, inner-
halb der Grenzen geltenden Ordnungs-
rechts, Kirchengeläut und den Ruf des
Muezzins gleich setzen. Die lange 
christliche Tradition und ihre Verwur-
zelung in der Gesellschaft hingegen 
beharren auf historisch gewachsenen
Vorrechten der christlichen Religion ge-
genüber anderen Religionsformen.
Letzteres Argument mag dem sozialen
Frieden tatsächlich zuträglicher sein.
Auf längere Sicht wird sich vermutlich
aber eher die Sicht durchsetzen, dass es
in einer Zeit, die von der auch chrono-
metrisch bestimmten technischen
Durchdringung des Alltags geprägt ist,
weder im einen noch im anderen Fall
die Notwendigkeit der öffentlichen Be-
kanntmachung besteht, um die Gläu-
bigen an ihre religiösen Pflichten zu 
erinnern. 

In Deutschland werden Kirche und
Staat zunehmend voneinander ge-
trennt. Der Bereich staatlichen Han-
delns soll frei von religiösen Bekennt-
nissen sein. Deshalb werden Kruzifixe
aus Klassenräumen und Gerichtsge-
bäuden entfernt. Sie sollen als religiö-
se Symbole die Neutralität des Staates
nicht unterlaufen. Eine solche Pflicht
zur Neutralität gilt auch für Beamte, 
die sich ihrer Religionsausübung wäh-
rend des Dienstes zu enthalten haben.3

Schwieriger scheint der Fall zu liegen
bei der in Deutschland kontrovers dis-
kutierten Frage, ob Musliminnen mit

einem Kopftuch unterrichten dürfen.
Wenn das Kopftuch Teil der Religions-
ausübung ist, dürfte die Antwort nicht
schwer fallen. Das mit diesem Fall be-
fasste Bundesverfassungsgericht hat 
aber eine Vielzahl von Motiven, ein
Kopftuch zu tragen, ausgemacht und
dem Gesetzgeber aufgegeben, verbind-
liche Richtlinien zu erlassen. Ein mög-
liches Motiv ist aber auch eine Aussage
über das Verhältnis der Geschlechter im
Islam untereinander. Diesen Aspekt ha-
ben in einem Sondervotum zum „Kopf-
tuch-Urteil“ des Bundesverfassungsge-
richts drei Verfassungsrichter hervor-
gehoben. Ihrer Auffassung nach hätte
geprüft werden müssen, ob die mit
dem Kopftuch symbolisierte Unterord-
nung der Frau unter den Mann geeig-
net ist, „Konflikte mit der auch im
Grundgesetz deutlich akzentuierten
Gleichberechtigung von Mann und
Frau hervorzurufen.“4 In diesem Fall
wäre das Tragen eines Kopftuches 
keine Frage der Religionsausübung,
sondern sichtbares Zeichen der Ge-
schlechterdiskriminierung innerhalb ei-
ner bestimmten Religionsgemeinschaft.
Damit würden Wertvorstellungen sicht-
bar in den schulischen Alltag transpor-
tiert, die mit dem normativen Horizont
des Grundgesetzes nicht vereinbar sind. 

4. Leitkultur und IdentitŠt

An diesem Beispiel wird eine zentrale
Forderung deutlich, mit der liberalde-
mokratische Staaten Identitätspoli-
tik begrenzen. Diese Forderung lautet,
dass die Zugehörigkeit zu einer Gruppe
nicht gegen die grundgesetzlichen
Rechte isolieren darf.5 Keine kulturelle
Praxis darf sich gegen die Grundrechte
legitimieren. Keine Gruppe darf ihren
Mitgliedern Rechte vorenthalten, die
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ihnen der Staat grundgesetzlich garan-
tiert; Träger der Grundrechte sind nicht
Gruppen und ihre eigene Identität und
die daraus folgenden Praktiken, son-
dern immer Individuen. Das Men-
schenbild des Grundgesetzes verneint
den Vorrang einer Gruppe oder Ge-
meinschaft vor dem Individuum. Des-
halb ist das Leitbild einer „sozialisti-
schen Persönlichkeit“ mit dem Grund-
gesetz ebenso wenig vereinbar wie
Weltbilder, die auf dem Primat einer
Rasse oder einer Religion beruhen.
Menschen- und Weltbilder sind kultu-
relle Hervorbringungen und deshalb
kann man sie auch der Leitkultur zu-
rechnen. Durch die rechtliche Normie-
rung ist dieser Teil der Leitkultur ver-
bindlich geworden. Er ist das Funda-
ment des Zusammenlebens in unserer
Gesellschaft.

Leitkultur verändert sich also mit der
Veränderung in der Gesellschaft und
der Staat trägt diesen Änderungen re-
aktiv Rechnung. Aber in der Leitkultur
spiegelt sich auch ein Stück offizielle 
Identität und deshalb hat Leitkultur ei-
ne konstruktivistische Dimension: Be-
stimmte Aspekte der Leitkultur werden
„geschaffen“, offiziell transportiert und
gefördert. Dazu gehört in der Bundes-
republik die Art und Weise, wie der Ver-
gangenheit gedacht wird: weder repu-
blikanisch-patriotisch wie in Frankreich
noch stolz und optimistisch wie in den
Vereinigten Staaten, sondern mit Beto-
nung auf den dunklen Seiten der deut-
schen Geschichte. Man mag den Holo-
caust für singulär halten oder ihn
historisieren wollen, für die Erinne-
rungskultur in der Bundesrepublik ist
er zentral. Dies zeigen nicht nur die
Diskussionen um das zentrale Mahn-
mal in Berlin, sondern auch die offizi-
ellen Veranstaltungen etwa zum Tag

der Befreiung von Auschwitz am 27. Ja-
nuar oder zum 9. November. Der 9. No-
vember ist der Erinnerung an die Nacht
der Pogrome vorbehalten, die den Auf-
takt zur nationalsozialistischen Ver-
nichtungspolitik bildeten. Hinter einer
solchen Erinnerungskultur verbirgt sich
ein Konsens, der bis in die Diskurse
hinein wirkt. Der Raum der Diskurse ist
umgrenzt, Grenzverletzungen sind ta-
buisiert. 

Leitkultur hat etwas mit Identität zu
tun, also mit der Art und Weise, wie ei-
ne Gesellschaft sich selbst sieht bzw. ge-
sehen werden will. Identität ist drei-
stufig. Sie umschließt Geschichte, Po-
sitionsbestimmung in der Gegenwart
und Perspektiven für die Zukunft. Da-
bei wirkt Geschichte deshalb als stärks-
ter Faktor, weil die historische Stan-
dortbestimmung auf die Gegenwart
und die Zukunftsbestimmung durch-
schlägt. In Kanada beispielsweise führt
der Gründungsmythos der zwei Natio-
nen, die Kanada definierten, gerade-
wegs zur heute gültigen Kultur des Mul-
tikulturalismus und einer vergleichs-
weise starken Stellung der Provinzen,
die immer wieder Diskussionen über
ein mögliches Ende Kanadas heraufbe-
schwört. In Frankreich hingegen ist 
die unteilbare Souveränität eine ge-
schichtlich gewachsene Größe, die
auch durch die Dezentralisierung im
Kern nicht angetastet wird. Ein ande-
res Beispiel: In Frankreich ist die Tren-
nung von Kirche und Staat eine aus
den blutigen Wirren der französischen
Geschichte entwickelte Selbstverständ-
lichkeit, die in der französischen Ge-
sellschaft die in der Bundesrepublik hef-
tig diskutierten Fragen über Kopftücher
im öffentlichen Dienst gar nicht erst
aufkommen lässt. Als religiöse Sym-
bole sind sie im staatlichen Bereich



Matthias Zimmer 62

nicht zugelassen. Anders hingegen in
Kanada, wo es eine lange Diskussion
darüber gegeben hat, ob Sikhs ihre tra-
ditionelle Kopfbedeckung (den Turban)
im Dienst der Royal Canadian Moun-
ted Police (RCMP) an Stelle des vorge-
schriebenen Hutes tragen dürfen – sie
dürfen. Dies bedeutet allerdings nicht,
dass in Kanada Kirche und Staat stärker
miteinander verschränkt sind. Es ist le-
diglich Ausdruck einer Politik, die dif-
ferenzfreundlicher angelegt ist und an-
deren kulturellen Ausdrucksformen
einen breiteren Spielraum belässt. In
den Vereinigten Staaten wiederum ist
der Ursprungsmythos des religiösen
Protests noch präsent. Schulgebete
gehören ebenso zur Wirklichkeit in den
Vereinigten Staaten wie die Möglich-
keit, Kinder zu Gunsten (meist religiös
begründeter) Beschulung durch die El-
tern von der allgemeinen Schulpflicht
zu entbinden. 

An diesen Beispielen wird deutlich, 
dass es kein allgemein verbindliches Re-
zept gibt, wie liberale Demokratien mit
religiösen Symbolen und Praktiken um-
gehen sollen oder müssen. Kanada und
die dort praktizierte Politik des Multi-
kulturalismus gestatten einen weiten
Spielraum, während die in Frankreich
bestimmende laizistische Tradition ein-
deutig ist und für Interpretationen we-
nig Raum lässt. Die religiöse Dissenter-
Tradition in den Vereinigten Staaten
lässt eine Vielzahl von Einspruchs-
möglichkeiten gegen staatliche Tätig-
keit zu, die der stärker staatlich zen-
trierten Tradition in Deutschland fremd
sind. Die nicht hintergehbare Schran-
ke in allen Gesellschaften ist aber, dass
religiöse Praktiken nicht gegen die
staatliche Ordnung und die Grund-

rechte gerichtet sein dürfen. Dieses
Selbstverständnis begrenzt den Bereich
der praktischen Toleranz scharf.

5. Leitkultur und Sprache

Ausdruck einer Leitkultur kann vor al-
lem die Sprache sein. Sprache ist das
Medium der Verständigung einer Ge-
sellschaft, das Medium der Kommuni-
kation zwischen Staat und Bürgern. 
Über die Sprache und ihre Bedeu-
tungshorizonte wird Identität geformt;
Sprache ist immer schon normativ auf-
geladen. Gerade deshalb haben sich
viele Nationalstaaten über die Sprache
definiert. Ernst Moritz Arndts „So weit
die deutsche Zunge reicht“ macht die-
se enge Verknüpfung von Sprachge-
meinschaft und nationalstaatlicher 
Idee deutlich. Der Nationalstaatsbil-
dung ging häufig die Entwicklung ei-
ner Hochsprache voraus, zu Lasten lo-
kaler Sprachen und Dialekte; dies war
in Deutschland der Fall, aber auch in
Frankreich und Italien. Andere Staaten
haben historisch einen anderen Verlauf
genommen und die nationale Idee von
der Sprachgemeinschaft entkoppelt. Sie
kennen, wie etwa die Schweiz oder Ka-
nada, mehrere Amtssprachen. 

Für die kanadische Provinz Quebec
stellt sich das Sprachenproblem beson-
ders drastisch. Als frankophone Insel
auf dem nordamerikanischen Konti-
nent ist die Provinzregierung besonders
bestrebt, die eigenständige Identität
Quebecs zu wahren und zu fördern –
bis hin zu den (bislang vergeblichen)
Versuchen, souverän zu werden. Die
Bemühungen der Regierungen in Que-
bec in der Sprachenpolitik ist der am
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weitest gehende Ansatz zur Identitäts-
bildung über Sprache in der westlichen
Welt – nicht nur mit Hilfe einer „Spra-
chenpolizei“, sondern mit Vorschriften
der Art, dass im öffentlichen Raum
französische Schriftzüge doppelt so
groß ausfallen müssen wie englische.
Diese von außen häufig kritisierte Rigi-
dität der Sprachpolitik in Quebec kor-
respondiert mit einem Bedürfnis, die
eigenständige und gewachsene Kultur
zu erhalten und zu verteidigen. Dies ge-
schieht unter Diskriminierung anderer
kultureller Horizonte. Bis hinein in die
Betriebsabläufe großer, international
tätiger Firmen reicht der Arm der Spra-
chenpolitik in Quebec; ein überwie-
gender Teil der inneren Firmenabläufe,
so die Regel, hat in Französisch zu er-
folgen.

Das Modell Quebec steht für den
Zwang zur sprachlichen Integration
und für die Bewahrung der Ein-
sprachigkeit. Dahinter verbirgt sich 
aber eine Reihe von Fragen, die auch
für die bundesdeutsche Politik von
großer Wichtigkeit ist. Ist es etwa für 
einen dauerhaften Aufenthalt in
Deutschland notwendig, die deutsche
Sprache zu beherrschen? Darf der Ge-
setzgeber einen weiteren Verbleib in
Deutschland (unter welchem Aufent-
haltstatbestand auch immer) von dem
Nachweis abhängig machen, dass die
deutsche Sprache beherrscht wird? Die
Tatsache, dass sich in Deutschland häu-
fig in amtlichen Unterlagen Erläute-
rungen in anderen Sprachen finden,
mag ja ein Hinweis darauf sein, dass
zwischen dem Anspruch der Amtsspra-
che Deutsch und der Wirklichkeit der
Kommunikation des Staates mit der Be-
völkerung Reibungsverluste entstehen. 

6.  Leitkultur, Schule, Gesellschaft

Die eigentliche Instanz der Vermitt-
lung eines kulturellen Leitbildes ist in
Deutschland sicherlich die Schule. Die
Lehrpläne geben nicht nur Auskunft 
über Bildungseinrichtungen im Stand-
ort- und Qualifikationswettbewerb,
sondern auch über das Selbstverständ-
nis einer Gesellschaft. Deutsch genießt
als Unterrichtsfach einen höheren Stel-
lenwert als die universitäre Germanis-
tik als Studienfach. Dies hat nicht nur
mit den Sprachkenntnissen und -fer-
tigkeiten zu tun, die im Deutschunter-
richt vermittelt werden, sondern mit ei-
nem bestimmten kulturellen Horizont,
der durch deutsche Literatur erschlos-
sen wird. So heißt es beispielsweise in
dem Lehrplan für das Unterrichts-
fach Deutsch an hessischen Gymnasi-
en, dieses Fach sei „der bevorzugte, 
aber nicht ausschließliche Ort für die
sprachliche Aneignung der überliefer-
ten Kultur“ – nicht irgendeiner Kultur,
sondern der europäischen, der deut-
schen Kultur. Ebenso selbstverständ-
lich dient der Geschichtsunterricht 
der „Identitätsfindung“ (Lehrplan Ge-
schichte an hessischen Gymnasien),
dem Bewusstmachen der historischen
Gewordenheit des Bestehenden als ei-
ner Voraussetzung für die Orientierung
in der gegenwärtigen Welt – gesehen
aus deutscher Sicht. 

Die Schulen sind das Zentrum der staat-
lich vermittelten Sozialisation in eine
Leitkultur. Daneben treten andere Ins-
titutionen, auf die der Staat mehr oder
weniger Einfluss hat: Rundfunk und
Fernsehen, Institutionen des Kulturle-
bens (Theater, Oper, Ballett, Museen),
aber auch Vereine. Gerade durch die
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Vereine, die neben ihren Beiträgen frei-
willige Leistungen staatlicher Träger er-
halten, wird nach wie vor ein kulturell
dominantes Welt- und Menschenbild
transportiert, sei es im Sport, der Mu-
sik, der Freizeitgestaltung. Ein Anspruch
auf staatliche Leistungen besteht bei
den Vereinen nicht und deshalb ist hier
letztlich der Gestaltungsspielraum für
die Unterstützung einer Leitkultur im
weitesten Sinn umso größer. Sicherlich
kommt in den Vereinen und ihrer Tä-
tigkeit eine bestimmte Grundhaltung
zum Ausdruck, die der Demokratie ins-
gesamt förderlich ist. Die Freiwilligkeit
des ehrenamtlichen Engagements ist
ein starker demokratischer Impuls. Dar-
über hinaus werden aber auch in vie-
len (wenngleich nicht allen) Vereinen
Traditionen und kulturelle Inhalte ver-
mittelt, die in Form und Inhalt nicht
ohne weiteres in andere Kulturräume
übertragen werden können. Deshalb
sind Vereine, sowohl was die Form als
auch den Inhalt des Engagements an-
geht, ein wesentlicher Teil der deut-
schen Leitkultur und wesentliche Sozia-
lisationsagenturen in diese Leitkultur.

Staatliches Handeln fördert mit unter-
schiedlicher Intensität eine Leitkultur.
Die Reichweite und die Form einer sol-
chen Förderung sind aber ebenso von
der jeweiligen Leitkultur abhängig. Vor
allem gewachsene Traditionen inner-
halb westlicher Gesellschaften bestim-
men den Spielraum, innerhalb dessen
sich Identitätspolitik vollziehen kann.
Eben weil es Leitkulturen gibt, kann es
keine allgemein verbindlichen Regeln
darüber geben, wie weit der Raum der
Identitätspolitik zu bemessen ist. 

Geht man von einem abgestuften Mo-
dell von Verbindlichkeit aus, lassen sich
drei Bereiche unterschiedlicher Ver-

bindlichkeit in der Begrenzung von
Identitätspolitik unterscheiden. Im Be-
reich grundlegender Rechte kann sich
keine Minderheit darauf berufen, ihre
Identität unter Verletzung grundlegen-
der Rechte ihrer Mitglieder formieren
zu wollen. Die Grund- und Menschen-
rechte sind der nicht hintergehbare Ho-
rizont des Zusammenlebens in allen de-
mokratischen Rechtsstaaten. Dies gilt
auch für die Bestandssicherheit der
staatlichen Ordnung selbst; es kann kei-
nen Anspruch darauf geben, tolerant
gegenüber Minderheiten zu sein, deren
normativer Horizont unvereinbar mit
einer freiheitlichen und demokrati-
schen Gesellschaftsordnung ist. Tole-
ranz setzt immer einen eigenen Stand-
punkt voraus. Aber Toleranz heißt
nicht Werterelativismus. Deshalb hat
das Bekenntnis zur Rechtsordnung des
Grundgesetzes auch exklusiven Cha-
rakter, da andere Lebensformen an dem
Menschenbild des Grundgesetzes zu
messen sind. 

Ein zweiter Bereich ist das einfache
Recht; es ist das verbindliche Medium
des Zusammenlebens in modernen Ge-
sellschaften. Allerdings ist das einfache
Recht stärker für die Änderung gesell-
schaftlicher Leitvorstellungen als auch
für die politische Willensbildung offen.
Sicherlich kann man trefflich darüber
streiten, ob das Schächten mit den gel-
tenden Tierschutzbestimmungen ver-
einbar ist und vielleicht führt eine sol-
che Diskussion auch dazu, bisherige
rigide Vorschriften aufzuweichen. Eben-
so ist aber auch die Frage, ob Kopf-
tücher im öffentlichen Dienst getragen
werden dürfen, im Prozess der politi-
schen Willensbildung von einer Mehr-
heit legitim und damit verbindlich zu
entscheiden. Eine solche Entscheidung
wird vielleicht nicht immer einen ge-



Darf der Staat eine Leitkultur fördern? 65

sellschaftlich bereits bestehenden Kon-
sens nachvollziehen, aber sie kann ihn
prägen. Das ist legitim, so lange keine
grundlegenden Rechte der Minderheit
verletzt werden. In diesem Rahmen
kann jeder Staat Regeln und Verfahren
für das Zusammenleben rechtlich nor-
mieren, die auch in die unbeschädigte
Identitätsbildung von Minderheiten
eingreifen. 

Ein dritter Bereich betrifft Konventio-
nen mit einem hohen Grad an Ver-
bindlichkeit, die aber vielfach nicht jus-
tiziabel sind. Ein Verstoß gegen solche
allgemeinen Erwartungshorizonte trägt
die Gefahr des gesellschaftlichen Schei-
terns, der Nicht-Integration in sich: ob
wegen fehlender Sprachkenntnisse 
oder Verhaltensweisen, die nicht im
Einklang mit zivilisatorischen Min-

deststandards gesehen werden. Erst un-
terhalb dieser Ausgrenzungen kann
Multikulturalität „funktionieren“; in-
dem wir Unterschiedlichkeit, Differenz,
Andersartigkeit akzeptieren, vielleicht
sogar um unserer eigenen normativen
Zielvorstellungen willen fördern und
sie als eine Bereicherung anzusehen in
der Lage sind. Vielleicht muss eine sol-
che Differenz auch nur toleriert wer-
den, denn es gibt keine Pflicht zur ak-
tiven Auseinandersetzung mit dem
Anderen. Aber wenn es richtig ist, dass
sich Leitkultur als gesellschaftliche Pra-
xis entwickelt, wird gerade an der Naht-
stelle von Leitkultur und Minderhei-
tenkulturen für die nächste Generation
über Fragen von Privilegierung, Diskri-
minierung und Gerechtigkeit und die
inhaltliche Dimension von Leitkultur
entschieden.
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1. Politische Bildung im Wandel

Deutschland gelang erst nach 1945 die
Durchsetzung einer demokratisch-ori-
entierten politischen Bildung. Dabei
kam die Diskussion um eine theoreti-
sche Fundierung erst allmählich in
Schwung. Die Theorien über didakti-
sche Konzeptionen und inhaltliche
Schwerpunkte durchliefen seither meh-
rere konjunkturelle Zyklen und bil-
dungspolitische Etappen.1 Geeignete 
Orientierungspunkte waren dabei nicht
selten aktuelle politische Fragestellun-
gen. Unabhängig davon stellten sich
die Politikdidaktiker aber regelmäßig
die gleich bleibenden grundsätzlichen
Forschungsfragen: Warum brauchen
wir politische Bildung? Welche Inhal-
te sollen vermittelt werden? Welche
Methoden sind geeignet? Diese Fragen
beschäftigen auch heute noch alle Mitt-
ler der politischen Erwachsenenbil-
dung. In diesem Zusammenhang sucht
der Praktiker auch immer wieder nach

der Definition der Prämisse „politischer
Bildung“, die auch die Legitimation sei-
nes Berufsalltags darstellt. In vielen Pu-
blikationen ist sie nicht ausreichend de-
finiert oder scheint offensichtlich
mangels Konsens ausgeklammert: Was
ist eigentlich „politisch“ oder negativ
formuliert: Was ist „nicht politisch“?,
insbesondere im Kontext außerschuli-
scher Erwachsenenbildung.2

Die Antwort auf diese Frage wird heu-
te durch gesellschaftliche Modernisie-
rungsprozesse noch erschwert, weil vie-
le der tradierten Gegenstände politi-
scher Bildung wie beispielsweise die
nach Kriegsende neu zu regelnde Be-
ziehung des „Einzelnen zum Staat“ 
oder später die Frage nach dem richti-
gen Wirtschaftssystem3, in den letzten
Jahrzehnten an Bedeutung verloren ha-
ben. Der Begriff „politisch“ definiert
sich in der Erwachsenenbildung eher
empirisch über die jeweilige Interpre-
tation des verantwortlichen Bildungs-
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trägers, denn als allgemein gültiges
pädagogisch-theoretisches Fundament.
So macht eine Bestandsaufnahme der
Bildungspraxis Sinn und diese scheint
auf den ersten Blick auch zu bestätigen,
dass sich die inhaltlichen Schwer-
punkte tatsächlich verschoben haben
und aktuell weniger die Analyse politi-
scher Prozesse, Strukturen und Institu-
tionen im Mittelpunkt politischer Bil-
dung steht, sondern einzelne, mitt-
lerweile sehr ausdifferenzierte Poli-
tikfelder. Immer mehr Themen haben
sich zum Inhaltsbereich politischer Bil-
dung entwickelt, die früher als „unpo-
litisch“ galten. Beobachter nennen das
bereits die „Entgrenzung des Politi-
schen“4. Wolfgang Sander betrachtet
dies vor allen Dingen als die „Reaktion
auf die Akzeptanzprobleme von Veran-
staltungen zur politischen Bildung“5

und ein daraus resultierendes „subjek-
tivitäts- und alltagsbezogenes Ver-
ständnis von ‘politischer Bildung’“6. In
diese Richtung zielen auch vereinzelte
Vorwürfe, wonach Themen der Natur-
wissenschaften und Technik keine The-
men politischer Bildung seien, man da-
durch sogar die in Deutschland his-
torisch bedingte Kernaufgabe politi-
scher Bildungsarbeit, die Erziehung zur
Demokratie, vernachlässige. Somit wer-
de wiederum der Entgrenzung des Po-
litischen aus der politischen Bildungs-
arbeit und einer Profillosigkeit des
realen Bildungsbetriebs Vorschub ge-
leistet. Der Vorwurf der „Entpolitisie-
rung“ ist in der konzeptionellen Dis-
kussion um die Fortentwicklung der
politischen Bildung also nicht neu und
vielleicht auch einer nicht ausreichen-
den Theoriebildung geschuldet. Dem
Praktiker hilft dies im Alltag wenig. Er
muss sich mit jeder Veranstaltung oder
Publikation, insbesondere vor dem Hin-
tergrund der knapper werdenden öf-

fentlichen Basisfinanzierung, der Aus-
gangsfrage politischer Bildung, nämlich
nach ihrem Selbstverständnis, stellen.
Was das vordergründig naturwissen-
schaftliche Thema „Gentechnik“7 be-
trifft, so haben die Beiträge der politi-
schen Bildung zu diesem Thema in den
letzten Jahren deutlich zugenommen.8

Der vorliegende Beitrag greift diese Ten-
denz in der politischen Bildungspraxis
auf und geht der Frage nach, warum
und wie das Thema „Gentechnik“ in
die politische Bildungsarbeit integriert
werden kann. 

2. Die biopolitische Debatte als
Ausgangspunkt

Bevor die legitime Frage nach dem Zu-
sammenhang von Gentechnik und po-
litischer Bildung näher betrachtet wird,
lohnt sich ein Blick auf den inhaltli-
chen Ausgangspunkt, der eng mit dem
Begriff der „biopolitischen Debatte“
verknüpft ist. Diese Debatte wird von
sehr disparaten, auf unterschiedliche
Weise gesellschaftsgestaltenden The-
men geprägt: Präimplantationsdiagnos-
tik, therapeutisches Klonen, Stammzell-
forschung oder Reproduktivmedizin.
Fest steht: Die damit verbundenen ethi-
schen, sozialen, rechtlichen und medi-
zinischen Implikationen haben längst
die Fachzirkel verlassen und werden im
öffentlichen Raum diskutiert.9 Regie-
rungen auf Bundes- und Länderebe-
ne konstituieren Bioethikräte und 
-kommissionen; Kirchen und Verbän-
de geben Stellungnahmen zur Präim-
plantationsdiagnostik ab und die elek-
tronischen Medien berichten in ihren
Nachrichtensendungen über vermeint-
lich geklonte Kinder. Dabei darf man
nicht so tun, als ob es Vergleichbares,
sprich eine öffentliche Diskussion über
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technischen Fortschritt und dessen
Grenzen, hier zu Lande noch nicht ge-
geben hätte – es sei nur an die seit vie-
len Jahren geführte Diskussion um die
„Kernenergie“ erinnert.10 Neu ist aber
die für den Laien verwirrende Komple-
xität und Unübersichtlichkeit der ver-
schiedenen Argumentationsmuster. An-
ders als bei der Kernenergie ergeben
sich Positionen, also inhaltliche Über-
einstimmungen und Gegensätze, nicht
mehr entlang vertrauter weltanschau-
licher Trennlinien. Vielmehr sieht sich
der beobachtende Laie schwer abgrenz-
baren Lagern gegenüber. Es entstehen
neue irritierende Meinungsblöcke, die
zum Teil quer durch die Parteien, Ver-
bände und die Wissenschaft verlafen.11

3. Technik und Gesellschaft: das
Konzept reflexiver Moderni-
sierung

Die biopolitische Debatte ist dazu ge-
eignet, an Ulrich Becks knapp zwanzig
Jahre alte Analyse der modernen Ge-
sellschaft als eine „Risikogesellschaft“12

zu erinnern. In Fortführung dieser Ge-
sellschaftsanalyse wurde einige Jahre
später das Konzept der „reflexiven Mo-
dernisierung“13 entwickelt, was neben
weiteren Aspekten auch bedeutet, dass
generell technologischer Fortschritt in
einem wechselseitigen Prozess den ge-
sellschaftlichen Wandel in einigen Be-
reichen vorantreibt und in anderen Be-
reichen erst den Bedarf an neuer
Technik schafft. Technik und Gesell-
schaft dürfen nicht als Gegensätze be-
trachtet werden, sondern als vonein-
ander abhängig. Die reflexive Moder-
nisierung beschreibt aber nicht nur ein
wechselseitiges Bedingungs- und Ein-
flussverhältnis von Gesellschaft und
Technik, sondern sie führt dadurch,

dass das Wissen über die Gesellschaft
und ihrer Risiken wieder in die Gesell-
schaft zurückfließt, zu Instabilität oder
Unbeständigkeit der Welt. So werden
die politische Gestaltung der Zukunft
und der Umgang mit Risiken gleich-
zeitig zu einer Überlebensfrage der
Menschheit. „Zukunftssicherung“, „Zu-
kunftsgestaltung“ und „Zukunftsvor-
sorge“ werden zu Kategorien bewussten
politischen Handelns, in dem nicht nur
die politischen Akteure, sondern die ge-
samte Gesellschaft agieren muss.14 Ei-
ne mit sozialwissenschaftlichen Me-
thoden arbeitende zukunftsorientierte
politische Bildung darf also den zu-
kunftsgestaltenden Risikodiskurs im
Rahmen der biopolitischen Debatte
nicht vernachlässigen. Den notwendi-
gen Risikodiskurs über die Risiken der
Technik, den es de facto auch seit Jah-
ren gibt, beobachtet in diesem Zusam-
menhang auch die Soziologin Beck-
Gernsheim: „In den Sozialwissen-
schaften hat der Risikokurs Konjunk-
tur.“15 Überträgt man nun diese Aus-
führungen zur Zukunftsorientierung
politischer Bildung und den damit ver-
bundenen Risikodiskurs analog auf Bil-
dungsprozesse im Allgemeinen und die
politische Erwachsenenbildung im Spe-
ziellen, muss man vermuten, dass die
Gentechnik als Gegenstand der biopo-
litischen Debatte, Inhalte und Metho-
den der Erwachsenenbildung verändert
und sich dadurch wesentliche didakti-
sche Herausforderungen und Aufgaben
ergeben. 

4. Risikodiskurs ist notwendig

Zunächst sollte aber hierzu der Begriff
des Risikodiskurses1 näher untersucht
werden. Im Mittelpunkt stehen drei
sehr unterschiedliche Risikowahrneh-



Zukunftsorientierte politische Bildung am Beispiel der Gentechnik 69

mungen, die Ausgangspunkt des Dis-
kurses sind: 

• erstens die wissenschaftliche Risiko-
forschung, 

• zweitens die subjektive Risikowahr-
nehmung der Laien und 

• drittens die medial vermittelte Risi-
koanalyse. 

Während der Kern des wissenschaft-
lich-technischen Risikobegriffs durch
die beiden Parameter „Schadensaus-
maß“ und „Wahrscheinlichkeit für den
Schadenseintritt“ definiert wird, beur-
teilen Laien das Risiko eher anhand
von Faktoren wie „Kontrollierbarkeit
des Risikos“, „Freiwilligkeit“, „Katas-
trophenpotenzial“ und „persönliche
Vertrautheit“. Der dritte, durch den
Journalismus geprägte Risikobegriff, 
orientiert sich zwar regelmäßig an den
wissenschaftlichen Risikoanalysen und
Informationsquellen. Expertenmei-
nungen werden aber bevorzugt in ei-
nen aktuellen ereignisbezogenen und
gesellschaftlich relevanten Kontext ge-
stellt, der beispielsweise Fehlverhalten
von Institutionen, Gruppen oder ein-
zelnen Personen in einer „story“ auf-
deckt, analysiert und die Folgen dar-
stellt. Für den Risikojournalismus ist
nicht primär das eigentliche Risiko in-
teressant, sondern das sozusagen Wirk-
lichkeit gewordene Risiko, sprich der
Schaden an sich. Diese unterschiedli-
chen Aspekte der Risikoforschung, die
wissenschaftlichen, individuellen und
medialen Risikokonstruktionen, sind in
den wenigsten Fällen deckungsgleich.
Es wäre nun völlig verfehlt, mediale
und individuelle Risikokonstrukte als
Zerrbilder der Expertenkonstrukte zu
begreifen. Denn in der Laienperzepti-
on sowie in der medialen Darstellung
von Risiken manifestieren sich indivi-

duelle und gesellschaftliche Wertvor-
stellungen. Dies trifft ganz besonders
auf das Feld der „Gentechnik“ zu. Ge-
rade an dieser Stelle bieten sich der po-
litischen Bildung sehr gute Chancen,
den Risikodiskurs zu moderieren, die
verschiedenen Risikokonstruktionen
vorzustellen und zu diskutieren. Die
verschiedenen Risikokonstrukte zeigen
auch, dass die Risikointerpretation sich
nicht nur aus objektiven Fakten der
Wissenschaft speist, sondern auch sub-
jektive Risikoempfindungen (der Lai-
en) und Risikointerpretationen (der Me-
dien) einschließt. Insofern, so die ver-
kürzte Schlussfolgerung, ist es mit einer
eindimensionalen, rein naturwissen-
schaftlichen Aufklärung nicht getan.
„Auch wenn die Gentechnik im objek-
tiven Sinne nicht gefährlich sein mag,
reicht das offenbar nicht aus, wenn sie
zugleich die subjektiven Sinnkonstruk-
tionen, Deutungsmuster und Lebens-
entwürfe der Menschen antastet und
womöglich gefährdet.“17 Die Gentech-
nik lässt uns, wie kaum ein anderes ak-
tuelles Thema, die „Kontrollierbarkeit
des Risikos“ und die „Freiwilligkeit“ als
Faktoren individueller Risikowahrneh-
mung in vergleichbarem Ausmaß hin-
terfragen. Wie kann also ein sinnvoller
Risikodiskurs aussehen?

5. Demokratisierung von
Expertenwissen

Wissen wird heute nicht mehr wie in
früheren Jahrhunderten primär durch
Alltagserfahrung generiert, sondern in
der Regel durch eine sehr differenzier-
te, arbeitsteilige Forschungs- und Wis-
senschaftslandschaft. Dies hat Auswir-
kungen auf die öffentliche Meinung.
Denn trotz unserer demokratischen
Kultur und demokratischer Prozesse der
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Willensbildung, trotz unserer medial
geprägten Informationsgesellschaft, die
vermeintlich allen Bürgern in einer 
pluralistischen Medienlandschaft alle
notwendigen Fakten zur politischen
Meinungsbildung zur Verfügung stellt,
fühlen sich viele Menschen zuneh-
mend von Entscheidungsprozessen aus-
geklammert. Wie und wo soll nun der
wissenschaftliche Laie sein Unbehagen
und seine individuelle Risikowahrneh-
mung einer hoch technisierten Welt
äußern, die er gleichsam als Pandoras
Büchse sieht? Wo findet er Orientie-
rung in der komplexen Welt des Fach-
wissens? Die bloße Popularisierung der
Wissenschaft – die zudem die meisten
Wissenschaftler vermutlich ablehnen
würden – scheint hierfür nicht geeig-
net, wird doch im Grunde genommen
nur ein allzu einfacher Dualismus von
wahrheitsverwaltender Wissenschaft
und unwissender Öffentlichkeit ge-
schürt. Jürgen Mittelstraß warnt auch
vor einer anderweitig falsch verstande-
nen Demokratisierung wissenschaftli-
chen Wissens, wonach der wissen-
schaftliche Erkenntnisgewinn not-
wendig undemokratisch sei, weil er an
keine Mehrheitsentscheidung gebun-
den sein könne.18 Ausgehend vom
Konzept der reflexiven Modernisierung
sollte die Demokratisierung von Ex-
pertenwissen – vor dem Hintergrund
unterschiedlicher Risikokonstrukte von
Wissenschaft, Öffentlichkeit und Me-
dien – in einem anderen Sinne ver-
standen werden: Politische Bildung
kann eine demokratische Dialogkultur,
das Austauschen von Argumenten und
die Bereitschaft zuzuhören fördern.19

Demokratisierung von Expertenwissen
bedeutet damit vor allen Dingen – im
Gegensatz zu den fachlichen Diskus-
sionen in den entsprechenden Kom-
missionen, aber auch im Gegensatz zu

etwaigen Stammtischpauschalisierun-
gen – dem Laien eine Plattform des frei-
en und offenen Gedankenaustausches
anzubieten. In einem Lernprozess, dem
faktische Informationsvermittlung vor-
ausgehen muss, wird politische Bildung
dann im kritischen Dialog zum „Me-
diator zwischen Politik und Wissen-
schaft, zwischen der Gesellschaft und
dem Individuum“20. Indem politische
Bildung den Risikodiskurs auf diese
Weise begleitet und moderiert, wird
wissenschaftliches Expertenwissen zwar
nicht demokratisch erzeugt, aber in ei-
nem demokratischen Dialog in die Mit-
te unserer Gesellschaft geholt.

6. Qualifizierung fŸr die
Debatte

Politische Bildung als Bühne und Lern-
ort demokratisierten Expertenwissens
bleibt aber vermutlich nur ein schöner
Wunsch oder ein theoretisches Modell,
wenn die praktischen Voraussetzungen
nicht vorliegen. Dies bedeutet konkret,
dass die Bürger für die biopolitische De-
batte qualifiziert werden müssen. Lutz
Stäudel verweist insbesondere auf die
Notwendigkeit, Fachsprache in All-
tagssprache zu übersetzen und nennt
dies auch die „Entwicklung einer sach-
bezogenen Argumentation“21. Eine di-
daktisch sinnvolle Methodik, so Wolf-
gang Beer, sei die konzeptionelle
Aufbereitung in zwei Schritten, wonach
am Anfang die naturwissenschaftlich-
technische Basisinformation über Ge-
schichte, Begriffe und zentrale Anwen-
dungs- und Forschungsfelder stehen
muss. In einem zweiten Schritt gehe es
dann um die Folgen und Nebenfolgen
der gentechnischen Entwicklung, also
um die juristischen, ökonomischen, so-
zialen und politischen Implikationen.
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Erst die Verknüpfung dieser beiden
Schritte macht die Gentechnik als ge-
sellschaftspolitischen Themenkomplex
diskutierbar.22 Der zweite Schritt ver-
deutlicht dabei, dass wie bei kaum ei-
ner anderen Frage die individuelle Po-
sition und die damit verbundene
subjektive Risikowahrnehmung stets im
Kontext von Wertorientierungen ver-
ankert ist. Die biowissenschaftlichen
Fragestellungen bzw. das, was in diesem
Aufsatz unter dem Begriff der „Gen-
technik“ subsumiert wurde, stehen in
unmittelbaren Zusammenhang mit so-
zialwissenschaftlichen, psychologischen
und nicht zuletzt ethischen Bezügen.
„Weil die Gentechnik unser Menschen-
bild, unser Selbstverständnis berührt,
ist die Ebene der Fakten nicht in erster
Linie wirksam bei der Beurteilung“23.
Als Beispiel sei hier das Feld der Präim-
plantationsdiagnostik genannt, das eng
mit der Frage nach dem Beginn des
menschlichen Lebens verknüpft ist.
Wann menschliches Leben beginnt, ist
jedoch keine eindimensional zu beant-
wortende, naturwissenschaftliche Fra-
gestellung, sondern kann nur als Re-
sultat am Ende einer ethischen Ent-
scheidungssituation stehen. Eine Defi-
nition des biologischen Sachverhalts
„Beginn menschlichen Lebens“ ge-
schieht „(...) zwar nicht ohne Rücksicht
auf biologische Erkenntnisse, [ist] (...)
aber in erster Linie bestimmt durch
rechtliche und ethische Überzeugun-
gen, nicht zuletzt durch das Verständ-
nis von der Würde des Menschen“.24

Im Zuge der öffentlichen Debatten be-
steht gerade hier die Gefahr, dass For-
schungsergebnisse als unhinterfragba-
re Wahrheiten gelten und sich Na-
turwissenschaftler die Deutungsmacht
über das zu Grunde liegende Welt- und
Menschenbild sichern wollen.25 Dabei
muss es im Interesse aller liegen, einer

derartigen biologistischen Perspektive
in interdisziplinären Diskussionen kri-
tisch zu begegnen und damit an einer
verantwortungsbewussten Zukunftsge-
staltung mitzuwirken. Technisch-wis-
senschaftlicher Fortschritt, gerade auf
dem Feld der Gentechnik, sollte wach-
sam und von ethischen Maßstäben ge-
prägt, begleitet werden.26

7. MenschenwŸrde im Mittel-
punkt

Die Fortschritte der Gentechnik mar-
kieren einen Epochenwechsel. Die
Grundbausteine menschlichen Lebens
sind selbst Forschungsgegenstand ge-
worden, mit der noch vor wenigen Jah-
ren undenkbaren Option, diese Bau-
steine auch verändern zu können.
Deswegen muss auch eine „Technolo-
gie, die den Menschen, die Natur und
die Schöpfung so fundamental be-
trifft“27, offen diskutiert werden. Viele
sehen das Risiko, dass sich durch diese
technischen Möglichkeiten auch unser
christlich geprägtes Menschenbild ver-
ändern könnte. Insbesondere die Idee
des Menschen als Person scheint vielen
in Gefahr und mit ihr das konstitu-
ierende demokratische Gesellschafts-
prinzip der Menschenwürde. Alois
Glück sieht explizit durch die Gen-
technik eine „besondere Bewährungs-
probe für das Prinzip der Unverletz-
lichkeit der Menschenwürde“28 auf
unsere Gesellschaft zukommen. Der Be-
griff der Menschenwürde, wird im ers-
ten Artikel des Grundgesetzes als obers-
tes und unabänderliches Prinzip un-
serer Verfassungsordnung normiert. Die
Menschenwürde ist aber, so der ehe-
malige Bundesverfassungsgerichtsprä-
sident Ernst Benda, nicht nur als ab-
strakter Begriff oder wohlklingende
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Formel zu betrachten, sondern als Prä-
misse „künftiger Lebenswirklichkeit“29.
Diese Lebenswirklichkeit auf der Basis
eines christlichen Menschenbildes zu
gestalten, auf das Personalitätsprinzip
und die Gottesebenbildlichkeit hinzu-
weisen, muss in die Diskussion mit den
naturwissenschaftlichen Experten ein-
gebracht werden.30 Dazu kann politi-
sche Bildung beitragen, indem sie kon-
kret die Kompetenz der Laien in Form
ihrer subjektiven Wertvorstellungen
verdeutlicht. Dass diese Methode auch
praktische Relevanz besitzt, zeigte
jüngst das Berliner Max-Delbrück-Cen-
trum für molekulare Medizin (MDC) in
einem Bürgervotum zur Stammzellfor-
schung. Konkret wurden im vergange-
nen Jahr 14000 Personen angeschrie-
ben und um Mitwirkung gebeten. Aus
den positiven Rückmeldungen erhiel-
ten dann, ausgewählt nach demografi-
schen Gesichtspunkten, zwanzig Teil-
nehmer eine Einladung zu zwei Wo-
chenendtagungen, im Verlauf derer,
Ethiker, Naturwissenschaftler und Lai-
en eine gemeinsame Stellungnahme er-
arbeiten konnten und anschließend
dem Bundestagspräsidenten überrei-
chen durften. Dabei zeigten gerade die
naturwissenschaftlichen Laien ein ho-
hes Maß an Verantwortung und votier-
ten für sehr strenge Maßstäbe im Um-
gang mit menschlichem Leben und

einer gesellschaftlichen Kontrolle der
Forschung am Menschen.31

8. Fortschritt und Wertorientie-
r ung sind keine GegensŠtze

Naturwissenschaftlich-technischer Fort-
schritt und Wertorientierung sind kei-
ne Gegensätze, sondern untrennbar
miteinander verbundene Grundlagen
menschlichen Lebens. Die Gentechnik
eröffnet uns ungeahnte Perspektiven,
die wir vermutlich mit all ihren Chan-
cen und Risiken noch nicht absehen
können. Aber gerade die dynamische
Entwicklung dieser Anthropotechnik,
die den Kern des Menschseins betrifft,
muss mit dem Ziele einer aktiven Zu-
kunftsvorsorge in einem öffentlichen
Risikodiskurs begleitet werden. Die da-
zu notwendige Demokratisierung von
Expertenwissen ist eine lohnende Auf-
gabe für die politische Bildungsarbeit,
denn durch die „innerliche Teilhabe an
der Debatte, beim Erkennen von Argu-
menten als Mythen – auf beiden Seiten
–, bei der Entdeckung von Interessen,
eigenen wie fremden, und der Heraus-
bildung einer persönlichen Position“32

manifestiert sich der politische Gedan-
ke der Partizipation und stützt damit
ein wichtiges Element unserer demo-
kratischen Kultur.
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1. Soziale DisparitŠten und
Bildung

Institutionalisierte Bildung leistet mehr
als die Förderung von kognitiven Kom-
petenzen und die Zertifizierung des
Kompetenzerwerbs, sie leistet auch ei-
nen Beitrag zur sozialen Integration
und kulturellen Partizipation in einer
Gesellschaft. Insbesondere Schulen sol-
len dazu beitragen, dass Heranwach-
sende die Bereitschaft und Fähigkeit
entwickeln für sich selbst, für andere
und für die demokratische Gesellschaft
Verantwortung zu übernehmen.1 Ge-
rade deshalb ist es allerdings wichtig,
danach zu fragen, ob in diesem grund-
legenden gesellschaftlichen Prozess so-
ziale Disparitäten auftreten. Von sozia-
len Disparitäten wird dann gesprochen,
wenn Menschen aufgrund ihrer Stel-
lung in sozialen Beziehungsgefügen
von den „wertvollen Gütern“ einer Ge-
sellschaft mehr oder weniger erhalten.2

Wenn man die Prozesse (zunehmender
Differenzierung und Pluralisierung in
modernen Gesellschaften berücksich-
tigt, ist es sinnvoll, über rein vertikale

Klassen- und Schichtvorstellungen wie
auch über die Herausbildung bestimm-
ter neuer Benachteiligtengruppen hin-
auszugehen. Man kann versuchen, der
gesellschaftlichen Ausdifferenzierung
und schnellen Veränderung sozialer La-
gen und der damit gegebenen wach-
senden Verschiedenartigkeit und Un-
beständigkeit sozialer Prägung dadurch
Rechnung zu tragen, dass man Begrif-
fe wie Milieu, Lebensstil, Lebensbedin-
gungen, Lebensformen, Lebensführung
in die Analyse einbezieht. 

Seit den 80er-Jahren hat entsprechend
die empirische Milieu- und Lebens-
lagenforschung einen starken Auf-
schwung genommen. Dabei haben sich
mehrere Grundbegriffe in der neuen
Sozialstrukturanalyse, die u.a. soziale
Disparitäten beschreibt, bewährt:3

• Lebensbedingungen sind die äußeren
Voraussetzungen alltäglichen Han-
delns (Wohnbedingungen, Arbeitsbe-
dingungen, Freizeitbedingungen, Um-
weltbedingungen, finanzielle Ressour-
cen, Bildungsressourcen, Status etc.);
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• Lebensformen beschreiben die Struk-
tur des unmittelbaren Zusammenle-
bens mit anderen Menschen (in einer
Familie, als Single, in einer nichtehe-
lichen Lebensgemeinschaft etc);

• Milieus fassen die jeweils gruppenty-
pische, individuell prägende Art der
Wahrnehmung, Interpretation und
Nutzung der jeweiligen sozialen Um-
welt und menschlichen Mitwelt zu-
sammen;

• Lebensstile benennen ein mehr oder
minder frei gewähltes, gesellschaftlich
typisches Muster des Alltagsverhal-
tens und der Selbstdarstellung (Klei-
dung, Konsumgewohnheiten, kultu-
relle Partizipation), auch in Absetzung
von anderen Stilen;

• Lebensführung ist die typische Ge-
staltung des Alltags nach bestimmten
Werten und Normen, besonders im
Hinblick auf den künftigen Lebens-
weg (planend, spontan, situativ).

Während man auf der einen Seite noch
für eine Verfeinerung und notwendige
Ergänzung von sozialstrukturellen Mo-
dellen plädiert4, nimmt man auf der
anderen Seite gänzlich „Abschied von
Klasse und Schicht“5 und stellt die Pro-
zesse der Individualisierung in den Mit-
telpunkt der Betrachtung. Auflösungs-
tendenzen sozialer Ungleichheit wer-
den dann einerseits mit der Entwick-
lung zum „Wohlfahrtsstaat“ oder einer
allgemein wirksamen Bildungsexpan-
sion6 begründet und andererseits mit
kulturellen Umbrüchen7 in Zusam-
menhang gesehen. Den Annahmen ei-
nes starken Bedeutungsverlustes verti-
kaler Lebenslagenstrukturen stehen
allerdings jüngste Untersuchungser-
gebnisse entgegen: sowohl in der PISA-
Studie8 als auch in der für das Grund-
schulalter relevanten IGLU-Studie9

musste ein „straffer Zusammenhang

zwischen Sozialschichtzugehörigkeit
und erworbenen Kompetenzen“10 und
die damit weiterhin bestehende Wirk-
samkeit sozialer Disparitäten ausdrück-
lich konstatiert werden. In den Vorder-
grund rücken hier geschlechtsspe-
zifische, schichtspezifische und migra-
tionspezifische Ungleichheiten und
Disparitäten in verschiedenen Bildungs-
bereichen. 

Der neueren Milieuforschung wurde
demgegenüber zwar manchmal gesell-
schaftspolitische Indifferenz unterstellt,
allerdings ist die Lebensstil- und Mi-
lieuforschung weit davon entfernt „die
Ungleichheitsfrage zu einer Frage
bloßer sozialer Differenzierung zu neu-
tralisieren“11. Das Anliegen dieser neu-
en Sozialstrukturanalyse ist es vielmehr,
neben teilweise unscharf gewordenen
vertikalen Differenzierungskriterien der
traditionellen Klassen- und Schichtfor-
schung, weitere, auf die subjektive Le-
bensdeutung und die Ausprägung von
Lebensformen und Lebensstilen be-
zogene Indikatoren der horizontalen
Differenzierung mit in die Sozialstruk-
turanalyse einzubeziehen.12 War die 
traditionelle Ungleichheitsforschung
demnach auf Sozialschichten fixiert, so
ist heute neben schichten- auch nach
gruppen-, milieu- und lebenslagenspe-
zifischen Bildungskarrieren und Bil-
dungsaspirationen zu fragen.

Im Folgenden werden daher 

• Soziale Herkunft, 
• Geschlecht, 
• Migration, 
• Sozial- 
• und Erziehungsmilieus

in ihrem Verhältnis zur Bildung be-
trachtet. Das Thema Schulverweige-
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rung erfordert eine knappe spezielle
Betrachtung.

2. Soziale DisparitŠten in inter-
nationalen Schulleistungs-
vergleichsstudien 

Das Bildungssystem soll allen Kindern
unabhängig von ihren sozialen Lebens-
umständen gleiche Bildungsmöglich-
keiten eröffnen. Allerdings zeigt sich
vor dem Hintergrund der neueren Be-
funde der internationalen Schulleis-
tungsvergleichsstudien, dass Dispari-
täten der Bildungsbeteiligung, des Bil-
dungserfolgs und des Kompetenzer-
werbs im deutschen Bildungssystem
nicht nur eine gravierende Bedeutung
haben, sondern dass diese mit Blick auf
die Verteilung von Lebenschancen ho-
he Aufmerksamkeit verdienen.13

Wenn man soziale Disparitäten the-
matisiert, dann gehören hierzu die Ver-
teilung auf Bildungsprogramme, der
Verlauf von Bildungskarrieren, die Ver-
teilung von Abschlüssen und Berechti-
gungen wie schließlich auch die Per-
formanz der erworbenen Kompeten-
zen, Orientierungen und Haltungen.
Auch wenn PISA selbst nicht alle die-
se Dimensionen vollständig abbilden
kann, lassen sich auf der Basis der in-
ternationalen Schulvergleichsstudien
und zusätzlicher Auswertungen statis-
tischen Materials zum sozialen Status,
zum Geschlecht und zur Migration als
Aspekt sozialer Disparitäten einige Aus-
sagen treffen. 

2.1 Soziale Herkunft und Bildung

Die verfügbaren empirischen Daten las-
sen punktuelle Einblicke auf die Betei-

ligungsquote nach sozialen Gruppen
zu. Der Besuch von vorschulischen 
Einrichtungen ist weitgehend unab-
hängig von der sozialen Herkunft der
Kinder. Auch zwischen Alleinerziehen-
denhaushalten und vollständigen Fa-
milien bestehen nur geringe Unter-
schiede, allerdings ergeben sich bei der
Betrachtung des Erwerbsstatus der El-
tern größere Unterschiede. Beim Schul-
besuch zeigen die empirischen Zu-
sammenhänge, dass vor allem die
elterlichen Schulwahlentscheidungen
klar von deren Bildungsaspirationen be-
einflusst werden. Das kulturelle Kapital
des Elternhauses wiederum ist für die
Grundschullehrer bei deren Empfeh-
lung für den weiterführenden Schulbe-
such bedeutsam.14 Während für Kinder
eines Vaters mit Abitur eine Testleis-
tung unter dem Durchschnitt aller
Schüler für eine Gymnasialempfehlung
genügt, müssen Kinder eines Vaters oh-
ne Schulabschluss, z.B. in Hamburg zu
den besten 10 Prozent aller Schüler 
gehören.15 Die Ergebnisse der PISA-Stu-
die zeigen für die 15-jährigen Schüle-
rinnen und Schüler eine deutliche
Korrelation des Bildungs- und Ausbil-
dungsniveaus der Eltern mit der be-
suchten Schulform ihrer Kinder in der
Sekundarstufe I. Auch die beruflichen
Abschlüsse der Väter zeigen eine enge
Korrelation mit dem Schulbesuch,
denn beispielsweise haben Gymnasia-
sten auch Väter mit dem höchsten be-
ruflichen Abschlussniveau. Erstaunlich
ist es, dass sich in den 90er-Jahren der
Zusammenhang zwischen Bildungs-
herkunft und der Aufnahme eines Stu-
diums nicht abgebaut sondern sogar
noch erhöht hat. Beim Übergang vom
Abitur zur Hochschule wirkt sich 
die soziale Herkunft – vermittelt über
die Studienerwartungen der Eltern –
aus.
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„Während mehr als drei Viertel der 
19- bis 24-Jährigen, deren Eltern die
Hochschulreife erworben haben, an 
einer Universität oder Fachhochschule
studieren, trifft dies nur für etwa ein
Drittel derjenigen zu, deren Eltern ei-
nen Realschulabschluss vorweisen kön-
nen und nur noch für jeden sechsten
Jugendlichen von Eltern mit Haupt-
schulabschluss.“16 Empirisch gesichert
ist auch der Zusammenhang der Qua-
lität des Abschlusses der ersten Bil-
dungsphase mit der Weiterbildungsbe-
teiligung. Mit steigender Schulbildung,
die vom sozialen Herkunftsmilieu ab-
hängt, nimmt auch die Teilnahme-
quote an der Weiterbildung zu, und
dies gilt sowohl für die berufliche wie
für die allgemeine Weiterbildung in
den alten und in den neuen Ländern.
Aber die Weiterbildungsschere tut sich
noch ein zweites Mal auf, denn niedri-
ge Weiterbildungsbeteiligung geht mit
weniger informellen Lernaktivitäten
(Besuch von Messen, Lesen von Bü-
chern, Fachgespräche mit Kollegen etc.)
einher.17

2.2 Bildung und Geschlecht

Bei den Zurückstellungen vom Schul-
besuch sind Jungen sehr viel häufiger
betroffen, während Mädchen bei der
vorgezogenen Einschulung deutlich 
überrepräsentiert sind. Auch im allge-
meinbildenden Schulwesen sind in-
zwischen tendenziell Jungen benach-
teiligt, denn beispielsweise besuchen
deutlich mehr Mädchen als Jungen die
Gymnasien. Umgekehrt gilt dies ent-
sprechend für die Haupt- und Sonder-
schulen, in denen die Jungen stärker
vertreten sind. Begründet wird diese
„Benachteiligung“ insbesondere mit der
schlechteren allgemeinen Einstellung

zur Schule, der schwierigeren sozialen
Anpassung und der weniger motivier-
ten Arbeitshaltung von Jungen.18 Auch
wenn der Anteil an Klassenwiederho-
lern zwischen den Ländern erheblich
unterschiedlich ist, so gilt als Trend,
dass Jungen sehr viel häufiger Klassen
wiederholen müssen als Mädchen. Die
Vorteile der Mädchen und jungen Frau-
en im allgemeinbildenden Schulwesen
setzen sich im Berufsbildungs- und Er-
werbssystem allerdings nicht fort. In
der Berufsausbildung im dualen System
sind junge Frauen nur unterdurch-
schnittlich vertreten. Im dualen System
betrug der Anteil der weiblich Auszu-
bildenden im Jahre 2001 beispielswei-
se 41%. Auch ist das Ausbildungsspek-
trum der weiblichen Auszubildenden
gegenüber den männlichen Auszubil-
denden enger und eingeschränkter.19

Dagegen werden die neben dem dua-
len System bestehenden Möglichkeiten
vollzeitschulischer Berufsausbildung 
überwiegend von Frauen in Anspruch
genommen. Der Frauenanteil an den
Schulen des Gesundheitswesens betrug
im Schuljahr 2001/2002 beispielsweise
82%. Auch in den Berufsfachschulen
sind Frauen überdurchschnittlich ver-
treten (72,3%). 

Ein steigender Frauenanteil ist im
Hochschulsystem festzustellen. Wäh-
rend noch 1993 etwa 60% der Studie-
renden männlich waren, ist das Ge-
schlechterverhältnis an Hochschulen
heute annähernd ausgeglichen. Bei den
Studienanfängern im Jahr 2002 waren
Frauen bereits geringfügig in der Über-
zahl und bei den Abiturienten über-
wiegen seit Ende der 90er-Jahre die
Frauen (55,2% im Jahre 2000). Es ist 
bekannt, dass Frauen insbesondere
Sprach- und Kulturwissenschaften, Me-
dizin, Kunst und Kunstwissenschaft
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studieren, während in der Fächergrup-
pe der Mathematik und Naturwissen-
schaften nur jede dritte Studierende
weiblich ist und in den Ingenieurwis-
senschaften sogar nur jede fünfte Stu-
dierende. Hier setzen sich geschlechts-
typische Wahlen der schulischen
Leistungskurse auch in der Studienpla-
nung nach der gymnasialen Oberstufe
fort. Männliche Studierende brechen
häufiger (28%) ein Studium ab als ihre
Kommilitoninnen (26%). An den Fach-
hochschulen ist dieser Abstand zwi-
schen männlichen und weiblichen Stu-
dienabbrechern deutlich größer, wobei
hier fächerspezifische Hintergründe für
die Entwicklungen anzunehmen sind.20

Das Berichtssystem Weiterbildung wie-
derum zeigt, dass die Weiterbildungs-
beteiligung von Männern höher liegt
(45%) als die der Frauen (40%).21 Dar-
über hinaus beteiligen sich Frauen sehr
viel häufiger an allgemeiner Weiterbil-
dung und nehmen deutlich weniger an
beruflicher Weiterbildung teil.22 Die
ungünstigere Weiterbildungsbeteiligung
von Frauen ist auf Probleme der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf zu-
rückzuführen und auch darauf, dass
beim Eintritt in das Berufsleben die be-
ruflichen Ausbildungsmöglichkeiten
von Frauen früherer Alterskohorten un-
günstiger waren.

2.3 Migration und Bildung

Wenn man die gesicherte internatio-
nale Erkenntnis zugrundelegt, dass Bil-
dungs- und Sozialisationsleistungen der
Kindergärten langfristig positive Wir-
kungen auf individuelle und gesell-
schaftliche Integration haben, so ist es
positiv zu sehen, dass die Kindergar-

tenbesuchsquoten ausländischer Kin-
der kaum niedriger sind als die deut-
scher Kinder (88,3% gegenüber 91,7%).
Allerdings gibt die amtliche Statistik
keine Auskunft über nationalitäten-
spezifische Unterschiede. Ausländische
Schüler besuchen deutlich häufiger
Hauptschulen als deutsche Schüler,
gleichzeitig ist die gymnasiale Bildungs-
beteiligung der ausländischen Schüler
und Schülerinnen nur halb so hoch wie
die der deutschen Schüler (11,7% zu
32,5% Gymnasiasten im 8. Schuljahr-
gang).23

Die PISA-Studie zeigte auf, dass auslän-
dische Kinder, deren Eltern im Ausland
geboren wurden, schulisch deutlich
schlechter integriert sind, als ausländi-
sche Kinder, deren beide Eltern oder ein
Elternteil in Deutschland geboren wur-
de. Auch sind die Wiederholerquoten
ausländischer Kinder höher als jene der
deutschen Kinder. Die Risiken des Sit-
zenbleibens bei Migrantenkindern sind
durch Sprachprobleme verursacht.
Während bei Kindern deutscher Her-
kunft das Sitzenbleiberrisiko in der
Grundschule sehr gering ist, und dann
in den Klassen 7 und 8 nahezu sprung-
haft ansteigt, ist dieses Risiko des Sit-
zenbleibens bei den Migrantenkindern
bereits in der Grundschule erheblich.
Die Tatsache, dass bei Jungen dieses 
Risiko sowohl bei deutschen wie bei
ausländischen Kindern höher ist, wird
auf pubertäre Verhaltensprobleme, die
bei Jungen massiver ausgeprägt sind,
zurückgeführt.24 Die genannten Sprach-
probleme und die eingeschränkte Le-
sekompetenz ist dann auch Ansatz-
punkt für Integrationsmaßnahmen,
denn sprachliche Förderung bereits im
Vor- und Grundschulbereich ist eine
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Voraussetzung für die weitere schuli-
sche Integration. 

Auch die Beteiligung an der Hoch-
schulbildung ist bei den in Deutsch-
land lebenden Ausländern sehr viel
niedriger als bei den gleichaltrigen
Deutschen. Während die Studierquote
bei den 20- bis 25-jährigen deutschen
jungen Erwachsenen bei ca. 18% liegt,
liegt diese bei ausländischen jungen 
Erwachsenen nur bei ca. 4%. Eine 
Steigerung des Anteils ausländischer
Studierender liegt auch im Interesse je-
ner Bestrebungen, die den Hochschul-
standort Deutschland international
wettbewerbsfähig machen wollen. Die
vergleichsweise geringe Beteiligung von
Ausländern im Hochschulsektor, be-
sonders jener, die in Deutschland groß
geworden sind, ist auch in Abhäng-
igkeit vom beruflichen und schulischen
Status der Eltern zu sehen. Die geringe
Integration in unserem Bildungs-
system der Ausländer setzt sich bei der
Weiterbildungsbeteiligung fort, denn
die Weiterbildungsquote der Ausländer
ist gerade halb so hoch wie die der
Deutschen. Hierbei ist außerdem zu
berücksichtigen, dass in Weiterbil-
dungsstudien nur Ausländer befragt
werden, die über ausreichende Deutsch-
kenntnisse verfügen, so dass die tat-
sächliche Weiterbildungsbeteiligung
von Ausländern als noch geringer ein-
zuschätzen ist.25

Sowohl bei migrationsbedingten wie
auch bei sozialen schichtbeding-
ten Kompetenzunterschieden nimmt
Deutschland, in allen untersuchten
Kompetenzbereichen im internationa-
len Vergleich, eine bedauerliche Spit-
zenstellung ein.

3. Eltern-Kind-Beziehung und
Bildung

Aus pädagogischer und entwicklungs-
psychologischer Perspektive sind die
bisherigen Beschreibungen der Wir-
kungen von sozialen Disparitäten not-
wendig zu ergänzen. Die frühe Inter-
aktion in der Familie hat eindeutig
langfristige Auswirkungen auf die sozi-
al emotionale und die kognitive Kom-
petenzentwicklung. Die entwicklungs-
psychologische Bindungstheorie bei-
spielsweise bezeichnet das affektive
dyadische Band des Kleinkindes zur Be-
zugsperson als bedeutsam für den Auf-
bau der Persönlichkeit, weil Kinder auf
Schutz, Zuwendung und Sicherheit an-
gewiesen sind. Die Verfügbarkeit einer
Bindungsperson stellt nicht nur eine
Quelle der Sicherheit und der Freude
dar, sondern ermutigt das Kind auch,
und dies ist in unserem Kontext be-
deutsam, sich dauerhaft seiner Umwelt
zuzuwenden und Neues zu explorieren.
Bereits mit 4 bis 6 Jahren lassen sich in-
nere mentale Bindungsrepräsentatio-
nen nachweisen, in denen Bezie-
hungserfahrungen kognitiv und af-
fektiv integriert sind und die eine
Steuerungsfunktion für das eigene Ver-
halten in sozialen Beziehungen nach
sich ziehen. Es entstehen auf der Basis
unterschiedlicher Formen der Zuwen-
dung sehr verschiedene Bindungsfor-
men und zwar einerseits die sichere
und andererseits die verschiedenen Ty-
pen der unsicheren Bindung, d.h. eine
unsicher-vermeidende, eine unsicher-
ambivalente oder sogar eine desorga-
nisierte Bindung.26 Es gibt eindeutige
Auswirkungen einer frühen sicheren
versus unsicheren Bindung auf die 
emotionale und soziale Entwicklung.
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Längsschnittstudien haben nachge-
wiesen, dass Kinder, die eine sichere
Bindung aufbauen, mit 5 Jahren im
Kontakt zu anderen Kindern ein kom-
petenteres Konfliktmanagement auf-
weisen, d.h. selbstständiger und offe-
ner Konflikte austragen können,
während Kinder mit unsicherer Bin-
dung mehr feindselige Intentionen 
unterstellen.27 Für 10-Jährige ließ sich
zeigen, dass eine unterstützende ver-
lässliche Haltung der Eltern bei Kindern
die Bewältigung emotionaler Belastun-
gen fördert, Kummer und Angst sind
besser zu verarbeiten, Kinder mit si-
cherer Bindung verfügen über einen
höheren Selbstwert, während Kinder
mit unsicherer oder gar desorganisier-
ter Bindung stärker aggressive und ex-
ternalisierende Verhaltensstörungen
zeigen.28 Selbstwert und soziales Ver-
halten wirken sich wiederum in Bil-
dungskontexten aus. Auch die Kon-
zentrationsfähigkeit und die aktiven
Strategien des Problemlösens sind
durch sichere Bindung stärker ausge-
prägt. 

Aus solchen Befunden ergibt sich die
praktische pädagogische Aufgabe, die
familialen und außerfamilialen Bezugs-
personen von Kleinkindern so zu för-
dern, dass sie eine sichere Basis ge-
währleisten können, d.h. für das Kind
emotional verfügbar sind und das Kind
bei neuen kognitiven Aufgaben und bei
der Verarbeitung von belastenden Er-
fahrungen unterstützen können.29

Als weitere Determinante disparater Bil-
dung von Kindern wurde auch der el-
terliche Erziehungsstil diskutiert, ein
Konstrukt, das die Erziehungseinstel-
lungen, -ziele und -praktiken der Eltern
thematisiert. Das am häufigsten ver-
wendete Modell zur Darstellung von Er-
ziehungsstilen unterscheidet zwei Di-

mensionen der Erziehung, nämlich
hoch und niedrig ausgeprägte emotio-
nale Akzeptanz und Unterstützung
(permissiveness) und hoch und niedrig
ausgeprägte Anforderung/Kontrolle (de-
mandingness). Durch die Kombination
dieser beiden Dimensionen ergeben
sich faktorenanalytisch vier typische Er-
ziehungsstile:30

• der autoritative Erziehungsstil mit ho-
her Akzeptanz und eindeutigen, al-
tersangemessenen Anforderungen
und hoher Kontrolle des Kindes, 

• der autoritäre Stil, der hohe Anforde-
rungen an das Kind nach sich zieht,
aber wenig Akzeptanz beinhaltet, 

• der permissive Stil, der hoch akzep-
tierend aber wenig fordernd ist und 

• der vernachlässigende laisser-faire Stil
mit sowohl geringer emotionaler Ak-
zeptanz wie auch geringen Anforde-
rungen an das Kind. 

Der autoritative Erziehungsstil hat über
mehrere Studien hinweg deutlich Vor-
teile offenbart.31 Die autoritativ erzo-
genen Kinder zeigen höheren Selbst-
wert, Jungen erweisen sich als sozial
besonders kompetent, Mädchen als leis-
tungsorientiert und durchsetzungs-
fähiger. Ein autoritativer Erziehungsstil
war im deutschen Kindersurvey der 10-
bis 13-Jährigen in West- und Ost-
deutschland bei 20% der West- und bei
15% der ostdeutschen Eltern festzu-
stellen. Kinder aus diesen Erziehungs-
milieus haben auch bessere Schulno-
ten, eine höhere Selbstwirksamkeit,
geringere Depressivität und geringere
Delinquenzraten.32 Weitere Studien be-
legen, dass ein unterstützender akzep-
tierender und liebevoller autoritativer
Erziehungsstil zu hohen Kompetenz-
gefühlen, ausgeprägter Explorationsbe-
reitschaft und Kreativität und damit
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vermutlich auch zu höherer Bildungs-
bereitschaft führt.33 Elterliche Empathie
bewirkt eine positivere Schuleinstel-
lung, was sich dann wiederum auf den
Schulerfolg der Kinder positiv auswirkt.
Ein autoritativer Erziehungsstil und
auch das stärkere schulische Engage-
ment der Eltern korreliert positiv mit
höherer schulischer Aspiration und
Lernmotivation der Schüler.34 Die Nei-
gung zu unbefragter Strenge und kör-
perlichen Strafen im autoritären Erzie-
hungsstil haben zeitgeschichtlich in
Deutschland zwar abgenommen, aber
noch immer setzen sehr viele Eltern
körperliche Strafen als Erziehungsmit-
tel ein.35 Die negativen Folgen körper-
licher Gewalt, Vernachlässigung und
Demütigung sind langfristig und füh-
ren zu geringerem Selbstwertgefühl und
zu Ängstlichkeit bis hin zu psychoso-
matischen Störungen. 
Diese hier skizzierten Befunde weisen
deutlich darauf hin, dass soziale Dispa-
ritäten auch unter dem Gesichtspunkt
der Lebensführung und der Erziehungs-
milieus thematisiert werden müssen
und dass die Elternarbeit eine beson-
ders wichtige Aufgabe im Kontext der
Schulberatung darstellt.

4. Schulverweigerung und
SchuleschwŠnzen

Auch beim Schuleschwänzen sind so-
ziale Disparitäten nachgewiesen. In 
einer Befragung in Förderprojekten für 
ehemalige Schulverweigerer36 wurden
Jugendliche befragt, die allerdings
gleichzeitig Förderangebote akzeptier-
ten (N=861). Überdurchschnittlich häu-
fig kommen solche Jugendliche mit ge-
brochenen Schulkarrieren aus allein-
erziehenden, kinderreichen, wirtschaft-
lich schwachen, oft von staatlichen

Leistungen abhängigen Familien. Eltern
haben in der Regel nur ein niedriges be-
rufliches Qualifikationsniveau erreicht,
nur wenig Unterstützungspotenzial für
die Bewältigung der alterstypischen
Entwicklungsaufgaben ist gegeben. Ein
Abgangszeugnis, beispielsweise einer
Hauptschule, erreichen lediglich 40%
der Teilnehmer von solchen Förder-
kursen. Es dominieren Hauptschulab-
gänger mit schlechten Zertifikaten, 
aber interessanterweise gibt es auch
11% Realschulabgänger und 7% Schü-
ler mit erweitertem Hauptschulab-
schluss, die dennoch eine ausgeprägte
„Karriere als Schulverweigerer“ hatten.
Von den untersuchten Schulverweige-
rern und Schulschwänzern mussten 
über 16% eine Klassenstufe wiederho-
len, 18% sogar mehrere Klassenstufen.
Die von ihnen genannten Gründe wa-
ren Leistungsprobleme, Gesundheits-
und Verhaltensprobleme. Fast zwei
Drittel dieser Jugendlichen hatten sich
durch das Schwänzen vorzeitig von der
Schule verabschiedet. 

Wie haben Schulen und Eltern reagiert?
Die Schulen haben überwiegend mit
den Betroffenen geredet, Gespräche mit
den Eltern gesucht, Nachhilfe angebo-
ten. Es mussten aber auch Kontroll-
maßnahmen eingesetzt werden, es
wurde das Schulamt einbezogen und
Bußgeldbescheide verhängt. Über ein
Fünftel der Schulen haben – und dies
ist äußerst bedenklich – auf die ent-
sprechenden auffälligen Schüler über-
haupt nicht reagiert. Dies ist besonders
deshalb problematisch, weil sich eine
„Schulschwänzerkarriere“ im entwick-
lungsrelevanten Alter zwischen 12 und
14 Jahren verfestigt. Die Eltern wieder-
um haben überwiegend mit dem Kind
geredet, sich an die Schule gewendet,
das Kind dann auch in Förderprojekte
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gebracht. Dies sind prosoziale und
pädagogisch positiv zu bewertende Re-
aktionen. Aber auch Eltern haben hilf-
los reagiert, denn 8% haben ihre Kin-
der geschlagen, 10% überhaupt nicht
gehandelt, 29% lediglich Hausarrest
verhängt. Mit dem Kind systematisch
gelernt haben 17%, was wiederum ein
positives Elterninvolvement ausdrückt.
Zu der Risikogruppe der Schulverwei-
gerer und Schulschwänzer gehören die
in der PISA-Studie und in der TIMS-Stu-
die ermittelten kompetenzschwachen
Schüler und Schülerinnen (immerhin
23% der 15-jährigen), die sich zwar auf
verschiedene Schulformen verteilen, 
aber überwiegend aus Elternhäusern
kommen, die selbst im Bildungssystem
nicht erfolgreich waren und von daher
auch ihren eigenen Kindern wenig Un-
terstützung anbieten (können).

5. Bildung und soziale Milieus

Soziale Milieuforschung ist eine weite-
re Herangehensweise soziale Disparitä-
ten im Bildungsbereich zu analysieren.
In eigenen empirischen Untersuchun-
gen (Regionale Studien in Freiburg und
München sowie eine repräsentative
Deutschland-Studie) wurden entspre-
chend den Sinus-Sozialmilieus insge-
samt zehn Milieus unterschieden und
es wurde in Anlehnung an eine frühe
Leitstudie der Bildungsforschung37 das
grundlegende Bildungsverständnis der
Befragten erhoben. Erinnerungen bspw.
an die Schulzeit und an familiale Bil-
dungserfahrungen sind dabei keines-
falls als bloßer Rückblick an einen er-
ledigten Teil der Vergangenheit zu ver-
stehen, sondern diese haben „für den
Sprecher vielmehr eine ganz gegen-
wärtige Bedeutung: Die eigene Schul-
bildung ist für die meisten Menschen

ein Lebensfaktor, der ihnen positiv 
oder negativ bis ins Alter bewusst
bleibt, und in den Aussagen über die
vergangene Schulzeit spiegeln sich ge-
genwärtige Einstellungen, Bedürfnisse
und Erfahrungen auf dem Gebiet der
Bildung wider“38. In sozialen Milieus
finden sich sehr unterschiedliche Hal-
tungen zur Bildung und zur eigenen
Schule (insbesondere im Rückblick von
Erwachsenen ermittelt). Exemplarisch
kann dies für drei ausgewählte Milieus
verdeutlicht werden: Konservativ Ge-
hobene, moderne Performer, Konsum-
Materialisten.39

Das ältere konservativ gehobene Milieu
schätzt die humanistische Mitgift und
betont die Bedeutung der Lehrerper-
sönlichkeit, die für sie häufig ein Vor-
bild war. Schule wird als Mikrokosmos
aufgefasst, in dem Verantwortungs-
und Gemeinschaftsdenken erlernt wer-
den kann. Man weiß, dass man durch
die eigene schulische Erfahrung und
das elterliche kulturelle Kapital zu ei-
ner Bildungselite gehört. 

Das Bildungsverständnis der einkom-
mensschwachen und bildungsbenach-
teiligten Konsum-Materialisten dage-
gen ist von der statuszuweisenden und
qualifikatorischen Funktion von Bil-
dung geprägt. In Anlehnung an das mi-
lieutypische Underdogbewusstsein sieht
man für sich selbst aus strukturellen
Gründen keinerlei Chancen mehr, an
formaler Bildung zu partizipieren. In
Abgrenzung zur Welt des (formalen)
Wissens und der praxisfernen Theore-
tiker fungiert „Lebenserfahrung“ als 
Gegenpol zu einem qualifikatorischen
Bildungsverständnis. Das Bildungsver-
ständnis der Konsum-Materialisten
steht in engem Zusammenhang mit
den eigenen – zumeist ausgesprochen
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negativen – Schul- und Ausbildungser-
fahrungen, denn man berichtet von 
Überforderung, Lernschwächen und ei-
nem ausgeprägten Desinteresse an der
Schule. Weiterhin führen Diskriminie-
rungserfahrungen auch von Lehrersei-
te zu grundlegend negativ besetzten 
Erinnerungen an die Schulzeit. Die Be-
ziehung zwischen Lehrern und Schü-
lern zeichnet sich in diesem Milieu
durch eine klare Distanz und Fremdheit
aus. Gerechtfertigt wird das ausgepräg-
te inhaltliche Desinteresse häufig mit
dem Argument, dass „wahre“ Bildung
lediglich außerhalb der lästigen Pflicht-
veranstaltung Schule erfolgen könne.
Familiäre und soziale Problemakku-
mulation im Alltag sowie der Kontakt
zu sozial schwächer gestellten Grup-
pierungen eignen sich in den Augen
der Konsum-Materialisten mehr, auf
das „wirkliche“ Leben vorbereitet zu
werden. Im Gegenteil zum „Leben
draußen“ kommt auch der Lernerfah-
rung im Elternhaus wenig Bedeutung
zu. Hier berichtet man hauptsächlich
von einer ausgeprägten Hilflosigkeit.
Die große Distanz zur Schule findet zur
Welt der Weiterbildung ihre Fortset-
zung, denn auch Weiterbildung wird
lediglich mit Mühsal und Anstrengung
assoziiert, die den ohnehin schon pro-
blembeladenen Alltag zusätzlich belas-
tet.

Die Modernen Performer sind An-
gehörige der jungen, trendsetzenden
Leistungselite, die Bildung als „Instru-
ment“ jeglichen Vorankommens und
Erfolges versteht. Bildung ist damit mit
stark individualistischen Zielsetzungen
verbunden: sie dient dazu, die eigenen
hoch gesteckten Leistungsziele zu ver-
wirklichen. Es steht dabei weniger das
Miteinander als die eigene Perfor-
mance im Vordergrund, wobei man Bil-

dung als lebenslangen Prozess betrach-
tet. Die Lern- und Bildungserfahrungen
der modernen Performer sind mit
grundlegend positiven Konnotationen
behaftet, insbesondere ist man sich der
prägenden Funktion des unterstützen-
den Elternhauses bewusst. Hier wird
von einer starken Leistungs- und Er-
folgsorientierung, aber auch von einer
bedingungslosen Förderung und Un-
terstützung berichtet. Wichtige Lern-
prozesse fanden – so der Tenor in die-
sem trendsetzenden Milieu – häufig
außerhalb formal – organisierter Ver-
anstaltungen statt, häufig in selbstver-
ständlicher Auseinandersetzung mit
den Neuen Medien. Lernen in Alltag
und Beruf wird auch im Erwachsenen-
alter äußerst positiv gesehen. 

Diese kurzen Beispiele machen deut-
lich, dass mit der Differenzierung nach
sozialen Milieus das disparate Bildungs-
verhalten und die ungleichen Bil-
dungsinteressen nicht nur im Kontext
herkömmlicher soziodemografischer
Merkmale, sondern auch im Hinblick
auf Lebenswelten, Lebensführung und
Lebensstile verstanden werden. Dabei
wird begrifflich und empirisch da-
von ausgegangen, dass soziale Milieus
Menschen in ähnlicher sozialer Lage
und mit ähnlichen Werthaltungen, 
Lebensauffassungen und Lebensweisen
zusammenfassen. Die Angehörigen ei-
nes Milieus teilen Einstellungen zu 
relevanten Lebensbereichen wie Ar-
beit, Freizeit, Partnerschaft, Konsum,
Alltagsästhetik, aber auch Bildung 
und Weiterbildung. Die Position im 
sozialen Raum wird durch die Kombi-
nation aus Kriterien sozialer Lage und
Wertorientierungen bestimmt und es
wird aufgezeigt, dass u.a. prägende 
Bildungserfahrungen in Kindheit und
Jugend, Bildungsvorstellungen und Bil-
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dungsinteressen, Barrieren und  infor-
melles Lernen zwischen sozialen Mil-
ieus erheblich variieren. 

Für die künftige Beratung im Bildungs-
bereich dürfte diese phänomenologi-
sche Annäherung an das Bildungsver-

halten und die -interessen von er-
heblicher Bedeutung sein, weil die Vor-
stellungen von Bildung oder einem „ge-
bildeten Menschen“ nachweislich in ei-
nem engen Zusammenhang mit den
Einstellungen zu lebenslangem Lernen
stehen. 
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Das Buch hat seinen besonderen Stellenwert,
denn es dokumentiert authentisch die Sicht-
weise des Altkanzlers Kohl. Solche Quellen-
materialien lagen vergleichbar bislang nur zum
politischen Prozessbericht vom Sommer 1989
bis Herbst 1990 vor: ãIch wollte Deutschlands
EinheitÒ und ebenso zum CDU Partei-Spen-
denskandal: ãMein TagebuchÒ.
Zu keiner anderen Phase seines
politischen Wirkens hatte sich
bisher Helmut Kohl autobiogra-
fisch eingelassen. Er verfŸgt
zwar Ÿber einen ausgeprŠgt his-
torischen Kompass, doch wollte
er die Interpretationsleistung an-
deren Ÿberlassen. Angesichts
der immer wŠhrenden Legenden
zu einer so dominanten Persšn-
lichkeit der deutschen Zeitge-
schichte, konnte er am Ende
doch nicht widerstehen, seine
Deutung der ZeitlŠufe zu diktie-
ren. In monumentaler Unbeirr-
barkeit ist so eine voluminšse 
Erinnerung seines Wirkens entstanden, die
quellenkritisch vergleichend aufzuarbeiten ist.
Kohl gibt seine jeweilige damalige politische
Lagebeschreibung prŠgnant wieder. Auf Grund
der Lageanalysen ist sein politisches Handeln
erklŠrbar. Ob die Lage faktisch weitgehend der
RealitŠt entsprach oder nachtrŠgliche Ver-
klŠrungen dokumentiert sind, mŸssten ande-
re zeitgeschichtliche Quellen belegen. Das
Buch ist somit auch Startbeginn, um Kohls
Karriere in Rheinland-Pfalz und als Oppo-
sitionsfŸhrer in Bonn neu zu reflektieren. Lei-
der sind im Buch selbst keine Quellenbelege 
angefŸhrt, gleichwohl merkt der kundige Le-
ser sehr schnell, wann aus Protokollen der
Fraktion, des Vorstands, aus Redemanuskrip-
ten oder Zeitungsartikeln ausfŸhrlich zitiert
wird.

Die €ra Kohl bezog ihre Sicherheit aus dem
politischen Kompass, eingestellt aus den Er-
fahrungen der existenziellen Nachkriegshisto-
rie. Professionell bediente Kohl diesen Kom-
pass, weil er seinem Geschichtsbewusstsein
entsprach. Die ZeitlŠufe haben jedoch diese
kollektive Ideenwelt, tief verwurzelt im Ost-
West-Konflikt, mittlerweile zu einem Erfah-
rungsschatz von Minderheiten gemacht. Wer
die Ideenwelt kennen lernen will, der findet im
ersten Drittel der ãErinnerungenÒ reichhaltiges

Anschauungsmaterial. Die politische Bewer-
tung des Altkanzlers ist durch die Schilderun-
gen seines Elternhauses, der Kinder- und Ju-
gendzeit einfacher geworden. 

Daneben lernen wir einen Rebellen kennen,
der sich gegen die Alt-Honoratioren in Lud-
wigshafen und generell in Rheinland-Pfalz
stemmt. Kohl kommt als Modernisierer daher,
der den Alten das FŸrchten lehrt. Subtil kšn-
nen die ãErinnerungenÒ auch als ein Handbuch

fŸr FŸhrungstechniken ausge-
wertet werden. Immer lŠsst sich
beispielsweise Kohl von €lteren
vorschlagen, wenn er etwas pro-
grammatisch oder mehrheitsbil-
dend erreichen mšchte. PrŠzise
Šu§erst sich der Autor zum ãSy-
stem KohlÒ: ãGleichgesinnte um
sich versammeln, Freunde in €m-
ter wŠhlen, Vertraute fšrdern: Das
ist von vielen Publizisten immer
wieder als kritikwŸrdig angepran-
gert worden. FŸr mich war es
stets eine notwendige Selbstver-
stŠndlichkeit. Politische Macht
ausŸben kann nur, wer fŸr seine
Ideen VerbŸndete findet und mit

ihrem Zuspruch zu Mehrheiten gelangt. (...)
Was bšswillig als ÔSystem KohlÕ diffamiert wird,
ist nicht nur immer wieder von Wahlen ab-
hŠngig gewesen und durch Wahlen legitimiert
worden, sondern war immer au§erordentlich
erfolgreich. Zu diesem einzigartigen Erfolgs-
modell bekenne ich mich gerneÒ (S.112). Wie
er sich durch Personen seines Vertrauens fšr-
dernd von Stufe zu Stufe der politischen Kar-
riereleiter bewegte, ist anschaulich dokumen-
tiert. Niemals zuvor konnte man sich so dicht,
Ÿber rheinland-pfŠlzische Landespolitik der
Nachkriegszeit informieren.

Um das RŠderwerk hinter den Kulissen am
Laufen zu halten, bediente sich Kohl spezifi-
scher Mittel, die alle jetzt nachzuschlagen sind:
Das ZusammenfŸhren der Kontrahenten un-
ter Einigungszwang; Zeitstrategien, durch
Druck auf Terminplanung; Stellvertreter-Reden
von GesinnungsgefŠhrten als Testballons fŸr
inhaltliche Positionen; rhetorische Mittel des
Einerseits-Andererseits; EntschŠrfung des
Konflikts im Wege von Vertagung, der Verla-
gerung in Gremien oder der †berbrŸckung
des Disputs durch Harmonieformeln. HŠufig
trug ihn ein GefŸhl fŸr den Minimalkonsens.
Hier zeigte sich das eigentliche Metier des
Helmut Kohl: Die Notwendigkeit und Aufgabe
der Integration ganz unterschiedlicher Inter-

Das aktuelle Buch
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essen und Temperamente. Wenn er als
Schlichter des Konflikts auftreten konnte, be-
wies er FŸhrungsstŠrke. Wenn es nichts mehr
oder noch nichts zu schlichten gab, sah er
sich mit dem Vorwurf der FŸhrungsschwŠche
konfrontiert. Oft hing das stille Regieren vom
angemessenen Timing ab. Seine Entschei-
dungen fielen zu einem Zeitpunkt, den er
selbst bestimmte. Dabei lie§ er sich oft vom
Prinzip leiten: Nichts erhšht die AutoritŠt mehr
als Schweigen.

Kohl entwickelte Verfahren, mit denen es ihm
gelang, wichtige Interessenlagen seiner Par-
tei in Erfahrung zu bringen, ohne dabei auf šf-
fentliche Auseinandersetzungen oder gar auf
die Medien angewiesen zu sein. Dazu war ein
ausgefeiltes Netzwerk an InformationszutrŠ-
gern aus allen Ebenen der Partei erforderlich.
Diese ZutrŠger arbeiteten als personifiziertes
FrŸhwarnsystem des rheinland-pfŠlzischen Mi-
nisterprŠsidenten und Bonner Oppositions-
fŸhrers. Ihre Ergebnisse bildeten stets eine
Entscheidungsgrundlage des Kanzlers, die er
neben die der Administration setzte. So konn-
te er sich sein eigenes Bild von der jeweiligen
Lage machen. 

Die Auseinandersetzungen zwischen Kohl und
Strau§ bilden den Leitfaden der Bonner Zeit-
beschreibungen. Wer heute von einem Zer-
wŸrfnis zwischen der CDU und der CSU

spricht, angesichts unterschiedlicher Akzente
der Reform-Agenda, verkennt die Dramatik
der damaligen Zeit. Die heutigen Dissonanzen
sind absolut minimal im Vergleich zu den
BrŸchen der 70er-Jahre. Und noch etwas an-
deres bleibt nach der LektŸre in Erinnerung:
die Dominanz der Fraktionen im Regierungs-
alltag. Auch in diesem Bereich hat es deutli-
che Verschiebungen gegeben. Kohl lernte sein
politisches Handwerkzeug als FraktionsfŸhrer
in Mainz. Er nutzte sie als Machtbasis des Auf-
stiegs in stetiger Auseinandersetzung mit der
Regierung. Solche Positionierungen von Re-
gierungsfraktionen sind heute sowohl in den
Landtagen als auch im Bundestag eher die
Ausnahme.

Wichtige Entscheidungen wie z.B. die Nach-
folgeregelung in Mainz oder die Perspektiv-
gesprŠche mit Genscher zur Vorbereitung des
Regierungswechsels von 1982 bleiben be-
wusst nebulšs dargestellt. Deshalb sollte die
Erwartungshaltung fŸr den Folgeband der 
Erinnerungen nicht zu hoch geschraubt wer-
den, in dem das Regierungshandeln in der
Kanzlerdemokratie weite Teile fŸllen wird. Der
erste Band bleibt zur Analyse sowohl des Po-
litikverstŠndnisses von Kohl als auch seiner
spezifischen Techniken des Machterhalts ver-
mutlich wichtiger als die Fortsetzung.

Karl-Rudolf Korte
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Kaff, Brigitte (Hrsg.): Junge Union 1945-
1950. Jugendpolitik in der sowjetisch be-
setzten Zone. Hrsg. im Auftrag der Konrad-
Adenauer-Stiftung e.V., Freiburg im Breis-
gau/Basel/Wien, 2003, 309 Seiten mit 15
schwarz-wei§en Abbildungen, € 14,00.

Die Konrad-Adenauer-Stiftung fŸhrt seit 1991
jŠhrlich eine Tagung zum Thema ãPolitische
VerfolgungÒ durch, die in Erinnerung an die
beiden Diktaturen in Deutschland ãBuchen-
wald-GesprŠcheÒ genannt werden. In dem an-
zuzeigenden Sammelband sind die Referate
der Tagung des Jahres 2002 vereint. Diese
widmete sich der jungen Generation in der
SBZ und der frŸhen DDR. Die acht AufsŠtze
aus der Feder junger Autoren Ð abgesehen
von einer Ausnahme geboren zwischen 1958
und 1968 Ð gehen hierbei zum Teil deutlich 
Ÿber den im Titel ausgewiesenen themati-
schen Bereich der ãJungen UnionÒ und den
zeitlichen Horizont der Jahre von 1945 bis
1950 hinaus. So widmet sich etwa Wolfgang
Tischner, der derzeit beste Kenner der Ge-
schichte der katholischen Kirche in der SBZ
und frŸhen DDR, in seinem profunden Beitrag
dem VerhŠltnis zwischen der katholischen Ju-
gend und der FDJ (S.223-244); Georg Wilhelm
wiederum, der Ÿber die evangelische Kirche
in Leipzig von 1933 bis 1958 promoviert hat,
beschŠftigt sich mit der Evangelischen Jugend
in der SBZ (S.245-265). Beide Gruppierungen
spielten fŸr die Rekrutierung der Mitglieder der
Jungen Union in der SBZ und der frŸhen DDR
sicher eine wichtige Rolle, doch sind sie kei-
neswegs mit der ãJungen UnionÒ gleichzu-
setzen oder unter ihr zu subsumieren. Ihre
BerŸcksichtigung ist aber sehr zu begrŸ§en,
verdeutlichen doch gerade die genannten
BeitrŠge, in welchem Rahmen die parteipoli-
tisch ausgerichtete Jugendarbeit in der SBZ
stattfand. 

Von den vier Autoren, die sich explizit mit der
engeren parteipolitisch ausgerichteten Ju-
gendarbeit beschŠftigen, beschreibt Ralf Tho-
mas Baus die Entwicklung und Organisation
der ãJungen UnionÒ in der SBZ (S.26-88); Mi-
ke Schmeitzer widmet sich dem regionalen
Beispiel der ãJungen UnionÒ in Sachsen (S.89-
148) und Johannes Weberlin schildert in sei-
ner thematischen Spezialuntersuchung die
Geschichte der CDU-Hochschulgruppen
(S.149-207). Die Verfolgung der Liberal Orga-
nisation (LO) Ð einer Gruppe, die aus Frankfurt
an der Oder an die CDU in Berlin berichtete
und die in der SBZ als Widerstandsgruppe
verfolgt wurde Ð steht im Mittelpunkt der Aus-

fŸhrungen von Jochen Stern (S.208-244). Es
handelt sich hierbei im Gegensatz zu allen an-
deren BeitrŠgen des Sammelbandes um den
Bericht eines Zeitzeugen, der selbst an den
von ihm geschilderten Ereignissen beteiligt war
und deswegen zu 25 Jahren Zwangsarbeit
verurteilt wurde. 

Einleitet und beschlossen werden die bisher
genannten AufsŠtze durch die BeitrŠge von
Ulrich MŠhlert Ÿber die AnfŠnge der Jugend-
arbeit in der SBZ (S.9-25) sowie von Peter 
Skyba Ÿber die Jugendpolitik in der DDR
(S.266-286). Letzterer greift zeitlich weit Ÿber
das im Titel genannte Jahr 1950 hinaus und
zieht die Linien bis zum Ende der DDR aus.

Abgerundet wird der anregende Band durch
fŸnfzehn Schwarz-Wei§-Abbildungen und den
Listen der Jugendreferenten in den Landes-
verbŠnden der SBZ aus den BestŠnden des
Archivs fŸr Christlich-Demokratische Politik,
die zukŸnftigen Forschern die Zuordnung ein-
zelner Personen erleichtert. Im Hinblick auf ei-
ne rasche und gezielt punktuelle Nutzung der
vielfŠltigen gebotenen Informationen ist es
sehr erfreulich, dass der Band Ÿber ein Per-
sonenregister verfŸgt, was gerade bei Sam-
melbŠnden leider keineswegs selbstver-
stŠndlich ist. 

Dietmar Grypa

Rhode, Christoph: Hans J. Morgenthau und
der weltpolitische Realismus. Wiesbaden:
Verlag fŸr Sozialwissenschaften, 2004, 387
Seiten, € 34,90.

PŸnktlich zum hundertsten Geburtstag des
BegrŸnders des Realismus erscheint diese,
unter der Betreuung von Gottfried-Karl Kin-
dermann verfasste, Dissertationsschrift des
MŸnchner Politikwissenschaftlers Christoph
Rhode. 

Wie Kindermann in seinem Geleitwort zu
Recht hervorhebt, fŸllt Rhode mit dieser Schrift
eine eigentŸmliche LŸcke in der deutschen Li-
teratur der internationalen Beziehungen. Es ist
das erste Werk eines deutschen Politikwis-
senschaftlers, dass sich der Theorie Morgen-
thaus und seines akademischen sowie politi-
schen Wirkens widmet. DarŸber hinaus ist es
eins von zwei deutschsprachigen Werken, die
den in Coburg geborenen und in Chicago leh-
renden Politikwissenschaftler in das Zentrum
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der wissenschaftlichen Aufmerksamkeit
rŸcken. WŠhrend Christoph Frei in seiner se-
minalen Studie zu Morgenthau die intellektu-
ellen Wurzeln seines Denkens zurŸckverfolgt,
richtet Rhode seinen Blick primŠr auf die Dar-
stellung des von Morgenthau mitentwickelten
Realismus, seiner ontologischen und episte-
mologischen Grundlagen sowie der Anwen-
dung des Realismus auf die internationale Po-
litik seit 1945. Insofern sind beide Werke als
komplementŠr und nicht als konkurrierend zu
betrachten.

Rhodes Untersuchung konzentriert sich auf
fŸnf Kernbereiche (vgl. S.41ff.). ZunŠchst geht
er den geistesgeschichtlichen Wurzeln von
Morgenthaus Realismus nach. Hernach stellt
er den Realismus als Theorie dar, wobei Rho-
de sinnvollerweise den Blick nicht nur auf Mor-
genthaus Hauptwerk ãPolitics among NationsÒ
richtet, sondern eine Vielzahl von Morgenthaus
veršffentlichten und vor allem unveršffentlich-
ten Schriften in diese Darstellung mit einbe-
zieht. Diese ãumfassendeÒ und detaillierte Dar-
stellung der Entwicklung des Realismus ist
beileibe keine akademische PflichtŸbung, son-
dern ermšglichte es dem Verfasser, eine Rei-
he von Vorurteilen, die mit dem Morgenthau-
schen Realismus seit nunmehr fast 55 Jahren
einhergehen, zu relativieren bzw. zu widerle-
gen. Dies betrifft Fragen der Methode sowie
der Kernaussagen des Realismus. So zeigt 
Rhode sehr Ÿberzeugend, dass Morgenthau
eine Kombination zwischen einem erklŠren-
den und einem verstehenden Anspruch an die
akademische Disziplin der Internationalen Po-
litik anstrebte. Rhode nennt dies, vielleicht ein
wenig missverstŠndlich, ãdualistische Metho-
dologieÒ (S. 111) und meint im Kern damit,
dass Verstehen die Voraussetzung fŸr ErklŠren
ist.

Auch hinsichtlich der oftmals falsch darge-
stellten ãBalance of PowerÒ Konzeption von
Morgenthau kann Rhode sehr detailliert nach-
weisen, dass Gleichgewicht von Morgenthau
weitaus differenzierter betrachtet wurde, als
ihm auch heute noch die meisten Fachkolle-
gen zugestehen mšchten (S. 184-185). Be-
dauerlicherweise arbeitet Rhode dabei den 
flexiblen und dynamischen Gleichgewichts-
begriff von Morgenthau in Kontrast zu dem
vermeidlich ãmechanizistischenÒ (S. 184)
GleichgewichtsverstŠndnis von Waltz heraus:
eine GegenŸberstellung, die bei einer ge-
naueren LektŸre von Waltz nicht standhŠlt.
Sinnvoller wŠre es an dieser Stelle gewesen,
den statischen Gleichgewichtsbegriff von Au-
toren wie Butterfield, Claude und Hoffmann
fŸr die Analyse des Morgenthauschen ãBa-
lance of PowerÒ VerstŠndnis heranzuziehen.

Nach dieser lobenswerten Darstellung des
Morgenthauschen Denkens wendet sich das
dritte gro§e Kapitel der vorliegenden Arbeit
der so genannten ersten Debatte der Interna-
tionalen Politik, der Auseinandersetzung zwi-
schen Realisten und Idealisten, Ende der 40er-
Anfang der 50er-Jahre in den Vereinigten Staa-
ten zu.

Die ausfŸhrliche Darstellung der Debatte, die
ãPolitics among NationsÒ sowie ãScientific
Man versus Power PoliticsÒ (1946) nach sich
zog, ist insofern erhellend, als dass Rhode hier
deutlich zeigt, wie sehr Morgenthaus Denken
zwischen machtpolitischen und ethischen Ka-
tegorien oszillierte. Wichtig ist dabei, neben
der Feststellung, dass moralische Kategorien
durchaus ihren Platz in Morgenthaus Denken
einnahmen, die Tatsache, dass Morgenthau
sich gegen jeglichen Universalismus morali-
scher Kategorien aussprach und sich scharf
gegen jene Tendenzen in der amerikanischen
Politik aussprach, die auf der Basis universel-
ler moralischer Kategorien Au§enpolitik be-
treiben wollten.

Angesichts aktueller Tendenzen zur Universa-
lisierung partikularer Normen und Wertvor-
stellungen offenbart dieses Kapitel wichtige
Einsichten. Warum Rhode die moralischen Ar-
gumente Morgenthaus in die NŠhe der Theo-
retiker des kommunikativen Handelns rŸcken
will (S. 44), wird jedoch nicht ersichtlich. Denn
anders als bei Habermas oder Thomas Risse
wird an keiner Stelle der Kommunikation die
Funktion zugewiesen, Interessen zu verŠndern
bzw. Konsens zu stiften und die Grundlage fŸr
Handeln zu bilden.

Nach diesen theoretischen Kapiteln wenden
sich die beiden letzten Abschnitte der Arbeit
der Frage nach der heuristischen Fruchtbar-
keit des Realismus zu. AusfŸhrlich zeichnet
der Verfasser die Morgenthausche Sichtwei-
se der internationalen Politik nach, wobei die
Gegnerschaft des Politikwissenschaftlers zum
Vietnam-Krieg einen breiten Raum in dieser
Darstellung einnimmt.

Und bei der Frage, ãwas Morgenthau uns heu-
te zu sagen hatÒ verweist Rhode auf die Ak-
tualitŠt des staatenzentrierten Analysemodells
des Realismus sowie Ð und dies ist mšgli-
cherweise die erstaunlichste Schlussfolgerung
Ð auf die ãanthropologisch fundierten PrŠmis-
senÒ (S. 367) des Coburger Politikwissen-
schaftlers.

Was hingegen zu kurz kommt, ist die Renais-
sance, die Morgenthau in der vergangenen
Dekade bei einigen jŸngeren amerikanischen
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Politikwissenschaftlern erfahren hat. Bei ihren
Versuchen, die ãfine-grained structure of po-
werÒ (van Evera) zu identifizieren, die syste-
mische Wirkungen auf die Au§enpolitik von
Staaten haben, wenden sich Autoren wie Fa-
reed Zakaria und Randall Schweller, um nur
zwei zu nennen, wieder verstŠrkt dem Mor-
genthauschen Denken zu. Zudem gibt es in
jŸngster Zeit auch Versuche, dem ãStaats-
mannÒ und dessen Wirken in die Analyse der
internationalen Politik und der Au§enpolitik er-
neut Geltung zu verschaffen. 

Diese Richtung, die Gideon Rose als neo-
klassischen Realismus beschrieben hat, ver-
sucht Morgenthau und sein Denken mit dem
Neorealismus eines Kenneth Waltz zu verbin-
den. Die Darstellung und die Analyse dieser
Entwicklungen findet bei Rhode bedauerli-
cherweise nicht den Raum, den man ihr zu-
gestehen sollte.

Trotz dieser Monita muss man festhalten, dass
Rhode Pionierarbeit geleistet hat. Seine Arbeit
ist ein Werk, an dem zukŸnftig kein Wissen-
schaftler vorbei kann, wenn er sich mit Mor-
genthaus Leben, Wirken und Werk auseinan-
der setzen will. Zudem enthŠlt sie viele streit-
bare Einsichten Ÿber die Rolle von Macht und
Moral in der internationalen Politik. Es wŠre zu
wŸnschen, dass diese Arbeit eine breite Dis-
kussion in Deutschland Ð und zwar Ÿber das
zu begehende JubilŠum hinaus Ð Ÿber die Ak-
tualitŠt Morgenthaus auslšst.

Carlo Masala

Wachendorfer-Schmidt, Ute: Politikver-
flechtung im vereinigten Deutschland. Wies-
baden: Westdeutscher Verlag, 2003, 448 Sei-
ten, € 34,90.

Zu einer Zeit wie heute, in der die grš§te De-
batte Ÿber die Reform des Fšderalismus in
Deutschland seit Jahrzehnten im Gang ist,
kann es nicht schaden, sich in systematischer
wie historischer Perspektive mit den GrŸnden
dafŸr zu beschŠftigen, die zum heutigen Zu-
stand gefŸhrt haben. Das Buch von Ute Wa-
chendorfer-Schmidt Ð eine gedruckte poli-
tikwissenschaftliche Habilitationsschrift der
UniversitŠt Heidelberg Ð will beides verbinden:
Es wird zum einen die weitere und nochmals
verkomplizierte Politikverflechtung in der deut-
schen Politik seit der Wiedervereinigung kri-
tisch analysiert. Dies geschieht andererseits
anhand von vier Feldern, die in diesem Zeit-
rahmen vor dem Hintergrund wichtiger theo-
retischer Interpretationsraster untersucht wer-

den. Das erste Feld ist die deutsche Einheit,
die als ãBewŠhrungsprobeÒ fŸr die gewach-
sene Politikverflechtung beschrieben wird. 
Allerdings wird dieses Kapitel noch stŠrker 
als das restliche Buch vom Abklopfen poli-
tikwissenschaftlicher Theorien dominiert; hier
hŠtte etwas mehr historische Einordnung
durchaus Platz gehabt. Aber schon hier wer-
den einige der Reformblockaden klar und
deutlich benannt; zum Beispiel: ãDie Haupt-
gegner einer Fšderalismusreform auf dem Ge-
biet der Aufgabenverteilung sitzen im Lager
der LŠnder selbst. Die Landesregierungen und
die MinisterialbŸrokratie sind kaum bereit, 
sich von den Vorteilen des Exekutivfšderalis-
mus zu verabschiedenÒ (S. 102). Die nŠchs-
ten Kapitel liefern jenseits der politikwissen-
schaftlichen Theoriedebatte noch mehr an 
solider Analyse und kritischer Auswertung. 
So befasst sich das dritte Kapitel mit den 
Auswirkungen der Vertiefung der europŠischen
Einigung auf die deutsche Bundesstaatlich-
keit. Die Autorin zeigt sich eher skeptisch im
Hinblick auf die langfristige politische Bedeu-
tung der BundeslŠnder (vor allem der LŠn-
derparlamente) und unterstŸtzt die These, 
die europŠische Einigung wirke der Politik-
verflechtung in Deutschland eher entgegen 
(S. 153-155).

Die Skepsis Ÿber die Entwicklung des ver-
flochtenen Fšderalismus wird auch in den an-
deren Kapiteln nicht geringer. Nach einer ein-
gehenden Analyse der Entwicklung der
Finanzverfassung und des Finanzausgleichs
(vor allem der Solidarpakte I und II) kommt die
Autorin zu dem Ergebnis, dass letztlich viele
Chancen verspielt wurden und sowohl das
Bundesverfassungsgericht, dessen Beschluss
vom November 1999 nicht komplett umge-
setzt wurde, als auch der Bundestag zu den
Hauptverlierern der Entwicklung gehšren. ãDie
Verlierer der fšderalen Geschmeidigkeit sind
au§erhalb des Verflechtungssystems zu su-
chen (...) Verloren hat vor allem aber auch der
Steuerzahler von heute und morgen, der 
die finanziellen Folgen der Kostenexternalisie-
rung zu tragen hatÒ (S. 272). Das letzte der
gro§en Fallbeispiele Ÿber die europŠische 
Regionalfšrderung und den innerdeutschen
Finanzausgleich macht erneut deutlich, wie
die ãPolitikverflechtungsfalleÒ heute schon 
zuschnappt. Die EU-Regelungen haben dabei
hŠufig auf stillen Sohlen Mitwirkungsmšg-
lichkeiten der LŠnder unterminiert. Im Westen
Deutschlands haben die LŠnder heute we-
der die Mšglichkeit noch die Mittel, Struk-
turschwŠchen in ihren Regionen mit eigenen
Mitteln zu bekŠmpfen (S. 383). Die politik-
verflechtungsbedingten SteuerungsmŠngel,
die aus Deutschland bekannt sind, werden



Buchbesprechungen92

durch diejenigen auf europŠischer Ebene 
ergŠnzt und verschŠrft. Auch hier sieht die 
Autorin geringe Reformaussichten; der letzt-
lich wirksamste Faktor dŸrfte in der Tat die La-
ge der šffentlichen Finanzen in Deutschland
sein, ãdie es offensichtlich ausschlie§t, dass
Deutschland wie bisher seine Rolle als Mo-
tor der Integration und Erweiterung wahrneh-
men kann, indem es zusŠtzliche Lasten trŠgtÒ
(S. 385).

Das Fazit des Buches ist daher ein klarer Re-
formauftrag. Die Politikverflechtung im deut-
schen Fšderalismus bringe tatsŠchlich MŠn-
gel im Entscheidungsverhalten hervor. Aller-
dings sei sie in der Praxis flexibler als oft be-
hauptet und lšse auch Probleme. Aber vor al-
lem die Folgen der europŠischen Einigung
zwingen zu VerŠnderungen am Verbundfš-
deralismus. Doch bisher habe der deutsche
Fšderalismus seine Systemvorteile nicht aus-
geschšpft und noch mehr Staat erzeugt 
(S. 410). Auch Ÿber die Medien sei vor allem
wegen der KomplexitŠt der Probleme kaum
ein Problembewusstsein erzeugt worden, das
eine wirkliche Reform begŸnstige. Die Erwar-
tungshaltungen sind also nach wie vor hoch.
ãDie Befriedigung von AnsprŸchen der Ge-
genwart geht zu Lasten der Zukunft, die Ver-
sorgung von Bevšlkerungsgruppen, deren Be-
dŸrfnisse durch Arrangements der Politik-
verflechtung abgesichert sind, geht auf Kos-
ten von Randgruppen. Ganze Politikfelder lei-
den unter Auszehrung als mittelbare Folge der
selektiven DurchlŠssigkeit des Fšderalismus
fŸr politische Vorhaben der BundesregierungÒ
(S. 411). Das abschlie§ende Urteil: ãDas lŠsst
neben den VerflechtungszwŠngen von Bund
und LŠndern wenig Hoffnung auf eine von 
den Parteien vermittelte FšderalismusreformÒ 
(S. 411).

Die Arbeit der laufenden Reformkommission
wird zeigen, ob die Autorin Recht behŠlt, aber
deren Mitgliedern sei das Buch und seine
Kernthesen wŠrmstens empfohlen. FŸr Fach-
leute ist es eine wichtige und anregende Lek-
tŸre; fŸr Studenten oder die politische Bildung
ist es gelegentlich etwas schwere Kost. Zu kri-
tisieren ist allenfalls die Ÿbereifrige Bezugnah-
me auf die Publikationslisten ausgewŠhlter Po-
litologenkreise. DafŸr kommen andere Wissen-
schaftler oder Fachrichtungen zu wenig oder
gar nicht vor; als ein Beispiel sei der vor eini-
gen Jahren verstorbene Hartmut Klatt erwŠhnt,
einer der besten Kenner des deutschen Fš-
deralismus in Theorie und Praxis, der gerade
mal mit einem kurzen (englischen!) Artikel er-
wŠhnt wird. Ein etwas breiterer Blick auf die
Forschungsliteratur hŠtte die sehr Ÿberzeu-

genden und wichtigen Thesen des Buches
noch etwas glaubwŸrdiger gemacht.

Gerhard Hirscher

Knipping, Franz: Rom, 25. MŠrz 1957. Die
Einigung Europas. MŸnchen: dtv, 2004, 366
Seiten, € 15,00.

Das Jahr 2004, Erscheinungsjahr des anzu-
zeigenden Buches, steht in besonderer Wei-
se im Zeichen Europas: Am 1. Mai traten zehn
LŠnder der EU bei Ð mehr auf einmal als in 
den 47 Jahren seit GrŸndung der EG im Jah-
re 1957 zusammen. Am 13. Juni haben die
BŸrgerinnen und BŸrger aus nunmehr 25 Mit-
gliedstaaten des ãwiedervereinigtenÒ Euro-
pas an den sechsten direkten Wahlen zum 
EuropŠischen Parlament teilgenommen. Im 
Herbst 2004 wird eine neue Kommission be-
stimmt. Die Genese des EU-Verfassungs-
vertrages hat nach einem schweren RŸck-
schlag im Dezember 2003 neue Impulse
erfahren. 

Die sogenannte ãOsterweiterungÒ wird die Ge-
stalt der EU nachhaltig verŠndern. Zumal die
grš§er gewordene politische und wirtschaftli-
che HeterogenitŠt gro§e Herausforderungen
mit sich bringt, in institutioneller wie auch 
finanzieller Hinsicht. Die beginnenden Ver-
handlungen Ÿber die finanzielle Vorausschau
2007-2013, insbesondere der von den Netto-
zahlern heftig kritisierte Vorschlag der EU-
Kommission zur Erhšhung des EU-Budgets
von heute 100 Milliarden Euro auf knapp 150
Milliarden Euro 2013, geben einen Vorge-
schmack auf die zu erwartenden Verteilungs-
diskussionen. Gleichwohl: Angesichts der Er-
fahrungen aus der Geschichte der Integration
Europas besteht Anlass zur Hoffnung, dass
diese Herausforderungen bewŠltigt werden.
Die Entwicklung Europas seit 1957 ist durch
eine positive Konstante geprŠgt: Krisen, RŸck-
schlŠge und Probleme im Integrationsprozess
wurden gemeistert, politisch scheinbar Un-
realisierbares verwirklicht, man denke nur an
die erfolgreiche EinfŸhrung des Euro.

Dieser positiven Geschichte Europas in den
letzten 50 Jahren sollte man sich wieder be-
wusst werden, wenn es um die BewŠltigung
der europŠischen Fragen und Herausforde-
rungen des 21. Jahrhunderts geht. Sie ist ei-
ne realistische Kraftquelle, aber auch Mahnung
zur kontinuierlichen, dennoch behutsamen
Fortsetzung des europŠischen Weges, dessen
Ende freilich niemand kennt, Ð weshalb auch
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die hŠufig geŠu§erte Forderung nach einer po-
litischen Diskussion Ÿber die ãFinalitŠt Euro-
pasÒ letztlich nicht weiterfŸhren kann. Eben-
so wie die Entwicklung Europas seit 1957
nicht als systematisch geplante Abfolge von
Ereignissen auf der Folie einer vorab definier-
ten FinalitŠt verstanden werden kann, sondern,
wie Geschichte stets, lediglich als ãProduktÒ
von vielfŠltigen Einflussfaktoren Ð politischen
Ideen, historischen Erfahrungen, persšnlichen
Motiven beteiligter Politiker, škonomischen 
Ingerenzen und auch reinen ZufŠlligkeiten Ð,
ist auch die weitere Entwicklung der EU nur
zu einem kleinen Teil planbar und von we-
nig bestimmbaren, heute vielleicht noch gar
nicht bekannten Determinanten abhŠngig. Eu-
ropapolitik wird auch in Zukunft Politik der klei-
nen Schritte sein, die in der Retrospektive frei-
lich ein gewaltiges StŸck Weg darstellen
kšnnen.

Das Buch von Franz Knipping, Professor fŸr
Neuere und Neueste Geschichte an der Ber-
gischen UniversitŠt Wuppertal, bietet hervor-
ragende Hilfe bei der RŸckschau auf den er-
folgreichen Verlauf der europŠischen Inte-
gration bis ins Jahr 2003. Erschienen in der
Reihe ã20 Tage im 20. JahrhundertÒ nimmt das
Werk den 25. MŠrz 1957, den Tag, an dem in
Rom die Ršmischen VertrŠge unterzeichnet
wurden, zum Anlass, die Idee der europŠi-
schen Einigung aufzuspŸren und ihre Ent-
wicklung in der politischen RealitŠt nachzu-
zeichnen. Dies ist dem Autor in beein-
druckender Weise gelungen. 

Das Werk beginnt mit einer anschaulichen, fast
protokollartigen Schilderung der Ereignisse
des 25. MŠrz 1957 (S.9-18). Das anschlie§en-
de 1. Kapitel (ãDas Erbe der GeschichteÒ;
S.19-34) skizziert insbesondere die geistes-
geschichtlichen Grundlagen und Ideen eu-
ropŠischer Integration. Inwiefern die politische
Realisierung erst der Erfahrungen der Kata-
strophen der ersten HŠlfte des 20. Jahrhun-
derts bedurfte, wird im 2. Kapitel (ãDer Zwei-
te Weltkrieg als Vater der TatÒ; S.35-58)
dargelegt. Im 3. Kapitel (ãDie GrŸnderzeit,
1950-1957Ò; S.59-102) werden minutišs die
Geburtswehen der supranationalen Struktu-
ren des neuen Europas geschildert: Schu-
mann-Plan, GrŸndung der mittlerweile aufge-
lšsten Montanunion (EGKS), Scheitern der
EVG, GrŸndung von EWG und Euratom als su-
pranationale Gemeinschaften. Die schwieri-
gen und von RŸckschlŠgen geprŠgten ãAuf-
baujahre der EuropŠischen Gemeinschaft,
1958-1969Ò sind Gegenstand des 4. Kapitels
(S.103-155). Das 5. Kapitel (S.156-217) be-
handelt den ãAufbruch zum Europa der zwei-

ten GenerationÒ (1969-1984), das nach dem
RŸcktritt von de Gaulle von deutlicheren poli-
tischen und wirtschaftlichen Integrationsfort-
schritten geprŠgt wurde. Die Entwicklung in
den Jahren 1984-1993, die substanzielle Inte-
grationsschŸbe brachten (Einheitliche Eu-
ropŠische Akte; Vollendung des Binnenmark-
tes; Vertrag von Maastricht; Wirtschafts- und
WŠhrungsunion) wird im 6. Kapitel (S.218-267)
nachgezeichnet. Das letzte Kapitel (ãDie Eu-
ropŠische Union an der Schwelle zum 21.
JahrhundertÒ; 1993-2003) stellt die Ereignisse
der letzten zehn Jahre dar, die von beson-
ders symboltrŠchtigem Charakter sind (Er-
weiterungsrunde 1995, EinfŸhrung des Euro,
Grund-rechtecharta und Verfassungsentwick-
lung, Osterweiterung).

Das konzentriert und nŸchtern geschriebene,
von einer enormen Fakten- und Datendichte
geprŠgte Buch macht deutlich, wie sich klei-
ne und gro§e Schritte, RŸckschlŠge und Kri-
sen in der europŠischen Geschichte insgesamt
zum gro§artigen Projekt EU gefŸgt haben. Mit
diesem Erbe gilt es sorgsam umzugehen.
Nicht nur deshalb wŸnscht man dem Buch
viele Leser.

Josef Franz Lindner

Fielding, Nick/Fouda, Yosri: Masterminds
of Terror Ð Die Drahtzieher des 11. Sep-
tember berichten Ð Der Insider-Report von
al-Qaida. Hamburg: Europa Verlag, 2003, 256
Seiten, € 14,90.

Nach den terroristischen AnschlŠgen des 11.
September auf das World Trade Center ist der
Begriff Terrorismus nicht mehr aus dem poli-
tischen Alltag wegzudenken. Fast tŠglich wird
Ÿber Osama bin Laden und sein Terrornetz-
werk al-Qaida in den Medien berichtet. Der
tatsŠchliche Informationsgrad war jedoch lan-
ge Zeit Šu§erst gering, was zu zahlreichen
Spekulationen Ÿber die wahre Beschaffenheit
und Struktur der Organisation al-Qaida fŸhr-
te. Das Buch von Nick Fielding, Chefreporter
der Sunday Times, und Yosri Fouda stellt in
diesem Kontext jedoch eine unverkennbare
Ausnahme dar, da es auf einem 48-stŸndigen
Interview beruht, welches Fouda, Gro§britan-
nien-Korrespondent des arabischen Nach-
richtensenders al-Dschasira, mit zwei der
wichtigsten HintermŠnner der AnschlŠge des
11. September fŸhrte. Diese Quelle fŸr jour-
nalistische Recherchen ist bis heute einmalig.
Ramzi Binalshibh und Khalid Sheikh Moham-
med, welche der …ffentlichkeit bis zur Veršf-



Buchbesprechungen94

fentlichung des Buches ãMasterminds of Ter-
rorÒ weitestgehend unbekannt waren, hatten
Fouda zuvor eigenhŠndig zu diesem Interview
eingeladen, um eine Berichterstattung auf 
al-Dschasira im Sinne der al-Qaida zu errei-
chen. 

Im Zentrum des Buches steht die Darstellung
der Planung und DurchfŸhrung der Flug-
zeugentfŸhrungen des 11. September. Der
Hauptansprechpartner Foudas in dieser Hin-
sicht ist Ramzi Binalshibh, welcher sich selbst
als ãKoordinator der EinsŠtze des heiligen
DienstagÒ beschreibt. Unter seiner FŸhrung
waren die Todespiloten auf die AnschlŠge vor-
bereitet und in die USA gebracht worden. Die
Autoren beschrŠnken sich jedoch nicht auf
diesen Aspekt. So sind nicht nur die Ergeb-
nisse des Interviews, sondern auch die Um-
stŠnde, unter welchen es zu Stande kam und
die daraus resultierenden Folgen sowie zahl-
reiche Zusatzinformationen aus anderen Re-
cherchen und Interviews Bestandteil des Bu-
ches.

Dieses besteht aus elf Kapiteln, welche jedoch
keiner eindeutigen strukturellen Ordnung un-
terliegen, und einem ausfŸhrlichen Anhang.
Bevor die Autoren im zweiten Kapitel auf das
Interview Yosri Foudas eingehen wird zunŠchst
die Verhaftung Binalshibhs vorangestellt, wel-
che sich nur kurz nach der Ausstrahlung des
Berichts auf al-Dschasira ereignete (Khalid
wurde ein halbes Jahr spŠter ebenfalls fest-
genommen). Nun gehen die Autoren jedoch
auf die Vorgeschichte ein. Fouda erhŠlt im 
April 2002 einen anonymen Anruf, der ihm ein
exklusives Interview mit al-Qaida Mitgliedern
fŸr seine Sendung ãSirri LilghayaÒ Ÿber die
Wahrheit des 11. September verspricht. Nach
einigem Zšgern und einer mysterišsen Anrei-
se gelangt er schlie§lich an sein Ziel, Islama-
bad, wo er Binalshibh und Khalid das erste
Mal begegnet. Die Darstellung des Interviews
wird nun jedoch erst einmal durch vier Kapi-
tel hinausgezšgert. Nach einer Betrachtung
des terroristischen Potenzials Pakistans und
dessen Verbindung zu al-Qaida widmen sich
die Autoren Omar Sheikh, welcher 2002 des
Mordes an dem amerikanischen Journalisten
Daniel Pearl angeklagt wurde und nun auf sei-
nen Prozess wartet. Am Beispiel Sheikhs
wird der Werdegang eines Terroristen aufge-
zeigt, der sich zeitweise im Westen aufhielt
und von seinem Umfeld als sozial vertrŠglicher
und liebenswŸrdiger Mensch eingeschŠtzt
wurde. Im folgenden Kapitel wird eine Šhnli-
che Lebensgeschichte, die Mohammed Attas,
beschrieben. Er war einer der HauptattentŠter
des 11. September und Mitglied der berŸch-

tigten ãHamburger ZelleÒ. Wie viele seiner Mit-
streiter galt auch er als intelligent und um-
gŠnglich, was den Fanatismus, der ihn Ÿber-
kam, noch unverstŠndlicher macht. 

In den zwei wesentlichen Kapiteln des Buches
schildern die Autoren die Erkenntnisse des In-
terviews bezŸglich der TerroranschlŠge des
11. September 2001. Neben ausfŸhrlichen In-
formationen Ÿber die an den Flugzeugent-
fŸhrungen beteiligten Terroristen erfŠhrt man
alle Details Ÿber die Planung der Tat, bei wel-
cher zunŠchst sogar Ÿber mšgliche nukleare
Ziele nachgedacht wurde. Durch die genauen
Angaben Binalshibs ist es Fouda und Fielding
mšglich, dem Leser ein genaues Bild von den
ersten †berlegungen, den Vorbereitungen wie
z.B. den Flugausbildungen der Piloten oder
der Geheimhaltung der PlŠne vor den ameri-
kanischen Geheimdiensten und den schlie§-
lich daraus resultierenden FlugzeuganschlŠ-
gen auf das World Trade Center und das
Pentagon zu vermitteln.

Das Buch bietet demnach eine FŸlle an bis da-
hin unbekannten Informationen und ist tat-
sŠchlich ein ãInsider-Report von al-QaidaÒ. Auf
255 Seiten werden die UmstŠnde der AnschlŠ-
ge des 11. September endgŸltig aufgeklŠrt
und sŠmtliche Verschwšrungstheorien folglich
definitiv widerlegt. Durch den direkten Kontakt
zu Verantwortlichen der al-Qaida kšnnen de-
ren Weltanschauung und die Motive ihrer
Handlungen unverfŠlscht dokumentiert wer-
den. Auf diese Weise schaffen Fielding und
besonders Fouda ein authentisches und so-
mit glaubwŸrdiges Werk, welches hinsichtlich
seiner neuen Erkenntnisse eindeutig au§er
Konkurrenz steht. Neben den Informationen,
welche durch das Interview ermšglicht wur-
den, bietet das Buch viele ErgŠnzungen, die
das PhŠnomen Terrorismus zu erklŠren ver-
suchen.

So werden verschiedene WerdegŠnge von Ter-
roristen sowie die auf den ersten Blick unver-
stŠndlichen Verflechtungen des al-Qaida-Netz-
werkes einer genaueren Betrachtung unter-
zogen. Au§erdem wird der Inhalt durch zahl-
reiche Fotos ergŠnzt, welche Binalshibh, 
Khalid Sheik Mohammed sowie alle am An-
schlag auf das World Trade Center beteiligten
Todespiloten zeigen. In einem zusŠtzlichen An-
hang wird eine Debatte zwischen saudi-ara-
bischen und amerikanischen Wissenschaftlern
sowie Teile eines von Ramzi Binalshibh zur
Rechtfertigung der AnschlŠge des 11. Sep-
tember veršffentlichten Buches grš§tenteils
unverŠndert angefŸgt. ãMasterminds of Terror
Ð Die Drahtzieher des 11. September berich-
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tenÒ bietet folglich eine FŸlle von neuartigen
Informationen, welche der Welt ohne dessen
Veršffentlichung vielleicht bis heute verborgen
geblieben wŠren.

Leider kann die Umsetzung des Buches aber
nicht an den eindeutig positiv zu bewertenden
und au§erordentlich informativen Inhalt an-
knŸpfen. Der Aufbau weist keine klar struktu-
rierte Gliederung auf und rei§t den Leser durch
seine permanenten Themenwechsel hŠufig
aus dem Kontext. Diese strukturelle SchwŠche
setzt sich auch im Schreibstil fort. Trotz einer
einfachen und verstŠndlichen Wortwahl ent-
steht durch die Vielzahl an Daten und arabi-
schen Namen zunehmende Verwirrung beim
Leser, welche auch durch das ausfŸhrliche
Personenregister nicht verhindert werden
kann. Die Autoren hŠtten bedenkenlos zu
Gunsten der †bersichtlichkeit auf einige De-
tails verzichten kšnnen.

Die ausfŸhrliche Anmerkungen zu Literatur-
und Interviewquellen, das Glossar, in welchem
einige arabische Begriffe erklŠrt werden und
das bereits erwŠhnte Personenregister (wel-
ches Ÿber 250 hauptsŠchlich arabische Na-
men umfasst!) mŸssen den Autoren, die sich
dem †berfluss an Informationen scheinbar be-
wusst waren, positiv angerechnet werden. 

GrundsŠtzlich kann das neue Buch von Nick
Fielding und Yosri Fouda jedoch auch trotz
seiner strukturellen SchwŠchen als lesenswert
beurteilt werden, da es dem Leser durch die
Neuheit und Einzigartigkeit seiner Informatio-
nen ein sehr gutes Bild des heutigen Terroris-
mus und der al-Qaida vermittelt.

Felix Scheuerecker

Stoll, Peter-Tobias: Sicherheit als Aufgabe
von Staat und Gesellschaft. Verfassungs-
ordnung, Umwelt- und Technikrecht im
Umgang mit Unsicherheit und Risiko. TŸ-
bingen: Mohr Siebeck Verlag, 2003, 528 Sei-
ten, € 109,00.

Sicherheit beschreibt eines der elementaren
GrundbedŸrfnisse des Lebens. FŸr die Mo-
derne ist jedoch allgemeinen VorgŠngen der
Rationalisierung, Abstrahierung und Mediati-
sierung folgend zunehmend auch Sicherheit
zu einem staatlich gewŠhrleisteten Kollektiv-
gut geworden. Dabei hat die Politik, wie Pe-
ter-Tobias Stoll in seiner Heidelberger Habili-
tationsschrift darlegt, die latente †berfor-
derung des Staates frŸhzeitig erkannt, nach-

dem bereits 1845 mit der Preu§ischen Ge-
werbeordnung Sicherheit vor den FŠhrnissen
der heraufziehenden Industriegesellschaft erst-
mals in grš§erem Umfange kodifiziert worden
war. Somit versuchte bereits Otto von Bis-
marck in durchaus konservativer Absicht, In-
stitutionen sozialer und technischer Sicherheit
Genossenschaften zu Ÿberlassen, wenn es um
Aufsicht und †berwachung pflichtiger Unter-
nehmer ging, und die Funktion des Staates auf
Normsetzung zu beschrŠnken. Weitest mšg-
lich Kontroll- und Optimierungsaufgaben zu
delegieren ist in den letzten Jahrzehnten zu-
nehmend kennzeichnender fŸr staatliches Ver-
halten, wie an zahlreichen Beispielen verdeut-
licht wird: Die Gesellschaft ist oftmals schneller
als der Staat, Risiken zu erkennen und zu be-
wŠltigen. Deswegen sieht dieser es in zuneh-
mendem Ma§e als seine Aufgabe an, gleich-
sam Initiator und Regisseur verschiedenster
Selbstbindungsmechanismen der Wirtschaft
zu sein. Das wohl am weitesten fortgeschrit-
tene Institut solch autonomer Kontrolle ist das-
jenige der Auditierung: Hierbei weist ein Be-
treiber fŸr Errichtung und Betrieb einer Anlage
nach, gewisse Standards zu erfŸllen und zu-
meist auch eigenstŠndig weiter zu verbessern.
Im Gegenzug verzichtet der Staat weitgehend
darauf, den Betreiber zu Ÿberwachen.

Neben der Skylla der StaatsŸberforderung 
lauert jedoch die Charybdis ãorganisierte[r] 
UnverantwortlichkeitÒ im komplizierten Ge-
webe der Aufgabenteilung zwischen Staat und
Gesellschaft sowie der Gewaltenteilung in-
nerhalb des Staates. Allgemein werde heute
nicht nur in normativer Deduktion, sondern
auch in deskriptiver Empirie davon ausge-
gangen, dass Demokratisierung Sicherheit 
erhšhe. Dass Genehmigungsverfahren und
BetriebsŸberwachung gefŠhrlicher und ris-
kanter Anlagen und Arbeiten dabei demokra-
tischen Partizipationsrechten entsprechen
mŸssen, ist unumstritten. Uneinigkeit besteht
hingegen in der Frage, inwieweit šffentliche
Kšrperschaften, die demokratisch legitimiert
sind, daraus ebenfalls solche Partizipations-
rechte ableiten kšnnen. Der Untersuchungs-
gegenstand fŸhrt den Verfasser auch zu den 
Problemen der Wissenschaftstheorie und 
ihrer praktischen Auswirkungen auf staatlich-
es Handeln: Das Bundesverfassungsgericht 
orientiere sich hierbei an der Wissenschafts-
theorie Poppers. Der ãStand der Wissen-
schaftÒ, ein gŠngiger Terminus in Gesetzen
und Rechtsprechung, vermšge nur immer 
den letzten nicht widerlegten Irrtum zu reprŠ-
sentieren. Dieser Grundsatz hat freilich inzwi-
schen die Forderung aufkommen lassen, wis-
senschaftliche Erkenntnis nicht unbegrenzt 
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in staatliche Entscheidungen einflie§en zu las-
sen, sondern zumindest vorlŠufig jeweils
Schlussstriche zu ziehen.

Das Ôopus magnumÕ des Staatsrechtlers weist
Ÿber die eigene Disziplin im engeren Sinne hin-
aus. Zum einen wird es explizit an die aktuel-
len Diskurse der Sozialwissenschaften ange-
schlossen, geht der Autor doch immer wieder
auf Ulrich Becks Analyse der ãRisikogesell-
schaftÒ aus dem Jahre 1986 ein. Stoll konsta-
tiert, dass dieses PhŠnomen inzwischen zu ei-
ner ãSchutzgesellschaftÒ gefŸhrt habe. Die
gewaltige Fundamentaluntersuchung eines
ganzen Aspektes von Staat und Gesellschaft
in Deutschland stš§t zum anderen auch im-
plizit die politische und wissenschaftliche Dis-
kussion an: Stoll beschreibt nŠmlich mit gro§er
Akribie und Werturteilsfreiheit, wie die groben
und entsprechend rigiden Regelungen der
1970er- und 1980er-Jahre mittlerweile, ma§-
geblich durch EU-Richtlinien veranlasst, ver-
feinert worden sind und Betreibern und Inves-
toren wieder grš§ere Freiheiten einrŠumen.
ErgŠnzt wird diese Entwicklung durch recht-
liche Voraussetzungen der Verfahrensbe-
schleunigung. Dem steht aber die bekannte
Tatsache gegenŸber, dass potenzielle Inves-
toren anhaltend geringes Interesse zeigen, ent-
sprechende Anlagen neu zu errichten. Auch
behaupten sie nicht selten, gewisse Techni-
ken rentierten nicht hinreichend. Nicht nur das
Ausland, wo derartige Anlagen weiterhin er-
richtet und betrieben werden, lŠsst daran
zweifeln, dass hierin die wahren Ursachen zu
finden wŠren. Ein seit Jahren lahmendes Wirt-
schaftswachstum nŠhrt diesen Verdacht zu-
sŠtzlich. Offensichtlich ist die deutsche MŸ-
digkeit, neue Techniken wirtschaftlich zu
nutzen, auf au§errechtliche Ursachen zurŸck-
zufŸhren. In Betracht kommen hierbei interne
und informelle Institutionen, die derartig be-
grŸndete Investitionen verhindern. Die auch
von Stoll untersuchte ãšffentliche MeinungÒ
sowie die technikkritische Haltung erheblicher
Teile der Bevšlkerung scheinen hier zum Tra-
gen zu kommen. Wahrscheinlich spielt aber
auch die Vergangenheit insofern eine Rolle, als
die Ÿberwundene RigiditŠt der 1970er-Jahre
Vertrauen anhaltend zerstšrt haben dŸrfte. Der
Verfasser beschreibt anschaulich, wie gewis-
se Verfahren in der administrativen Praxis sein-
erzeit gehandhabt wurden.

Der mittlerweile nach Gšttingen berufene Ge-
lehrte beendet seine Abhandlung mit einer Un-
tersuchung der Funktionen, die das Parlament
ausfŸhrt. Seine Bilanz ist eher dŸster: Enqu•-
te-Kommissionen wŸrden zumeist von vor-
neherein durch die Fraktionen instrumentali-
siert. Gesetze lebten im Bereich von Technik

und Forschung mehr denn je von ihrer jeweils
neu zu bemessenden Anwendung, aber auch
von stŠndiger Novellierung: Lex semper re-
formanda est.

Daniel Hildebrand

Biografisches Handbuch der deutschen Po-
litik, bearbeitet von Bruno Jahn. MŸnchen:
K.G. Saur Verlag, 2004, 2 BŠnde, 1262 Seiten,
€ 398,00.

Dieses neue Nachschlagewerk bietet die Mšg-
lichkeit, sich schnell Ÿber den biografischen
Hintergrund der gegenwŠrtig in der deutschen
Politik in fŸhrenden Positionen aktiven Men-
schen zu orientieren. Es enthŠlt Angaben Ÿber
etwa 4.400 Personen, vor allem aus Bundes-
und Landesregierungen, Bundestag und Lan-
desparlamenten, Parteien sowie wichtige
Kommunalpolitiker und Verbandsvertreter. Die
standardisierten EintrŠge enthalten Angaben
Ÿber den persšnlichen Werdegang mit Anga-
ben zur Kontaktaufnahme sowie zu Mitglied-
schaften, AktivitŠten au§erhalb der Politik und
natŸrlich zu €mtern und der politischen Kar-
riere. Erfreulich ist, dass danach ein ausfŸhr-
licher Anhang folgt, in dem die Zusammen-
setzung von Bundes- und Landesregierungen,
die Besetzung der ParlamentsausschŸsse,
Wahlergebnisse sowie Angaben zu Parteien
und VerbŠnden aufgefŸhrt sind. Ganz am En-
de findet sich sogar noch ein Register der Ge-
burtsorte zu den erwŠhnten Personen Ð eine
nette Idee.

Zweifelsohne bietet dieses Handbuch eine FŸl-
le nŸtzlicher Informationen und ist fŸr alle, die
etwa in Politik, Politikberatung, Medien oder
…ffentlichkeitsarbeit tŠtig sind, eine wertvolle
Arbeitsgrundlage. Man kann sich so ohne Zeit-
verlust Ÿber einzelne Personen und deren Stel-
lung in wichtigen politischen Institutionen in-
formieren. Die EintrŠge ersetzen natŸrlich keine
umfassende politische Biografie (die ohnehin
von den wenigsten vorhanden wŠre), bieten
aber oft deutlich mehr als vergleichbare Ein-
trŠge in Personendatenbanken. Der Informa-
tionsreichtum wird konsequent durchgehalten;
lediglich bei einigen wenigen Menschen, die
anscheinend ãnurÒ Mitglied eines Partei- oder
Verbandsvorstands sind, findet sich nur ein
sehr kurzer Eintrag.

Die beiden BŠnde sind aber noch aus einem
anderen Grund interessant: Sie liefern auch
umfassendes Vergleichsmaterial fŸr eine ge-
nauere Erforschung des Hintergrundes und
Werdeganges der politischen Eliten im
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Deutschland der Gegenwart. Auch ohne 
detaillierte empirische Analyse kann man 
erkennen, dass sich die Biografien dieser
Menschen zum Teil deutlich unterscheiden: Da
erkennt man nicht nur klar die DDR-typischen
Ausbildungsmuster bei vielen Politikern aus
den neuen BundeslŠndern; auch in West-
deutschland sind zahlreiche Biografien gera-
de bei Politikern der bŸrgerlichen Parteien
Šhnlich (Abitur, Jurastudium, Arbeit im politik-
nahen Bereich). Interessant wŠre es, nŠher zu
untersuchen, ob sich bei den JŸngeren hier
etwas verŠndert Ð zum Beispiel bei Karrieren
im Bereich von SPD und GrŸnen au§erhalb 
etablierter GewerkschaftskanŠle. Aber noch
einiges mehr wŠre nŠher zu untersuchen, et-
wa der Einfluss religišser Bindungen Ð so gibt
es bei weitem nicht nur Ostdeutsche, die sich
als konfessionslos beschreiben; das fin-
det man in diesen BŠnden auch bei einigen 

Kollegen aus dem Westen. DarŸber hinaus
nennen viele ihre Religionszugehšrigkeit 
Ÿberhaupt nicht Ð auch dies Zeichen eines
Wertewandels, der die politischen Eliten lŠngst
erreicht hat? Schlie§lich mag die Tatsache,
dass mancher auch nach teilweise unglaub-
lich langen Ausbildungs- und Studienzeiten
den Weg in eine politische Elitenposition und
in dieses Handbuch gefunden hat, viele Ju-
gendliche tršsten Ð ob dies ein gutes Zeichen
fŸr den Zustand von Teilen unserer politischen
Klasse ist, mag dahingestellt bleiben.

Fazit: Ein wichtiges und empfehlenswertes
Handbuch, dem man wŸnschen sollte, dass
es regelmŠ§ig in Neuauflage erscheint, um der
unvermeidlichen Veralterung der Angaben ent-
gegenzuwirken.

Gerhard Hirscher
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